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Bonn, den 7. November 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 25. April 1961 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Griechenland über Soziale Sicherheit 

nebst Begründung sowie Abdruck des Abkommens und des 
Schlußprotokolls in deutscher und griechischer Sprache, der 
Denkschrift zum Abkommen und zum Schlußprotokoll und 
einer Übersicht über das griechische System der Sozialen 
Sicherheit mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 249. Sitzung am 26. Oktober 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 25. April 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 25. April 1961 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Griechenland über Soziale 
Sicherheit nebst Schlußprotokoll wird zugestimmt. 
Das Abkommen und das Schlußprotokoll werden 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkom- 
mens für einzelne Träger der Krankenversicherung 
außergewöhnliche Belastungen, so können diese 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden. Uber den 
Ausgleich entscheidet auf Antrag der Bundesverband 
der Ortskrankenkassen; vor der Entscheidung sind 
die anderen Spitzenverbände der Krankenversiche- 
rung zu hören. Die zur Durchführung des Ausgleichs 
erforderlichen Mittel werden durch Umlage auf 
sämtliche Träger der Krankenversicherung im Ver- 


hältnis der durchschnittlichen Mitgliederzahl des 
Vorjahres einschließlich der Rentner aufgebracht. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 57 Abs. 2 und das Schlußprotokoll in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Mit dem Inkrafttreten des Abkommens treten 
die Sechste Verordnung zur Durchführung des Kin- 
dergeldgesetzes und des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes (Griechenland) vom 5. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 899) und die Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Kindergeldkassengesetzes vom 
7. Dezember 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1999) außer 
Kraft. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen und das Schlußprotokoll bedürfen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da sie sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da in dem 
Abkommen auch das von den Ländern durchzufüh- 
rende Verwaltungsverfahren geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, außergewöhn- 
liche Belastungen auszugleichen, die durch das Ab- 
kommen entstehen können. Die Entscheidung des 
Bundesverbandes der Ortskrankenkassen unterliegt 
gegebenenfalls der Nachprüfung durch die Gerichte 
der Sozialgerichtsbarkeit. 


Zu Artikel 3 

Das Abkommen und das Schlußprotokoll sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 57 Abs. 2 und das 
Schlußprotokoll in Kraft treten, im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Die in Absatz 3 genannten Verordnungen stellen 
vorläufige Regelungen dar, die mit dem Inkrafttre- 
ten des Abkommens außer Kraft treten. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
über Soziale Sicherheit 

Ivpßacris 

jiera^v rr]s 'OjuocnrovSiaKris /\?]juoKpaTi'as tTj s T eppavlas Kal tov 
BacriXelov rrjs GXXaSos irepl KoivwviKrjs äcnpaXelas 


DER 

PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER HELLENEN 

IN DEM WUNSCHE, die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereiche der Sozialen Sicherheit zu 
regeln, und 

IN ANERKENNUNG DES GRUNDSATZES, daß die 
Staatsangehörigen der beiden Staaten bei Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit 
einander gleichstehen, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, hierüber ein Abkommen 
zu schließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Albert Hilger van Scherpenberg 

und den Staatssekretär im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, 

Herrn Dr. Wilhelm CI aussen 

Seine Majestät der König der Hellenen 
Seine Exzellenz den Königlich Griechischen Botschafter 
in Bonn, 

Herrn Thomas Ypsilanti. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten fol- 
gendes vereinbart: 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland, 

„Griechenland" 

das Königreich Griechenland; 

2. „Hoheitsgebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Griechenland den Geltungsbereich der 
Verfassung von Griechenland; 

3. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik einen Deutschen 
im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Griechenland einen Griechen im Sinne 
der im Königreich Griechenland geltenden Vor- 
schriften; 


O IIPOEAPOS THS OMOSIIONAIAKHS 
A II M OK P ATI AS THS TEPMANIAS 
y.od 

II A.M. O BASIAETS TON EAAIIXON 

EN TH EIII0YMIA oxcoq puffpLacoat Ta<; g%£g£i~ psTaJu 
t&v 86o Kparcov eiq tov Topsa tt^ xoivcovtxTjq da'^aXetac xai 

EIS ANAPNOPISIN THZ APXHS, Ötl oi ttoXltoei 

ap 90 T£pa)V rav xparcov sT vat taot xava tt;v ^pappoy^v t&v 
ßiÄTaJeoiv TTjq efrvtXT;:; vopo^saLa? exaaTou Trspi xotvovixr^ 
daqjaXsta?, 

STNE<I>QN H SAN Öttco;; izcpi toutcov aovd^coaL aupßaatv 
xat Sttoptaav IIX7;ps£Gua£ou$ aurwv : 

*0 TIpös3poq TT '0[iOG7zov8Locy.r^ ArjpoxpaTCas Fep pavta; 

TOV KuptOV 'YoUTTOUpyÖV TÖV *E?COT£plXCüV 

Apa Albert Hilger van Scherpenberg 

xod tov Kuptov 'YtpuTroupyov toü 'OpoaTrovStaxov 
'YroupyeSou ’Epyaatas xat Kolvwvlxcov PoÜptascav 
Apa Wilhelm Claussen, 

'H A. M. 6 BaatXsüq twv 'EXX^vojv 
tt;v auTou ’E£oyoTT]Ta tov üpsaßuv tou BaatXeiou tt;; 
‘EXXdSo^ ev Bovv'j f\ 

Ivjp tov Ocopav 'T ^TjXdvTT] v. 

Ol IIXypE^ovaioL xoltotuv dvTaXXay^s; tcov xaXw<; xai voptpox; 
eyovTcov TrX^peJovaLcov ocutcov auvtopoXoyyaxv toc xoctcoDl: 

MEPOS nPOTON 

FtVlXOt OQOl 

’Äpüpov lov 

Ol ev tt) TrapouaflSupßdastxP’/jatpoTTOioupsvoi opoi Gr t patvouv: 

1. «'OpocuTovSiaxT] AigpoxpaTtoc » 

ttjv 'OpocFTrovSiaxTjv AypoxpaTLav Tr t q Teppavta?, 

« c EXXd<; » 

TO BaatXeLov t% *EXXaSoc. 

2. «nspioyT] ALxaio^oaLa:;» 

öaov aoopa ttjv 'O poaTTOvSiax^v AypoxpaTLav, ttjv irepto- 
y /]v iGyyoc, tou SuvTdcypxTOc; rr^ 'OpoaTrovStaxr^ Ar ( po- 
xparLac tt^ TsppavLa!;, 

Öaov aoopa ttjv ‘EXXdSa, ttjv Trepi o/jqv tayvo; tou 

'EXX^vtxou SuvraypaTo^. 

3 . «IIoXlttjC » 

öaov dooca tt;v 'OpoaTrovStaxTjv A*/;poxpaTtav, tov ysp- 
pavov utto tt;v övvolccv tou SuvTdypaToq *Opoa7rov- 
8ia v.rfe ATjpoxpaTLaq tyjs Tsp pavta;, 
öaov dqiopa ttjv *EXXa3a, tov £XXyva utto tyjv evvotav t t;; 
vopoüsaLa^, r^Tiq iGyyzi eic, t 6 BaaiXetov tt^ *EXXd5o;. 
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4. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen und Satzungen, die sich 
auf die in Artikel 2 Absatz (1) bezeichneten Ver- 
sicherungen und Leistungen der Sozialen Sicherheit 
beziehen und in dem Hoheitsgebiet oder einem Teil 
des Hoheitsgebietes einer Vertragspartei in Kraft 
sind; 

5. „Zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf Griechenland den Arbeitsminister oder 
den sonst zuständigen Minister; 

6. „Träger“ 

die Hinrichtung oder die Behörde, der die Durch- 
führung der in Artikel 2 bezeichneten Rechtsvor- 
schriften oder eines Teiles davon obliegt; 

7. „Zuständiger Träger“ 

den Träger, bei dem die betreffende Person im 
Zeitpunkt des Antrages auf Leistungen versichert 
ist oder gegen den sie einen Anspruch auf Leistun- 
gen hat oder noch hätte, wenn sie sich im Hoheits- 
gebiet der Vertragspartei aufhielte, in dem sie zu- 
letzt beschäftigt war, oder den von der zuständigen 
Behörde bestimmten Träger; 

8. „Träger des Aufenthaltsorts" 

den Träger, der für den Ort zuständig ist, an dem 
die in Betracht kommende Person sich aufhält, oder 
wenn die Rechtsvorschriften der betreffenden Ver- 
tragspartei einen solchen Träger nich . bestimmen, 
den von der zuständigen Behörde dieser Vertrags- 
partei bestimmten Träger; 

9. „Deutscher Träger" 

einen Träger, der im Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik seinen Sitz hat, 

„Griechischer Träger“ 

einen Träger, der im Hoheitsgebiet Griechenlands 
seinen Sitz hat; 

10. „Angehöriger" 

einen Angehörigen oder Familienangehörigen im 
Sinne der anzuwendenden Rechtsvorschriften; 

11. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften; 

12. „Beitragszeit" 

in bezug auf die Bundesrepublik eine Zeit, für die 
Beiträge wirksam entrichtet worden sind oder als 
entrichtet gelten, 

in bezug auf Griechenland die Arbeitstage im Sinne 
der Nummer 13; 

13. „Arbeitstag" 

ein Tag, für den der Versicherte Anspruch auf Ent- 
gelt in Form von Bar- oder Sachbezügen für eine 
Beschäftigung hat, die der Versicherungspflicht 
unterliegt, oder ein Tag, für den er ohne Ausübung 
einer solchen Beschäftigung Entgelt erhält, oder ein 
Tag, für den er freiwillig weiterversichert ist; 

14. „Gleichgestellte Zeit" 

eine Ersatzzeit, Ausfallzeit, Zurechnungszeit oder 
sonstige Zeit, soweit sie nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften einer Beitragszeit im Sinne der 
Nummer 12 gleichsteht; 


4. «AiaTocHei^» 

tou<; vofjLou;;, Ta 8iaTaypt.aTa xal tou? xavovia^oü?, oltl- 
v£? odpopcoat. Ta? £V ap-Opco 2 rapayp. (1) ava 9 £p 0 [iiva? 
&a?aXCasi? y.od rapoyd? tt)? xoLVomXT)? topaXlaEW? xat 
oitivs? iayuouv £i? tt)v rEpioyyjv Stxat-oSoaia? r t T[xr^a 
tt]? r£pioy*/)? SixaioSoata? I:v6? ix töv aupißaXXoptivcov 

Msp&v. 

5. «'AppLoSta ’Ap/jj » 

öaov acpopa tyjv 'Opt.oarovöt,axY)v A7)pt,oxpaTiav, tov 
'O fjioCTTrovSLaxov 'Troupyov ’Epyaata? xa t Koivcdvixcdv 
'Pu^pdaEcov, 

Öaov odpopqc ttjv 'EXXdöa, tov 'Yroupyov ’Epyaata ? vj 
tov aXXc o? dppi.6Si.ov 'Yroupyov. 

6. «<hop£u?» 

tov öpyaviapiov y\ ttjv apyjjv £i? t^v i/ßi avaT£&7j 7) 
£?apfxoy7j tcdv ev ap^-pcp 2 dvacpEpopiveov SiaTa?£CDV /) 
ptipou? aÖTÖW. 

7. «'Appi.6§Lo? 9op£u?» 

TOV cpopioc Ttapd TW 071010) TO £V§ia9£p6pL£VOV TTpOaCDTTOV 
slvai Y]a9aX[,ap^vov xaTa tov ypovov uroßoXvj? alT7ja£o? 
rspt rapoycov } r\ xaTa tou orolou zyzi a^icoaiv irrt rapo- 
ycov 7) xaTa tou orolou 8-a £ly£ TOiaÜT^v a^tcoaiv, iav 
Stipt£iV£V £i? ty]v rEptoyirjv SixaLoSoata? tou aupißaXXo- 
ptivou M£pou?, £v TT) orota IrpaypLaTorotyas ttqv tsXeu- 
Taiav dra ayöX^atv r\ tov uro tt ]? appioSra? apy?;? opt- 
aOdvTa 9op£a. 

8. «<Dop£6? tou TOTcou SiapiovT]?» 

tov 9opia, ÖaTi ? slvai appioSio? Sid tov tottov, el? Öv 
StapiivEi To £VÖia9£p6pL£vov rpoacDrov, 3), £dv al StaTa- 
£et? tou olxeiou aupißaXXoptivou Mipou? $£v opi^ouv 
toloütov 9 op£a, tov uro tt)? appioSta? dp yvj? tou aupL- 
ßaXXopiivou toutou Mspou? opiaftevTa 9 op£a. 

9. «TEppiavixo? 9 op£u?» 

tov 9 op£a, oaTt? sysi tt]v öSpav tou £i? ttjv t zzpioyr { v 
BixcaoBoalccc, T7j? 'OpioarovSi-axT)? A7]pioxpaTLa?, 

YEXXyjvlxo? 9ope , i?« 

tov 90 p£a ? oaTi? £y£i ty)V £§pav tou £i? r/;v rzspioyry 
SixatoSoata;; Tyjt; *EXXaSo^. 

10. <fMfXo<; oLXoy£V£La<;» 

t 6 ptlXot; Tr^ otxoy£V£ia(; uro ttjv cvvotav tcdv £ 9 ap(j.o- 
aT£o)V öt,aTd5so)V. 

1 1 . «’Ak<xgx67,t 1 gi<;» 

ty)v draay6X7)aLv 7) ipyaaiav uro tt;v Ivvorav tcov £ 9 ap- 
pLoaT£cov SiaTa^ecov. 

12. «ÜEptoSoi; £la9opcov» 

rpox£tpL£vou r£pl tt);; 'OpioarovSiaxT)!; A^ptoxpariaf; tov 
ypovov, Si öv xaTEßXTjfX^aav *r\ ^£ 0 )pouvTai w; xaTaßXv)- 
0-ziGca ai £La 90 pat, 

rpox£ipLsvou r£pt ttj«; ‘EXXaSot; Ta^ TjpLEpat; Ipyaata^ uro 
tt;v ^vvotav tou apif^ou 13. 

13. ^Tlptspai ipyoLaloLQ» 

Tas Y)pi£pac; ipyaaia«; xaö-’ai; ol T^aXiapiivot StxatouvTai. 
dpLoi,ß7)(; ziq yp7)[xa 7) slq £l§o<; Sd ipyaaiav ürayoptivvjv 
£L<; aa 9 aXiaLv 7) xa^’a^ SixaLouvTat apLOLß7)<; av£u rpay- 
[i^vxrß rapoyr^ twv ür7)p£at,Ö)V tcdv r\ Ta c, r^ipccq 
rpoatp£TtX7)(; auvsyiaEcot; Tij? da9aXLa£0)<;. 

14. *< 5 E|opLotoüpL£Voc; ypövot; da 9 aXta£ 0 )£;» 

ty)V ypovLXYjv r£p£oöov ^ r£pLoSov öiaxorT^ araayo- 
XY)a£CD? 7 ) T 7 )V rpÖa^ETOV XP 0 VLX 7 )V r£ploÖov ^ &XXt)V 
ypoviyJ]v r£ptoSov, £ 9 ’ öaov aÖTat xaTa Tat; £9appioaT£a? 
Siot'zat.ziq i^optoLoüvTai rp 6 <; rspLÖSout; £ia 90 p<DV uro rrpj 
Evvoiav tou apiO-. 12 . 
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15. „Leistung“ 

eine Leistung einschließlich aller Zuschläge und 
Zuschüsse; 

16. „Rente“ 

eine Rente einschließlich aller Zuschläge und Zu- 
schüsse; 

17. „Invaliditätsrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Rente, die 
nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherungen wegen Berufsunfähigkeit 
oder wegen Erwerbsunfähigkeit eines Versicherten 
gewährt wird, einschließlich der Bergmannsrente, 

in bezug auf Griechenland die Rente, die nach den 
griechischen Rechtsvorschriften über die Renten- 
versicherungen wegen Invalidität eines Versicher- 
ten gewährt wird, mit Ausnahme der Rente für 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten; 

18. „Altersrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik das Altersruhe- 
geld nach den deutschen Rechtsvorschriften, 

in bezug auf Griechenland die Altersrente nach den 
griechischen Rechtsvorschriften; 

19. „Hinterbliebenenrente" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Witwen-, 
Witwer- und Waisenrente sowie die Rente an eine 
frühere Ehefrau oder an einen früheren Ehemann, 
die nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherungen gewährt werden, 

in bezug auf Griechenland die Rente, die nach den 
griechischen Rechtsvorschriften wegen des Todes 
des Versicherten oder des Rentenempfängers den 
Familienangehörigen gewährt wird, mit Ausnahme 
der Rente für Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten, die an Familienangehörige gewährt wird; 

20. „Rente" im Sinne des Abschnittes III 

in bezug auf die Bundesrepublik die Verletzten- 
rente oder die Hinterbliebenenrente nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften über die Unfallversiche- 
rung, 

in bezug auf Griechenland die Invaliditätsrente 
oder die Hinterbliebenenrente, die nach den grie- 
chischen Rechtsvorschriften über die Invaliditäts- 
versicherung und über die Hinterbliebenenversiche- 
rung auf Grund eines Arbeitsunfalles oder einer 
Berufskrankheit gewährt wird; 

21. „Familienbeihilfen“ 

in bezug auf die Bundesrepublik die in Artikel 2 
Absatz (1) Nummer 1 Buchstabe d) genannten Lei- 
stungen, 

in bezug auf Griechenland die in Artikel 2 Ab- 
satz (1) Nummer 2 Buchstabe f) genannten Leistun- 
gen. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1. in der Bundesrepublik auf die Rechtsvorschriften 
über 

a) die Krankenversicherung (Versicherung für 
den Fall der Krankheit, der Mutterschaft und 
des Todes), 

b) die Unfallversicherung (Versicherung gegen 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten), 


15. «Ilapo yr t » 

rxpoyYjv aujXTTSptXaptßavousvcov ttxvtoov tcov sTrtSotxxTcov 

XXt TCOV TCpoaxU^asCOV. 

16. «£6vTa?t?» 

(TOVTa^tV GUptTTSptXxixßxvOfXSVCOV 77XVTCOV TCOV STTtSojXXTCOV 
xxi Trpoaxu^ascov. 

17. «ZuvTa^t? dvaTT/jptx? » 

oaov xoopx z yjv 'Ojxoa::ovStaxYjv A'/j;xoxpxTtxv, zfy c pjv- 
txJlv, 7j Tt? yopyjystTat au(X9cbvco? Trpo? tx? yspptxvtxx? 
StXTa^st? izzpi XG'pxXiGsoz auvad^scov Xoyco irrayysX- 
ptaTtXYj? xvlxxvotyjto? yj Xoyco dvtxavoTYjTO? 77 p 6? ß lotto - 
ptaptov Yja9xXtapivoo, au {x tts p tX x u ßx v o tx s v yj ? xxi z r 4 ? 
OUVTXjsCO? TCOV [XcTxXXsUTCOV, 

oaov oxpopa rqv 'EXXdSa, tyjv auv txJiv, yjti? aupt 9 covco? 
r:p6? tx? eXXYjvtxa? StxTx?si? 77spt da 9 xXiasco? auv - 
tx'scov yopYjystTXt Xoyco dvaTr/jpta? tou Yja 9 xXtapivou, 
sjxtpou usvyj? tyj? auVTa^sco? St’spyxTtxx aTuyYjtxxTx xxi 
i:77xyysXfxxTtxx? da&svs lxc. 

18 . «Zuvtxv-S yLjpaTo? » 

oao v odpopx tyjv 'OptoaTrovSixxYjv AYjptoxpxTtxv, tyjv auv- 
Txt?tv Xoyco yYjpxTO? avv^pcovco? ttoö? zxc ysptxxvixx; 

8 tXTX?St?, 

oaov 01:90p x tyjv *EXXx8x, tyjv auvTx^tv Xoyco yvjpxTO? 
aup/pcovco? TTpo; tx? sXXYjvtxx? <hxtx?si?. 

19. «ZvvTx^t? üxvxtou» 

oaov dcpopx tyjv ' OfJtoaTovStxxYjv A'cjptoxpaTtxv, tyjv 

avVTX?LV TYJV yOp^YODyLZVT^ St? TYJV yYJOXV, TOV */ 9 ;pOV 
YJ TX Op9XVX, CO? xxi TYJV aUVTXt?tV, YJTI? XXTxßdXXsTXt 
st? 77pcoYjv ao£jyov ap^oTspcov tcov ouXcov, aopt9covco? 

77p6? TX? VSpUXVtXX? StXTX^St? 77Spt datpxXtaSCO? OV)V- 

tx<;scov, 

Öa0V XOOpX TYJV *EXXxSx, TYJV aUVTX'tV TYJV /Op^yO'JJlSV'^V 
Xoyco Oxvxto’j tou r^paXtapivou yj tou auvTx?touyou 
st? tx [XsXyj otxoysvstx? aup^covco? r:p6c tx? sXXyjvlxx? 
ätxTxHst?, s:?xtpoo;jisvY;? tyj? auvTX?sco? St’spyxTtxx xtu- 
‘/yjuxtx yj l7TxyysXij.aTt.xd? daÜsvstx?, vjTt? xaTxßxXXsTxt 
si? tov? <$txxiovyou? Xoyco Oxvxtou. 

20. «Zuvtx?i?» Otto tyjv s vvotxv tou Tcitou Mspou? 

oaov xxpopx tyjv ' O pt o a 77 o v 8 1 x x Yj v AYjtxoxpxTtxv, tyjv 
aUVTX?lV dvX77Y ( plX? YJ tyjv auvTX?tv üxvxtqu auut/pcovco? 
7:p 6? tx? yspuxvixx? StxTx?st? zzzzl xaoxXtasco? xtu/yj- 

pLXTO?, 

oaov xoopx tyjv 'EXXxSx, tyjv aovTX?iv xvxrrYjpix? yj 
ÜXVXTOU TJTL? yop^ysivTXL ßxasi tcov eXXyjvixcov 8 lX* 
tx^scov TTspL da 9 xX(asco? xvxtt/j p(x? xxi 7rspt da 9 aXtasco; 
üxvxtou auvsTrsix spyxTixou XTU/YjrxxTo? yj inxyys/.;xx - 
tix^? daüsvsixc. 

2 1 . ä O ixoysvEixxd sn^ouxTx .« 

oaov X90px TYJV 'OfXOaTTOvSlXXYJV A'/JJJLOXpXTtXV, TX? SV 
apüpcp 2 77 xp. ( 1 ), apiü-. 1 , aToiy. (S) dvxuspousvx? 
Trapoyd?, 

oaov a 9 opx tyjv 'EXXx§a, tx? sv apüpco 2 :rxp. (1), dpiD. 2 
aTot-y. (ot) dvx9spopt.sva? Txpoyx?. 


’Apüpov 2 ov 

( 1 ) UL Trapouaa Süpißaai? ava9sp£TXt 

1 . Et? TYJV ‘ O [X 0 a77 0 V S t xx/j v Ayjuoxcxt'.xv, St? TX? Stx- 
zxqzLq Trspt 

(x) xa9xXtasco? xxzx tyj? da^svstx? (xa9xXtat? xa^s- 

VStX?, tX'/jTpOTYJTO? XXt ÜXVXTOu), 

(ß) da9xXtasco? xxzx tou aTuyrj'XXTO? (xa9xXtat? sp- 
yxTtxcov XT'jyy;xxTcov xxt s t xy y sX tx x t t x co v daf>=:- 
vstoov), 
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c) die Rentenversicherung der Arbeiter, die Ren- 
tenversicherung der Angestellten, die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung und die im 
Saarland bestehende hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung (Versicherungen für den 
Fall der Berufsunfähigkeit, der Erwerbs- 
unfähigkeit, des Alters und zugunsten der 
Hinterbliebenen), 

d) das Kindergeld für Arbeitnehmer; 

2. in Griechenland auf 

a) die allgemeinen Rechtsvorschriften über die 
Hauptversicherungen der Arbeitnehmer oder 
ihnen Gleichgestellten sowie der Seeleute im 
allgemeinen für den Fall der Krankheit und 
Mutterschaft, der Invalidität, der Arbeits- 
unfälle, der Berufskrankheiten, des Alters und 
des Todes, 

b) die Rechtsvorschriften über die Entschädigung 
von Arbeitsunfällen, 

c) die besonderen Rechtsvorschriften über die 
Hauptversicherung bestimmter Gruppen von 
Arbeitnehmern für die genannten Fälle, 

d) die Rechtsvorschriften über die Zusatzver- 
sicherungen, 

e) die Rechtsvorschriften über die Gewährung 
von Pauschalbeträgen für bestimmte Fälle 
(Vorsorgeversicherung), 

f) die Rechtsvorschriften über die Familien- 
beihilfen. 

(2) Soweit nicht die Absätze (3) und (4) etwas anderes 
bestimmen, bezieht sich das Abkommen auch auf alle 
Rechtsvorschriften, welche die in Absatz (1) genannten 
Rechtsvorschriften zusammenfassen, ändern oder ergän- 
zen. 

(3) Das Abkommen bezieht sich, sofern die Vertrags- 
parteien nichts anderes vereinbaren, nicht auf 

a) Rechtsvorschriften über einen neuen Zweig der 

Sozialen Sicherheit, 

b) Rechtsvorschriften, die das bestehende Recht auf 

neue Personengruppen ausdehnen. 

(4) Änderungen und Ergänzungen der in Absatz (1) be- 
zeichneten Rechtsvorschriften, die sich aus zwischenstaat- 
lichen Abkommen über Soziale Sicherheit oder aus einer 
von einer Europäischen Gemeinschaft erlassenen Rechts- 
vorschrift ergeben, sind im Verhältnis zwischen den Ver- 
tragsparteien nur zu berücksichtigen, wenn diese es ver- 
einbaren. 


Artikel 3 

(1) Dieses Abkommen gilt, soweit die Artikel 7 und 8 
nicht anderes bestimmen, für 

a) Staatsangehörige der Vertragsparteien, 

b) Angehörige und Hinterbliebene der in Buch- 
stabe a) genannten Personen, 

c) Flüchtlinge, die sich im Hoheitsgebiet einer der 
beiden Vertragsparteien gewöhnlich aufhalten. 

(2) Als Flüchtlinge gelten Personen im Sinne des Ar- 
tikels 1 des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (Genfer Flüchtlingskonven- 
tion); dabei haben die in Artikel 1 Abschnitt A der Genfer 
Flüchtlingskonvention enthaltenen Worte „Ereignisse, die 
vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind" die Bedeutung, 
die ihnen die beiden Vertragsparteien bei der Unterzeich- 
nung der Genfer Flüchtlingskonvention gegeben haben. 


(y) dc^aXiaeco; auvTa^ecov xcTw epy axoiv, xarpoOlczaq 
CTUvxd'scov tcov u-nraXXyXcov, aacpaX^dzco^ auvxd^scov 
epyaxcov geTaXXelov xat r:zpi zr t q zlq t 6 Saarland 
icryuouay^ TTpoaTaxeuTixT^ dc^aX'.aeox; crjvxdjecov 
epyaxcov gexaXXeccov (daoxXicrccov 8id xyv Ttepc- 
tttooctcv tt^ eTrayyeXgaTLxr^ dvtxavoxyxoc;, x% ßto- 
Ttopiari/cvjs dvM’Cavdr/jTOs, xov y^paxos xat xov 
Davdxou), 

(5) eruSogdxoov xexvcov tcov epyacog^vcov. 

2. E Iq T7]v 'EXXdSa, zlq xdq $iaTa£ei£ 7rept 

(a) xupfac d^aXiaecoe twv giaftcoxcov ev yivzi r t tcov 
7rpo<; Touxouq e^ogoLougsvcov, coc; xal twv dpyaxoöv 
f>aXdaay<; ev yevei Scd i ryv da&evetav — gr/rpdxT]- 
xa — ava^ptav, epyaxixd axuyygaTa, e~ ayyeX- 
gaxtxd^ daD-eveta«;, to y^pac; xa( xov 9-dvaxov, 

(ß) aTro^ygicoaeco; tcov epyaxixcov aTuyygdTcov, 

(y) xup(a<; dc^aXLaeco'; Sd xaXyrrrovTat copiagevai 
xaTYjyoplai giaD coxcov xaxd tcov 7rpoava9£p'i)ivTcov 
xtvSuvcov, 

(S) emxouptxyjq ocGcpoc/iezcoq, 

(e) etp’ctKod' ypygaxtycov Trapoy cov Ttpovoia^ (acHpdXi- 
aiq 7 rpovo£a<;), 

(<tt) olxoyevaaxoöv eTriSogaxcov. 

(2) < E9 ’Ö<tov al r:apdypa90t (3) xat (4) Sev opi^ouaiv dXXo tl, 
73 rapouaa Eugßaai!; dva9£pexai xat eic, rrdaaq zy.q Star xqziq, 
acnve<; xcoSlxotcolouv, tpottotcoio'jv 7] crugTrX^pouv zxq ev xapa- 
ypdtcpcö (1) ava9£pou£va^ SiXToi^zLq. 

(3) 'H Tiapovaa Xügßaaiq 8ev ocvoccpipzzxi, z 9’Öaov xd avg- 
ßaXXogeva Mepr) &iv xpoeXtlouv zlq exepav <7ug9covLav, z~[ tcov 

(a) Siaxd^ecov ~zpi veou xXd3on xoivcovixr^ da oaXe’^a^, 

(ß) Siaxd^ecov aiTi-veq eTuexxeivouv t6 tayuov Sixaiov zlt; 
vixq xaxyyopia^ rpoacoTrcov. 

(4) TpoTiOTrOL^ast.^ xal aogTrXypcoaet.^ tcov £v 7uapaypd9cp (1) 
dva 9 £pogsvcov Siaxd^ecov, atxivsq aTroppeouv ex augßdaeco; 
gexa^u xpaxcov izzpi xolvcovlx% txa rpylzlyq } r\ ex ^Laxd^co^ 
^xSo^eiar^ Otto Eupcorraix^^ KoLvoxyxoq, 8sov va Xagßdvcovxai 
U7 ü , 6'v[/lv utto tcov augßaXXoutivcov Mepcov ev ayeaet rrpo^ xyv 
7rapovaav Evgßaacv govov ^p’öaov xavxa aug9covY;crovv Ittl 

TO'JTOU. 


’A p t> p 0 v 3ov 

(1) *E9 ’Öaov xd dp-O-pa 7 xai 8 8ev opi^ovatv aXXo tl, tj t: a- 
poüaa Svgßaat.^ layuet. erci 

(a) ttoXitcov tcov augßaXXo gevcov Mepcov, 

(ß) geXcov otxoyeveia«; xat dp9avtxcov oixoyeveLcov xdöv 
urr6 axoiyeiov (a) ava9epog£vcov rrpoacoxcov, 

(y) 7rpoa , 9uycov oixtve? 3t,au£vouai auvyO-wc; el^ ttjv re- 
pLoy7]v Sixa’.oSoata^ evö^ ex xoiv augßaXXogevcov 
Mepcov. 

(2) 'Qq TzpoGtpvyzq yapaxxr^p L^ovxai TrpoacoTra utto xyv p^votav 
xou dpt>pou lou T7j£ Eugßdaecot; 7rep( xaxaaxdaeco^ ^0^9^60'^ 
rr\q 28^^ ’IouXlou 1951 (Sug9covov Feveur^ Trepi r:poa9'jycov). 
5 Ev xpoxeigevco a L ev apDpco I, gepo^ A'xou Sug9covou Te- 
veuY}<; TTepceyog^ac Xe^ziq «yeyovoxa, axiva eXaßov ycopav rcpo 
T7j^ lr,<; ’lavouaptou 1951» eyouv ttqv ewoiav, ^v eScoaav ziq 
auxd<; xd &uo augßaXXogeva Mepy xaxd ttjv foroypacpTQV xou 
Eug9covou ttJ^; reveuy<; r:epi rrpo^dycov. 
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Artikel 4 

Die in Artikel 3 genannten Personen, die sich im Hoheits- 
gebiet einer der beiden Vertragsparteien gewöhnlich 
aufhalten, sind in ihren Rechten und Pflichten aus den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien einander 
gleichgestellt, soweit in diesem Abkommen nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 5 

(1) Soweit in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt 
ist, haben die in Artikel 3 genannten Personen, die sich 
im Hoheitsgebiet einer der beiden Vertragsparteien ge- 
wöhnlich aufhalten, Anspruch auf die nach den Rechts- 
vorschriften jeder der beiden Vertragsparteien zu ge- 
währenden Leistungen der Sozialen Sicherheit ohne 
Einschränkung. 

(2) Soweit in diesem Abkommen nidits anderes bestimmt 
ist, haben die in Artikel 3 genannten Personen, die sidi 
in einem dritten Staat gewöhnlich aufhalten, Ansprudi auf 
die nach den Rechtsvorschriften einer der beiden Vertrags- 
parteien zu gewährenden Leistungen der Sozialen Sicher- 
heit im gleichen Umfang wie die Staatsangehörigen dieser 
Vertragspartei, die sich in dem dritten Staat aufhalten. 

Artikel 6 

Soweit die Artikel 7 bis 10 nichts anderes bestimmen, 
richten sich die Versicherungspflicht von Personen, die im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei beschäftigt sind, sowie 
die aus dem Beschäftigungsverhältnis entstehenden Rechte 
und Pflichten ihrer Arbeitgeber nach den dort geltenden 
Rechtsvorschriften; dies gilt auch dann, wenn der Arbeit- 
geber sich außerhalb des Hoheitsgebietes dieser Vertrags- 
partei gewöhnlich aufhält oder in diesem nicht seinen 
Betriebssitz hat. 

Artikel 7 

(1) Wird eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet einer Vertragspartei aufhält und dort beschäftigt 
ist, im Laufe ihrer Beschäftigung zur Arbeitsleistung in 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei entsandt, 
so finden die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei 
für die Dauer von 24 Monaten, beginnend mit dem Tage 
der Ankunft der Person im Hoheitsgebiet der zweiten 
Vertragspartei, auf sie Anwendung, als ob sie im Hoheits- 
gebiet der ersten Vertragspartei beschäftigt wäre. Wird 
ihre Beschäftigung im Hoheitsgebiet der zweiten Vertrags- 
partei über diesen Zeitraum hinaus fortgesetzt, so finden 
die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei weiter 
Anwendung, sofern der Arbeitgeber dies vor Ablauf der 
24 Monate beantragt hat und die zuständige Behörde der 
zweiten Vertragspartei oder die von ihr bestimmte Stelle 
im Benehmen mit der zuständigen Behörde der ersten 
Vertragspartei oder der von ihr bestimmten Stelle zu- 
stimmt. 


(2) Absatz (1) gilt entsprechend, wenn eine Person, die 
im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei selbständig er- 
werbstätig ist, vorübergehend im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei im gleichen Erwerbszweig selbständig 
erwerbstätig wird. 

(3) Werden Personen von einem dem öffentlichen Ver- 
kehr dienenden Unternehmen, das seinen Sitz im Hoheits- 
gebiet einer der beiden Vertragsparteien hat, im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei als fahrendes Personal 
vorübergehend beschäftigt, so gelten ausschließlich die 
Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat. Dies gilt auch 
für die Beschäftigung eines Luftfahrtunternehmens, das 


’'Ap#po v 4 ov 

T x bj xpfrpco 3 xvx9spö[xsva TrpoacoTra, xtivx Siaixlvouat, 
auvTjDox; zic, tyjv 7repio yjjv SixaioSoaLx; sxxcttou tcov augßaX- 
Xo glvoov Mspcov, slvou tax cb^ t rp6; tx SixaicbrxxTa xal tx<; üto- 
ypstiMjsu; tcov, xmvs<; dbroppsouv hx rov Slxtx^scov xg90Tspoov 
tcov augßxXXogivcov Msrpcbv, ecp’öaov Ssv opUsTai < 3 tXXco; zic, tyjv 
raxpouaxv Lojxßxcnv.. 

’A p # p o v 5 ov 

(1) ’E'p’öaov Ssv opi^eToa &XXcos ziq tyjv Trxpoüaav Eugßxcnv, 
tx sv ap&pco 3 xva^spogsva 7rp6aco:rx, aiiva Sixfxsvouat. auWj&cos 
zic, tyjv Trsps-o^Yjv Sixat-oSocrlxi; h6c, hy, tcov 3uo auptßxXXogivcov 
Mspcov, s'xoucnv a^lcocnv hrd twv xxtx tcc; 3lxt x^slc; IxxTepou 
tcov aujxßxXXogivcov Mspcov xopvjYYjTscovrapoycbv t % xoivcovcxr^ 
xa^xlzixq, 6cvsu 7rspLOpt<jgou tlvo?. 

(2) *E 9 *oaov Ssv opfl^sTxi xXXco' sL; tyjv 7rapouaxv Sujxßxaiv, 
TX SV Xpa>ptp 3 XVXCp£p6[X£Va 7lp6aO07IX, XTt-VX SlX[XSVOUV GUV^&COS 
zhc, TpiTOV xpxTO^, hyoxxnv a£lcoat,v hrd tcov ßxast, tcov $ixTa<;scov 
Ivo q hx tcov Suo aufxßxXXogivcov Mspcov XOp'<QY?JT£cov rx poy&v 
tyj<; xoivcoviXYj<; xa 9 xXLasco^ zlq, tyjv xutyjv sxtxoiv, sl c, yjv xxi 
ol ttoXltxi tou augßxXXojxsvou toutou Mspouc, ol ottoioi Slxjxs- 

VOUV zlq TO TplTOV XPXTOC. 

*A p $ p o v 6ov 

, E9’öaov tx xpttpx 7 [izypi 10 §sv opl^ouaiv xXXo ti, yj x- 
a9xXLaTLXYj UTToypecoaL^ tcov 7 rpoacb-cov, xtivx a-aaxoXouvTXt. zlq 
tyjv TrepioyYjv SixocioSocrtocc; sv oc hx tcov augßaXXogivcov Mspcov, 
co<; xod tx hx tyjc; xjrxay oXyjct£C0? obroppsovTa Sixx'.obgxTX xai xl 
UTroypscoast^ tcov IpyoSoTtov xutcöv, puDixl^ovtx!. aug 9 cbvco^ 
rp6<; Tac sv auT?] Layuooax<; Six zx?ziq. T outo loxusi tbaaoTCo<; 
zlq yjv 7T£pt7TTC0(Jtv 6 spYoSÖT/jq Siagivei, ouvyj&co^ hx'zoq tyj; 
Trspioy*^ Stxxio$oalx; tou sv XoYtp augßxXXogivou Mlpouq '/] Ssv 
zyzi zic, xutyjv tyjv s§pxv TYjg £7riy£!,pYja£C0^ cd) TOU, 

’Ap^pov 7 ov 

(1) El? ‘/JV TCSpLTTTCOOLV TTpOaCOTTOV, TO OTTOLOV ^LXglvSL CTUVYJ &LÖC, 

zlc, tyjv rsptoyyjv 3 txxt,oSocrix^ kvoQ hx tcov augßxXXogivcov 
Mspcov xxl xTraayoXsiTXi sv xuTfj, aTroaTsXXsTXi xxtx tyjv &txp- 
xsixv tyj^ XTTxoyoXYjasco^ xutqu rrp6q rxpoyyjv spyao-'x^ zlc, 
tyjv 7rspioyYjv 3 ixxto 3 oaixi; tou lT£pou hx tcov augßxXXogivcov 
MspCOV, £9XpgO^OVTXt Itt’xUTOU xl 3 t,XTX^£l? TOU rpCOTOU £X TCOV 

augßxXXogevcov Mepcov 3 ix ypovix^v 7rspbSov 24 [X'/jvcov, xpy 9 j^ 
Y£vogivYj<; x7io tyj; Yjgspx<; X9^sco q zlc, tyjv TrspLoyvjv SlxxloSo- 
g'iolc, tou SsuTcpou augßaXXo[X£vou Mlpou^, tb^ Ixv to Iv Xoyw 
7 ip 6 at 07 TOv XTi^ayoXstTO zlc, tyjv TreptoyYjv SixoaoSocnx:; tou 
irpciOTOU augßaXXogsvouMspou;. , E9’6aov yj XTrxayoXYjat^ sic; tyjv 
T rspLoyYjv StxxioSoaLX^ tou SsuTTpou augßx>Aogsvou Mspou^ 
Yj'OsXs 7rapxTx0’Yj Trspxv tou cb^ xvco xva9£pogivou ypovtxoü 
3 t.xaTYj[xxTO<;, auvsyl^ovTxt, ^xpgo^ojxsvx». xl Slolt^zic, tou 
T upcoTOu augßxXXogsvou Mepou^, ^^aov 6 Ipyo 36 t/j^ f^sXs 
TTpOTslvst TOUTO TTpO TT^ 7 rxp£X£Ua£C 0 q TWV 24 [XYJVCOV XX l YJ 
xpgoSix xpyYj tou SsuTspou augßxXXogsvou Mspou? yj yj uto 
txutyj^ opea^stax u^xpsatx xtto aug9cbvou gsvx t^^ xpgoSlx<; 
apyYjc tou 7rpcbTOU autxßxXXogivou Mspou; yj tyj^ utt" xutyjv opt- 
uTTTjpsalxi; yj^sXsv hyxplvzi, 

(2) *H TrxpxYpa 90 ^ (1) iay'jzi xxT’xvxLoytxv, ^’öaov tt po- 
acoTTOv xutotsXcÖ!; XTrxcryoXougsvov zlc, tyjv Trspt-oyYjv Sixx!.o3o- 
giolc; zvot; tcov augßaXXogsvcov Mspcov xrxayoXslTxt. xutotsXco^ 
Trpoacopivc hq hv tyj xuTyj £7rxYY £ 7.gxTtxyj XTrxaxoX'/jast zl<; tyjv 
7T£pLOXYjv SixouoSovicct; tou sTtpou tcov augßxXXogsvcov Mspcov. 

(3) *E9 , Öaov 7Tp6aco:rx xrxaxoXougsvx Tzxp’z-iyzipycrzt l^u- 
7 TYjpsToua7j Sxgoalx^ g£TX9opxg, yjti^ zyzi tyjv sSpxv -xutyjv ziq 
cri jv TTspioxYjv SlxxloSoolx^ Iv6<; Ix tcov Suo au|xßa>Aoglvcov 
Mspcbv, X7TXaXoXoUVTXt. Trpoacoptveb; zic Z-fy) TT£p?OXYJV Sixxto 3 o- 
vioLC, tou £Tspou tcov autxßaXXo|X£VCOV IMspCOV COS TipOaCOTXXOV 
gsTa9opx^, loyuouv öctvoxXs i <tt lx cTo c, xl Sictzo^zic, tou auußxXXo- 
glvou Mspoug, zlq tyjv TrsptoyiQV SixxLoSoalxg tou ottoIou zyzi 
tyjv ISpxv tyj c, yj hmyziprpic,. Toüto taxust £Tlar 4 p xxl hid 7 rpo- 
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seinen Sitz im Hoheitsgebiet einer der beiden Vertrags- 
parteien hat, soweit sie die Staatsangehörigkeit dieser 
Vertragspartei besitzen und im Flug- oder Bodendienst 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei beschäftigt 
sind, sowie für die sonstigen Beschäftigten dieses Unter- 
nehmens, ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit, 
wenn sie vorübergehend in das Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei entsandt werden. 

(4) Werden Personen, die im Dienst eines Unternehmens 
stehen, das für eigene Rechnung oder für Rechnung Dritter 
die Beförderung von Personen oder Sachen auf der Straße, 
auf der Schiene oder auf dem Seeweg durchführt und sei- 
nen Sitz im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei hat, aus- 
schließlich oder überwiegend im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei beschäftigt, so unterliegen sie den 
Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat, soweit Artikel 8 
nichts anderes bestimmt. Unterhält dieses Unternehmen 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eine Zweig- 
niederlassung oder eine ständige Vertretung, so sind auf 
die von der Zweigniederlassung oder der ständigen Ver- 
tretung beschäftigten Personen die Rechtsvorschriften der 
zweiten Vertragspartei anzuwenden. 

(5) Die Absätze (1) bis (4) gelten, soweit Absatz (3) 
nichts anderes bestimmt, ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit der betreffenden Personen. 

Artikel 8 

(1) Die Besatzung eines Schiffes, das die Flagge einer 
Vertragspartei führt, unterliegt den Rechtsvorschriften die- 
ser Vertragspartei. Personen, die in einem Hafen einer Ver- 
tragspartei mit dem Beladen, Löschen oder Ausbessern 
eines Schiffes, das die Flagge der anderen Vertragspartei 
führt, oder mit der Beaufsichtigung solcher Arbeiten be- 
schäftigt werden, unterliegen den Rechtsvorschriften der 
Vertragspartei, zu deren Hoheitsgebiet der Hafen gehört. 

(2) Erhält eine Person, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet einer Vertragspartei aufhält und vorübergehend an 
Bord eines Schiffes, das die Flagge der anderen Vertrags- 
partei führt, beschäftigt ist, ihr Entgelt von einer Person 
oder einem Unternehmen, die ihren Betriebssitz im Hoheits- 
gebiet der ersten Vertragspartei haben und nicht Eigen- 
tümer des Schiffes sind, so finden auf diese Personen die 
Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei Anwendung. 
Die Person oder das Unternehmen, die das Entgelt zahlen, 
gelten als Arbeitgeber im Sinne dieser Rechtsvorschriften. 

(3) Die Absätze (1) und (2) gelten ohne Rücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit der betreffenden Personen. 

Artikel 9 

(1) Wird ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei im 
Dienste dieser Vertragspartei oder eines anderen öffent- 
lichen Dienstherrn dieser Vertragspartei im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei beschäftigt, so gelten für ihn 
vorbehaltlich des Absatzes (2) die Rechtsvorschriften der 
ersten Vertragspartei, als wäre er in deren Hoheitsgebiet 
an dem Ort beschäftigt, an dem der Dienstherr seinen Sitz 
hat. 

(2) Wird ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei im 
Dienste dieser Vertragspartei im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei beschäftigt und ist er nach dem Inhalt 
seines Dienstvertrages nur zur Dienstleistung bei einer 
bestimmten Dienststelle der ersten Vertragspartei im 
Hoheitsgebiet der zweiten Vertragspartei eingestellt, so 
kann er binnen drei Monaten nach Beginn der Beschäfti- 
gung oder nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens, je 
nachdem welcher Zeitpunkt später liegt, wählen, ob die 


acoTrcov aTaa/oXoupevcov et; eittxetpTjaet; eva eptcov auyxotvco- 
vtcov, atTtve; ex ou<TL eSpav tcov ei; ttjv 7reptoyTJ v StxatoSo- 
ata; evo; ex tcov aupßaXXopevcov Mepcov, £ cp’ öaov vauva eyouv 
ttjv i&ayevetav tou ev Xoyco aupßaXXopevou Mepou; xat oltzcc- 
ayoXoüvTou ei; urr/jpeata; depo; tj ISt&pou; et; ttjv rcepioyrjv 
StxatoSoata; tou eTepou aupßaXXopevou Mlpou;, co; erctaTj; xat 
ETzi tou Xolttou irpoacoTrtxoü tcov ev Xoycp e7rtxstpTjtf£cov ave^ap- 
ttjtco; l&ayeveta;, ecp’öaov touto aTroaTeXXeTat rcpoacoptvcr; ei; 
ttjv TieptoyTjv Stxato&oata; tou eTepou aupßaXXopevou Mepou;. 

(4) ’Ecp’öaov rcpoacorca euptaxopeva et; urcTjpeatav ertt/et- 
pTjaeco; avaXapßavouaTj; §td Xoyaptaapov auTTj; tj 8td Xoya- 
ptaapov TptTcov ttjv p,£Toc<popav rrpoacorrcov tj rrpaypaTcov 6 8tx£>;, 
au$Tjpo8poptxc5; tj Std Ü-aXaaa'/j; xat eyou aTj; ttjv eSpav auTTj; 
ei; t tjv rreptoxTJv StxatoSoata; evo; ex tcov aupßaXXopevcov 
Mepcov, aTtacryoXoiivTai drcoxXetaTtxco; tj xaTa tov rceptaaoTepov 
Xpovov ei; ttjv rcepioxTjv &txato&oata; tou eTepou ex tcov aup- 
ßaXXopevcov Mepcov, TaÜTa urroxetVTat et; Ta; StaTa^et; tou 
aupßaXXopevou Mepou; ei; ttjv TreptoyTjv StxatoSoata; tou ottolou 
zr/zi ttjv ISpav ttj; tj eTctyetpTjat;, 19’öaov Sev opt^STat aXXco; 
ev ap&pcp 8. Elt; rceptTrrcoatv xoczd ttjv oirotav tj ev Xoyco em- 
XetpTjat; &taT/jpet ei; ttjv 7ceptoyTjv &txato&oata; tou eTepou tcov 
aupßaXXopevcov Mepcov urcoxaTaaTTjpa 3j povtpov avTtrrpoaco- 
rcetav, eyouatv e9appoyyjv erct tcov 6rc6 tou ürcoxaTaaryjpaTo; 
tj ttj; povipou dvTtTcpoacorceta; dTcaayoXoupevcov at 3taTa£et; 
tou SeuTepou ex tcov aupßaXXopevcov Mepcov. 

(5) Al Ttapaypacpoi (1) plypt (4) tayiiouv, eq^öaov Sev opt^et 
aXXo tl tj rrapdypa9o; (3), pTj XapßavopevTj; urc’ö^v ttj; i&aye- 
vet a; tcov ev&ta9epopevcov Tcpoacorccov. 

’ApO-pov 8ov 

(1) To rrXTjpcopa rcXotou 9epovTo; ttjv aTjpatav evo; ex tcov 
aupßaXXopevcov Mepcov urcoxet-TaL el<; Tai; St,aTa£ei.; tou aupßaX- 
Xopevou toötou Mspou;. LEpäocoTca aTcaoyoXoupeva ei; ttjv 96p- 
tcoolv» ex90pTcooiv *r\ ercLaxeuTjv tcXolou 9^povto; ttjv a'/jpaLav 
evo; ex tcov aupßaXXopevcov Mepöv 7] rrpocrcoTta aTcaayoXoupeva 
ei; ttjv ercißXe^LV tcov epyaatcov aÜTcov urroxeivTat sl; Ta; 3ia- 
Tdc^ei; tou aupßaXXopsvou Mepou; et; ttjv rceptoyTjv 3txato3o- 
ota; tou OTüotou euptaxeTat 6 XipTjv. 

(2) , E9 , 6(tov T:poacoTcov Stapevov auv/jlko; et; ttjv rceptoyTjv 
StxatoSoota; evo; Ix tcov aupßaXXopevcov Mepcov xat arcaayoXou- 
pevov r:poacoptvco; Irrt rcXotou 9epovTo; ttjv aTjpaiav tou eTepou 
t&v crupßaXXopevcov Mepcov apetßeTat urc6 Tcpoacorcou '/j iTctystpTj- 
oeco; eyovTcov ttjv eSpav tcov et; ttjv TueptoyTjv 3txato3oata; tou 
rrpcoTou ex tcov aupßaXXopevcov Mepwv xat pTj ovtcov IStoxT'/jTwv 
tou TüXotou, c9appo^ovTat Irrt tou Tupoacorcou toutou at StaTa^st; 
tou 7rpcoTOu tcov oupßaXXopevcov Mepcov. To rcpoacoTcov ^ fj 
eT:tyetpTjc?t;, rcap’^ov xaTaßdXXeTat tj apotßTj, Ü^ecopouvTat <0; 
IpyoSoTat 6716 ttjv £vvotav tcov 3taTa5scov to^tcov. 

(3) AI jrapdypa90t (1) xat (2) eyouv tayuv pTj Xapßavopev'/j; 
uitÖ'^iv t^; t^ayeveta; tou ev3ta9epopevou rcpoacoiTou. 

’Ap8-pov 9ov 

(1) ’E9*öc?ov 7:oXtTTj; evo; ex tcov aupßaXXopevcov Mepcov 
d7caayoXetTat et; ttjv unrQpecrtav tou aupßaXXopevou toutou Me- 
pou; ^ iTepa; Ttv6; Svjpoatou Stxatou ururjpecjia; tou aupßaX- 
Xopevou toutou Mepou; et; ttjv 7reptoyTjv 3txato3oata; tou eTepou 
aupßaXXopevou Mepou;, tayuouv St’aÜTÖv erct9uXaaaopevTj; t^; 
e9appoy7j; t^; 7capaypa90u (2) al SvxTtxlqzic, tou irpcoTou ex t«5ov 
aupßaXXopevcov Mepcov, co; eav arcTjayoXetTO et; ttjv rceptoyTjv 
3txato3oata;, ev ttj orcota tj ÜTnjpeata tou lyet ttjv e3pav auTTj;* 

(2) , E9*ocrov t:oXIt/j; !v6; ex tcov aupßaXXopevcov Mepcov 
arazayoXetTat et; ttjv urcTjpeatav tou aupßaXXopevou toutou Me- 
pou; et; ttjv rceptoyTjv 3txato3oata; tou eTepou aupßaXXopevou 
Mepou; xat eT07to8-eTTj8-Tj aup9covco; rtpo; to jueptexopevov ttj; 
U7CTjpeatax% auTOU axecreco; povov 3td ttjv IxTeXeatv UTTTjpeata; 
T:ap’coptapeV|fj UTcrjpeata tou rrpcoTou ex tcov aupßaXXopIvcov 
Mepcov ev ttj TceptoxTj 3txato3oata; tou SeuTlpou aupßaXXopevou 
Mepou;, oöto; 36vaTat !vt 6; Tptcov p^vcov ar:6 T7j; evdcp^eco; ttj; 
drcaaxoX^aeco; aÜToü tj peTa ttjv ^vap^tv i^xuo; ttj; 7rapoöaTj; 
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Rechtsvorschriften der ersten oder der zweiten Vertrags- 
partei auf ihn angewendet werden sollen. Die Wahl wird 
mit dem Tage wirksam, an dem sie getroffen wird. 

(3) Wird ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei von einem 
Mitglied der diplomatischen Vertretung oder einer 
konsularischen Vertretung der ersten Vertragspartei in 
persönlichen Diensten beschäftigt, so gelten die Vorschrif- 
ten des Absatzes (2) über das Wahlrecht entsprechend. 

(4) Für die Bediensteten eines Wahlkonsuls gelten die 
Absätze (1) bis (3) nicht. 

Artikel 10 

Auf Antrag der betroffenen Arbeitnehmer mit Zu- 
stimmung der Arbeitgeber oder auf Antrag der den 
Arbeitnehmern Gleichgestellten oder auf Antrag der 
Arbeitgeber mit Zustimmung der betroffenen Arbeit- 
nehmer kann die zuständige Behörde der Vertragspartei, 
deren Rechtsvorschriften nach den Artikeln 6 bis 9 
anzuwenden wären, die Anwendung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei zulassen. Vor der Entschei- 
dung ist der zuständigen Behörde der anderen Vertrags- 
partei Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wird die 
Anwendung der Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei zugelassen, so sind deren Rechtsvorschriften an- 
zuwenden, und zwar, falls die betreffenden Personen im 
Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei beschäftigt sind, 
so, als ob sie im Hoheitsgebiet der zweiten Vertrags- 
partei beschäftigt wären. Dabei gilt als Beschäftigungsort 
der Betriebssitz. 

Artikel 11 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
vor, daß eine Leistung der Sozialen Sicherheit beim 
Zusammentreffen mit anderen Leistungen der Sozialen 
Sicherheit oder mit anderen Einkünften oder wegen Aus- 
übung einer Beschäftigung wegfällt, gekürzt oder zum 
Ruhen gebracht wird oder daß ein Anspruch auf eine 
Leistung der Sozialen Sicherheit oder das Recht zur 
Weiterversicherung nicht gegeben ist, solange die betref- 
fende Person eine Beschäftigung ausübt oder in einer 
Rentenversicherung pflichtversichert ist, so gelten vorbe- 
haltlich der Absätze (2) und (3) diese Vorschriften auch, 
wenn es sich um gleichartige Leistungen aus einem 
System der Sozialen Sicherheit der anderen Vertragspartei 
oder um Einkünfte, die im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei bezogen werden, oder um eine dort aus- 
geübte Beschäftigung oder um eine Pflichtversicherung 
nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei 
handelt. Wären in den Fällen, in denen eine Leistung 
nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei mit 
einer Leistung nach den Rechtsvorschriften der anderen 
Vertragspartei zusammentrifft, beide Leistungen zu 
kürzen oder zum Ruhen zu bringen, so darf jede dieser 
Leistungen nur bis zur Hälfte des Betrages gekürzt oder 
zum Ruhen gebracht werden, um den die Leistung nach 
den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, nach denen sie 
geschuldet wird, zu kürzen oder zum Ruhen zu bringen 
wäre. 

(2) Absatz (1) gilt nicht, wenn Renten gleicher Art Zu- 
sammentreffen, die nach den Artikeln 28 bis 34 erworben 
sind. 

(3) Wäre nach Absatz (1) eine Invaliditäts-, Alters- oder 
Hinterbliebenenrente, die nach Artikel 28 festgestellt 
worden ist, zu kürzen oder zum Ruhen zu bringen, so ist 
für die Kürzung oder das Ruhen nur der Teil der anderen 
Leistungen, der anderen Einkünfte oder des anderen 
Arbeitsentgelts zu berücksichtigen, der dem in Artikel 28 
Absatz (3) Buchstabe b) bezeichneten Verhältnis der Dauer 
der zurückgelegten Zeiten entspricht. 


SuraßocGECo?, dvaXoyco? tou ttXeov ’i z\xy. x p u o [ ji e v o u ypovixoü 

SiaoTypiaTo?, vd ettiXeEy; sd v 9d e/ouv ! 9 ap(j[.oy/;v Irr 5 aOrou al 
'SiaTa^Ei? tou ~Pcotg*j r t tou SsuTEpou oup(.ßaXXopiEV 0 o MEpou?. 
sFI ettiXo xh loyost drrö tt? yuipa?, xa9*7)v ocutt} Tjax^O-y], 

(3) ’E^’oaov ttoXIty;? svö? ex t£>v Gu;aßaXXo[Ji.GVCOV Mspcov 
a7raoyoXE?Tai zlc zry rzzpi o/ry SixaioSoGia? tou ETEpou ex töv 
aupißaXXoptivcov Mspcov el? vr.v :rpocco~LXYjv u7ryjpsGlav ptiXou? 
ty]? SiTrXcojzaTixyj? tt 4 ? :rpo?£vix7]? Ü7rY;psola? tou -pcoTou ex 
töv oupißaXXopiEVoov Mspcov, iGyuouv dvaXoyco? al SiaTa ?si? ty)? 
7iapaypa9ou (2) <o? rrpo? to Sixalcojaa sTriXoyyj?. 

(4) Aia tou ? urraXXyXou? auia^ou rrpoSsvou Ssv iGyuouv al 
r:apaypa 90 i (1) rjiypi (3) tou TrapovTo? dc9pou. 

’Acßpov lOov 

KaTomv aiTyazco? tcov Evöia9Spo[j(ivcov sp ya^opiEVcov ty} ouvai- 
vegsi tcov EpyoSoTcov r t xaTomv aiTY;G£co? tcov -p 6 ? Ipya^opiivou? 
s<?o(jioioo;jisvcov r t xaTomv a itt, ge co? tcov spyoSoTwv Tfj GuvaivsGEi 
tcov EvSia 9 £po[jiv(ov spya^ojasvoov SuvaTai r\ appioSla a pyj] tou 
GUjjißaXXouivou Mspou?, al SiaTa ?si? tou ottoIou 9d slyov £ 9 ap- 
lioyry gu^covco? rrp 6 ? Ta ap9pa 6 ptiyp t? 9, va smTps^Yj zry 
£ 9 apjjioyr;v tcov SiaTa^scov tou ETEpou GupißaXXoptivou Mspou?. 
Lipo t ry a 7 uo 9 aa£co; Ssov va Trapao/sIMj yj eu/e psia Ix^pdoeco? 
yvcotav;? zlc, zry dcuoSlav ’Apyry tou ETEpou ouijißaXXotiivou 
Mspou?. *E 9 s ogov zr.zTpxrr^ vj ecpapfAoy^ tcov SiaTa^scov tou 
ETspou aupißaXXojJiEvou Mspou?, Tuyydvouv ^apjaoyY)? al Siava- 
$el? toütou xal Sy;, £ 9 ’ ögov Ta £vSia 9 Epop.£va 7TpoGC07ra 
dbraGyoXouvTai zlc, -ry TrspLoy^v SixaioSoGia? tou rcpcoTOU oupi- 
ßaXXopisvou Mspou?, co? sdv TaUTa a-y;ayoXo uvto ei? zry 
7T£p ioxry SixaioSoaia? tou ScuTEpou crjjaßaXXotjiivou Mipou?. ’Ev 
7TpOXEig.£VCp CO? TOTO? aTTaa/oX^GECO? 9-£C0pElTai 7] zSpoc Ty? 
Tray y £Xp. aT ix r , ? £yx a t a gt d ge co ? . 

’ApDpov llov 

(1) *Edv al SiaTa?£i? evo? ex twv GUjxßaXXopidvcov Mspcov 

TTpoßXETÜOUV, OTl TapOyYJ TT,? XOlVCOVtXTJ? aG9aX£ia?, £9*ÖGOV 

GcopsuETai jjiET’dXXcov -apoycov tt,? xoivcovixt;? aG 9 aX£ia? ^ 
[jl£t j dXXcov EiGoSyaaTwv ^ Xoyco öcgx^geco? ETayvEXuaTo?, xa- 
TapyEiTai, rrspiopiLETai */} avaGTsXXETai ^ oti Sev TrapsyETai 
d^icoGi? eti ETspa? Tapo/yj? Tr,? xoivcovixy;? aG9aXEia? 7 ; to 
S ixaicotaa et:1 ty;? guve/igeo? t?? aG 9 aXiG£co? xaf> s öv ypovov to 
EvSia9£popi£vov “poGcoTTov EuciGXETai UTo d7raGyoX7]Giv ^ slvai 
ur:oyp£coTLXco;yG 9 aXiG;jiivov ei? aG 9 aXiGiv guvtcc^eco?^! SiaTa^Ei? 
aijTai ig'/üouv, sr:i9uXaGGo;jiEV'/;? tt,? E9appioyYj?TOYV7rapaypd9cov 
(2) xal (3), xal ei? ry -zp ltttcogiv TrpoxEiTai TEpl Tapopioicov :ra- 
poycov tou GUGT/;;jiaTo? xoivowixy;? aG9aXsla? tou ETEpou ex tcov 
GU[ jißaXXo;jLEVcov ^IeccTjv r t zzzpl ELGoSr ( aaTcov 7rpaypiaT07roioup.E- 
vcov sl? ty;v Tspioy^v SixaioSoGia? tou ETEpou ex tcov GUtaßaX- 
Xopisvcov Mspcov 7} czzpi d“aGyoX'/;GECo? XapißavoUGY;? ycopav ei? 
t Y] v ev Xoyco rczpioyjy r t - zpi üzoypECOTiXYj? aG9aXlG£C0? xaTa 
Ta? SiaTa^Ei? tou ETEpou ex tcov aupißaXXopiEvcov Mspcov. El? 
7T£pi7TTC0G£i? xavd Ta? OTola? Xa;jißdv£(. ycopav GcopsuGi? TrapoyYj? 
EX TCOV SiaTa^ECOV TOU EVO? EX TCOV GUptßaXXopiEVCOV Mspwv [XETOt 
TrapoyYj? ex tcov SiaTaEscov tou ETspou ex tcov aupißaXX^opiEVCOV 
AIspcov xal ETTißdXXsTai 6 TEpiopiGjao? y\ yj dvacToXY] api 90 TEpcov 
tcov Trapoycov, Seov öttco? exocoty] ex tcov ev Xoyco Tapoyoöv 7 te- 
piopl^Tat, avaGTsXX^Tai piovov xaTa to ^puou tou togou, 
xaO-’o Y) Trapoy'/; -9a TEpicoplwETO : r\ 9-* ocvegteXXeto xaTa Ta? 
SiaTa^Ei? tou GupißaXXo;jiEVou Mspou?, Gupi 9 covco? Trpo? toc? 
OTiola? auTv; c^slXsTai. 

(2) 'H 7:apdypa9o? (1) Siv ig'/uei srrl GcopsUGsco? guvtoc^ecov 
ty]? auTYj? piop9y?, aiTivs? EXTr^yoav ßaosi tcov ap9pcov 28 
pisypi 34. 

(3) El? -spiTiTcoGiv xaTa ary orrolav rrEpiopl^ETai ^ dvaGTEX- 
Xsvai xaTa zry 7 rapdypa 90 v (1) ouvTa$i? Xoyco ava7urjpla?, r',pa- 
to? ~i] 9avdtT0u TrapcyOixEV'/; ßaGEi tou 5cc9pou 28, XapißdvETat, 

UTr’o^LV Sia TOV TTEplOplGUOV T t TY y dvaGToX^V taovov TO TJJlYjpia 
tcov Xoi77co v rrapoycov, tcov ETEpcov ElGoSr^aaTcov tcov ETspcov 
apioißcov Xoyco EpyaGiac, to ottolov avTiGToiysi sl? t ry ev 
ap9pco 28, ^apdypa9ov (3) GToiysiov (ß) oLvoccpzpoyLzvry cysGiv 
Siapxsla? tcov SiavuÜEiGcov ypovixcov ttecloScov. 
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ABSCHNITT II 

Krankenversicherung 

(Versicherung für den Fall der Krankheit, 
der Mutterschaft und des Todes) 

Artikel 12 

(1) Sind Versicherungszeiten Voraussetzung für einen 
Leistungsanspruch, so werden die in der Krankenversiche- 
rung der beiden Vertragsparteien zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten zusammengerechnet, soweit sie sich nicht 
übersdineiaen. 

(2) Ist nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
ein Leistungsanspruch auch gegeben, wenn der Versiche- 
rungsfall innerhalb einer bestimmten Frist nach dem 
Ausscheiden aus der Versicherung eintritt, so gelten diese 
Vorschriften auch für eine Person, die aus der Versiche- 
rung ausgesdiieden ist, um in dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eine ihr angebotene Beschäftigung 
anzunehmen, es sei denn, daß die Person bei Eintritt des 
Versicherungsfalles bereits nach den Rechtsvorschriften 
dieser Vertragspartei einen Leistungsanspruch erworben 
hat. 

Artikel 13 

(1) Ein Versicherter, der gegen einen Träger einer Ver- 
tragspartei einen Leistungsanspruch hat und seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt nach Eintritt des Versicherungs- 
falles in das Gebiet der anderen Vertragspartei verlegt, 
behält den Anspruch, wenn der Träger vorher der Ver- 
legung zugestimmt hat. Die Zustimmung darf mcht 
verweigert werden, wenn sich der Versicherte zu seinen 
Angehörigen begibt und wegen seines Gesundheitszu- 
standes ärztlicherseits keine Bedenken gegen die Ver- 
legung des Aufenthaltes geltend gemacht werden. Die 
Zustimmung kann nachträglich erteilt werden, wenn die 
Voraussetzungen für ihre Erteilung erfüllt sind und der 
Versicherte die Zustimmung aus von ihm nicht zu ver- 
tretenden Gründen vorher nicht einholen konnte. Für die 
Leistungen bei Mutterschaft kann die Zustimmung vor 
Eintritt des Versicherungsfalles erteilt werden. 

(2) Absatz (1) gilt für die Angehörigen des Versicherten 
entsprechend. 

Artikel 14 

(1) Hält sidi ein Versicherter, der einem Träger einer 
Vertragspartei angehört, im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei auf und erfordert sein Zustand sofort Leistungen 
bei Krankheit oder Mutterschaft, so hat er auf diese 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der ersten Ver- 
tragspartei Anspruch. 

(2) Absatz (1) gilt für die Angehörigen des Versicherten 
entsprechend. 

Artikel 15 

(1) Hält sich eine Person, die nach den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei eine Rente bezieht oder 
die Voraussetzungen für den Bezug einer solchen Rente 
erfüllt und die Rente beantragt hat, gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei auf, so bestim- 
men sich ihre Versicherungspflicht oder Versicherungs- 
berechtigung in der Krankenversicherung nach den Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei, als ob sie sich 
in deren Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhielte. 

(2) Sind in den Fällen des Absatzes (1) 

a) die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, 

so ist der Träger der Krankenversicherung zu- 

ständig, dem die Person zuletzt angehörte, bevor 
sie den Rentenantrag gestellt hat; hat die Person 


MEPOS AEYTEPON 
’Aoqdhfit $ y A(jObvfri(U 

( ’Aa 9 dX'a'.p Sid ty 4 v r:spi~Tcoaiv ttjp aaDsvEiyp, ~r k z 
[ir-pirr-oq, xyi tou 0y.v7.7ou) 

’ApDpov 12ov 

(1) ’Ep’oaov cop TrpoÜTTQÖsaip Sid ty]V dpteoaiv -apoypp Txa- 
csTai ypovop daTyXiascop, ol SiavuDsvTsp ypovoi da 9 yXiascop 
ev t f 4 d<J 90 tX(<T£i daDsvsiap aacpOTfpcov twv aujxßaXXotxsvcov 
Mspcov dOpoi^ovTai, sF/oaov Ssv auurriTToov ypovixcop. 

(2j 'E'p’oaov xard 7 dp SiaTapsip svop ex tcov au ;x ß y XX o p s v co v 
Mspcov -y.zi/z-y .1 dpicoaip sttC rrapoy ^v xat ÖTav 7] aaoaXtaT ixt] 
TrspiTTTCoaip £— aXr-DöUYj evtop cbpiapisvou ypovtxoo St.ya7TjjLy.Top 
;xs 7a t r 4 v Siax orrryj ttjp da^aAtascop, cd SiaTa^stp auvoa tayuouv 
xat st:l rrpoacorioo, to ottolov Slexo^s tyjv aa^paXtaLV tou, tva 
avyXdßyj d7raay6X7]aiv TrapyaysDeTaav aÜTcp sip tyjv Tzzpioyr^ 
SixaioSoaiap tou ETspou aujxßaXXojxsvou Mspoup, EXTop sdv to 
TTpOaCOTTOV 70UT0 t/T] 7)3/] dTTOXTYjaEL XaTQC 77] V ETTSASUa'V 77] p 
aacpaXiaTLX'pp TrspL— Tcoascop apicoaiv ettl t/]v rtapoyrjv au[X 9 tovcop 
~pop Typ Siy.7 dpsip tou aujxßaXXogivou toutou Mspoup. 

’ApDpov 13ov 

(1) 2 * * 5 Ha^aX'apsvop xsxrpgivop dpicoaiv etil Trypoypv xaxd 
90 pscop evop ex 7 (uv autxßaXXopiEvcov Mspcov xat g,STa 9 spcov tov 
T 0 T 70 V 77 ] P OUV7]Doup SiajXOVTJp 70 U, JJLSTy TYJV ETraXTjDsuaiV 77 ] p 
aa9yXLaTLX7]p TTEplTTTCOaSCOp, slp T 7 ]V TTEptOy 7 ]V TOU ETEpQU aujx- 
ßaXXouEvou Mspoup, SiaTTjpsi tyjv aptcoaiv, E 9 ’oaov 6 9 opsup eve- 

XpLVE 7 T p 0 Y]V 00 'JL E V (U p TYJV (XETaßoXYJV TOU TOTTTOU SiajXOVYJp. ’'ApVT; - 
atp 77 ] p syxptascop Sev Er:iTp£-STyi, övav 6 7 ]a 9 yXia(xsvop 
[XCTaßalvT] E ? .p Ta |x£Xyj oixoysvEiyp tou xat Ssv u9LaTaTai 
drro lyTpiXYjp —Xsopap EvSsipip xaTa ttjp usTaxivpascop auvs- 
—sta 77 ] p xyTaaTyascop ttjp üystap tou. *H syxpiaip SuvaTai 
vd TrypsyETyi ex tcov uaTEpcov, sdv TrXypouvTai at r:poÜ 7 roD£asip 
Std T'pv Trypoyrjv ttjp xat 6 r i a 9 aXiauhjop Ssv TjSuvaTO vd ptEpi- 
[iv 7 ] 07 ] Sid t r 4 v r:ypoy 7 ]v 77 ]p syxpiaECop Std Xoyoup g. 7 ] Suvapisvoup 
v* (ZTroTpaTToiaLv ÜTr’auTOu. npoxsLjjivou Trspi 7 rypo)(o 7 v Xoycu 
[XT 4 7 poTT 4 Top SuvaTai vd 77 ypaayED 7 ] 7] syxpiaip rrpo ttjp E:ryXr 4 - 
D-Euazcup 77 ] p da 9 yXia 7 ixfjp rspiTZTcoaEwp. 

(2) 'II 7Tapdypa9op (1) tayusL avaXoycop xat Sid 7a [aeXtj 
otxoyEVELyp tou T^aXiagivou. 

’ApDpov 14ov 

(1) ’E 9 ’oaov 7]a9yXia[XEvop sep 9 op£y svop ex tcuv au[xßaXXo- 

[XSVCOV Mspwv SiypLEVEl Eip T7]V TIEpLOyTJV SlXaioSoatap 70U ETtpOU 
aujxßaXXo’XEvou Mlpoup xai rj xyTaaTaaip tou arraiTEl dglacop 
napoydp daDzvziyp r 4 jx^TpoT^Top, outop e/el aptcuaiv ettl tcov 
T rapoycov toutcov aupLotovcop rrpop Typ SiaTa^Eip tou ttocotou tojv 
a , j txßaXXo [Xevcu v Mspcov. 

(2) 'II r:ypyypy 90 p (1) layusL avaXoycop xat Sid Ty txeXr 4 
oixoYEVEiyp tou 7]a9yXia(xsvou. 

’ApDpov 15ov 

(1) Tvp’oaov TrpoacoTov Xajxßdvov auvTa^iv xaTa Typ SiaTa- 
$Eip svop ex tojv autxßyXXojXEVCov Mspwv 7] TzXypouv Typ 7 rpoür:o- 
DiaELp a 770 vo;xT 4 p ToiyuT'^p auvTapsoop xat UTiroßaXov a?7T 4 aLV 
Sid 77-v rrypoy/jv 7T 4 p ev Xoycp auvTapzcop SiyjxzvEL auvyDojp sip 
T'pv "Epioy7]v SixaioSoaiap tou sTzpou ex tojv aupißyXXofXEVcuv 
Mspcov, t; da 9aXiaTiX7] auTou uTTO/pscuaip ■/] to ex tt 4 p da 9 aXi- 
ascop aaDsvEiyp Sixaicujxy SisnovTaL ütto tcov SiaTdEscov tou 
— pcoTOU Ix tcov o'jußyXXousvcov Mspcov, cop sdv TO EV Xoyco 
TcoöacoTTOv slysv cop tottov auv7]-Doup Sia[xovr 4 p ttjv rrsp toy/jv 
ScxaioSoaiap tou au;xßy/X.o;xsvou toutou Mspoup. 

(2) ’E 9 > 6 aov sip Typ TrspurTcoasip tt,p 77ypaypd9ou (1) 

(y) eyouaiv ^apuoyTjv ai ysprxyvtxyi, StaTapEip, apjxoSiop 
sIvaL 6 9 opsup da 9 yXta£cop aaDsvEiyp, s’.p tyjv da 9 d- 
XiaiV TOU OTTOLOU ÜiT7]y£70 TeXsuTatcop to EvSiy 9 spo- 
jxevov "poacoTov ttoo T7]p u77oßoXr 4 p 77] p aiT^ascop drro- 
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keinem Träger der Krankenversicherung an- 
gehört, so ist die Allgemeine Ortskrankenkasse 
Bad Godesberg zuständig; 

b) die griechischen Rechtsvorschriften anzuwenden, 
so ist der Träger der Krankenversicherung zu- 
ständig, dem die Person zuletzt angehörte, bevor 
sie den Rentenantrag gestellt hat. 

(3) Die in Absatz (1) bezeichnete Person muß den Träger 
ihres Aufenthaltsortes von jeder Änderung in ihren Ver- 
hältnissen, die den Anspruch auf Leistungen berühren 
könnte, unterrichten, insbesondere wenn die Rente weg^ 
fällt oder ruht, oder wenn die Person oder einer ihrer 
Angehörigen den gewöhnlichen Aufenthalt in das Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei verlegt. 

(4) Hält sich eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
beider Vertragsparteien auf Grund des Bezugs einer 
Rente oder eines Antrages auf eine Rente versichert ist, 
gewöhnlich im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei auf, so 
finden ausschließlich die Rechtsvorschriften dieser Ver- 
tragspartei Anwendung. 

(5) Die Artikel 13 und 14 finden Anwendung. 

(6) Die Absätze (1) bis (5) gelten nicht, solange die in 
den Absätzen (1) und (4) bezeichneten Personen eine 
Beschäftigung ausüben, auf Grund deren sie nach den 
Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet sie sich gewöhnlich aufhalten, für den Fall der 
Krankheit, der Mutterschaft und des Todes (Sterbegeld) 
pflichtversichert sind. 

(7) Machen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
bei Personen, welche die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Rente nach den Vorschriften dieser Vertragspartei 
erfüllen und die Rente beantragt haben, die Pflichtver- 
sicherung davon abhängig, daß diese Personen innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes vor Stellung des Renten- 
antrages während einer Mindestfrist der Krankenver- 
sicherung angehört haben, so werden für die Erfüllung 
dieser Frist die nadi den Rechtsvorschriften beider Ver- 
tragsparteien innerhalb des bestimmten Zeitraumes 
zurückgelegten Zeiten einer Pflichtversicherung oder einer 
freiwilligen Weiterversicherung zusammengerechnet, so- 
weit sie sich nicht überschneiden. 


Artikel 16 

(1) In den Fällen der Artikel 13, 14 und 15 Absatz (5) 
werden die Leistungen nach Maßgabe der Absätze (2) 
und (3) auf Antrag gewährt, solange die betreffende Per- 
son sich im Hoheitsgebiet der Vertragspartei aufhält, in 
dem der zuständige Träger nicht seinen Sitz hat. 

(2) Die Sachleistungen werden nach folgenden Regeln 
gewährt: 

a) Die Leistungen werden gewährt 
in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort dieser Person 
zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, 
wo eine solche nidrt besteht, von der für diesen 
Ort zuständigen Landkrankenkasse, 

in Griechenland 

von der Sozialversicherungsanstalt (IKA). 

b) Ausmaß sowie Art und Weise der Leistungs- 
gewährung bestimmen sich nach den Rechtsvor- 
schriften, die von den in Buchstabe a) genannten 
Trägern anzuwenden sind; die Dauer der Lei- 
stungsgewährung und der Kreis der zu berücksich- 


vop,?)? auvTa?sco?. ’Edv to — pocrcoTrov touto Ssv ürsyysTO 
sic ou3sva tpopsa da9aX'iasco? daOsvsLa?, aptxoStov slvat 
t6 Tsvixov Tottlxov TaptsTov ’AaHsvsEa? tou Bad 
Godesberg. 

(ß) zy ouaiv i(p apuoyyv cd sXXtjvlxxi SiaTapsi?, dppLoSLO? 
elvai 6 «pops’is, sl? tyjv 7.09 aXiai v daHsvsia? tou ottolou 

UTTTjySTO TsXsUTaLCO? TO £vSt,OC9^pOp£VOV TTpoacOTTOV 77pO 
T 7j? 'J7roßo>.7 }? T 7)? aLTTjaSCO? aTTOVOUT)? TUVTa^SW?. 

(3) T6 sv 7-apaypa9co (1) dva9spopsvov TrpoacoTsov u”oypsou- 
TaL, ottco? TrXTjpoqjopfl tov 9opsa tou totsgu SiapLoVT)? auTou Tispi 
otaaSyjTroTs [JLsTaßcXT;? tcov auvHyxcov, cd otcoixi Hoc 7)8 uvavTO va 
STrypsdaouv tt)V aEccoacv sttl 7rapoyd?, xupico? oTav f} auvTa?i? 
SiaxoTTTSTOa rj dvaaTsXXsTaL 73 OTav to —poacurrov touto 73 pisXo? 
T?j? OLXöysvsia? tou psTa/pspouv ttjv ouvy;Hy) SiaptovYjv tcov sl? 
TT;V jczpioyryj SixaLoSoal a? tou sTSpou aoußaXXopisvov Mspou?. 

(4) , E9*6(TOV TrpOTCOTTOV YJC^aXLapLSVOV X7.T0C T7? $LaTa?£l? 
dp.90Tsp6iv tcov aupLßaXXopLsvcov Mspcov Xoyco a7:oX7)6sco? auv- 

T7?SC0? 73 aCT7)(7SC0C 77£pl a770V0pL7)? aOVT7?SCO? Scap LSVSl aUV7)HC0? 

sic T7)V Trspio/r.v SLxaLoSoala? sv6? sx tcov aupLßaXXopisvcov 
Mspcov, syouv s9appoy7]V dtaoxX skttlxco? ai $iaTa!;sL? tou auu- 
ßaXXoutsvou toÖtou Mspou?. 

(5) Td apHpa 13 xal 14 layuouv sv tt; suapuoyy) tou -apov- 
to? apöpou. 

(6 ) Al Tsapdypa'poi (1) pisypi (5) £sv layuouv, zrp oaov Ta sv 
Trapayp. (1) xal (4) dva^spopsva TspoacoTra s/ouv d7iaay6X7)aLV, 
Xoyco TT)? OTTolac d^aXl^ovTai. uTroypscoTLXw? Sid tyjv ttspltstco- 
(TLV TT)? doHsVELaC, TT)? {JlY)TG 0T7)T0? xal tou HavaTou 
xvjSsla?) aupL9o>vco? Tupo? Td? §LaTd?sL? tou aupißaXXogivou 
Mspou?, sv T7) TTscioyf) $ixaLQ$o<rlx? tou ottolou Scausvouv 
au VT) Hw?. 

(7) ' E9*6aov ai SiaTdEsi? svo? sx twv aupißaXXorjLsvcov Mspcov, 

7SpOX£ipLSVOU TTSpL TTpOaWTTCOV TXTjpOUVTWV T7? TTpOÜTTO &SOSL? 

d-ovopT)? auvTa?sco? xaad ad? SiaTacsL? tou au;xßaXXojjLsvou 
TOUTOU Mspou? xai UTToßaXoVTCOV aLTT)aLV d-OVOpLTJ? aUVTd?SCO?, 
s?apTwaL tt)V uTToxpswTLXTjv da9aXLaLV sx ty}? ÜTraycoy^? twv 
TT poaohrcov toutwv sl? tt;v dta^dXwjLv daHsvsca? s9*6>pLa:xsvov 
sXd/LaTOv /povLxov SLaarr^ua svto? wpLajxsvr,? ypovex^? Tospio- 
3ou 77po T'?? u TG ß gat)? aLT*/;asw? Tspo? aövTa^iv, 3id TT)V auu- 
rrXxpoTaiv tou sXayjaTOu toutou /povixou SiaaTr^aTo? dHpoi^ov- 
Tai öl xaxd Ta? ^LaTa^sL? djX90T£pcov tcov aujxßaXXousvcov 
Mspwv SiavuHsvTS? svto? T/j? cbpiapsv^? ypovex^? rrspLo^ou 
’/povo» u77oypscoTLXx? docpoOlnzoiq t) tt)? TrpoaLpsTLX'/;? auvsy_L- 
asco? tt;? da9aXcasco? ^p’oaov Ssv auu-L77Touv. 


’ÄpHpov 16ov 

(1) El? Ta? rrspiTTTcoasL? tc7>v dpHpcov 13, 14 xai 15 Trapdypa- 
90? (5) ai TrapoyaL 77payp.aT0770touvTaL tt) aLTTjasi tou svSLacs- 
popLsvou xav s9ap;xoyv)v tcov 77apaypa9cov (2) xal (3), ^oaov 
to sv3La9sp6[xsvov TTpöacoTiov SLatxivsL sl? ttjv 77spioyT)v Scxaio- 
Soala? tou aujxßaXXopsvou Mspou?, sl? tt)V OTsoiav 6 apuoSio? 
oopsu? 3sv cysL t'/)v s3pav tou. 

(2) Al sl? sISo? rrapoyaf. 77 p ay u aT 0 r: 0 1 0 u v Ta l xa Ta tou? 
x aTco D l xav 6 va ? : 

(a) Al TrapoyaL 77pay;j.aT0770L0uvTaL 

sl? t '^ v f Opoa770v3Laxr)v A7)ptoxpaTLav 

U770 TOU appO^LOU §Ld TOV TOTTOV ScapLOVT)? TOU 77p0- 
aCOTTOU TOUTOU PsVLXOU ToTTLXOU TaULSLOU ÄaHsvsia? 
'/), s 9 *Öaov 3sv U 9 iaTaTaL toloutov Tapslov, utto tou 
K paTixou TapsLou ÄaösvsSa?, t6 ottolov slvac appLoScov 
Sid tov sv Xoyco tottov ^Lapov'^?, 
sl? tyjv } EXXd3a 

utto tou 'ISpuixaTO? Kolvcovlxcov kVapaXtascov (I. K. A.). 

(ß) To ptsTpov w? xai to sI3o? xaL 6 TpoTro? tt)? 77paypa- 
TOTroLTjasco? tt]? Tsapoy/)? xaHop(£ovTaL aup 9 ciovco? 
77po? Ta? ^LaTa^sL?, aiTLvs? s9apjxo^ovTaL u7ro tcov sv 
aTOLysLcp (a) dva 9 SpopLsvcov (popicov. *H §LapxsLa tt)? 
7rpaypLaT07T0LT)asco? tt)? TrapoyT)? xa( 6 xuxXo? twv 
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tigenden Angehörigen riditen sich nach den von 
dem zuständigen Träger anzuwendenden Rechts- 
vorschriften. 

c) Körperersatzstücke, größere Heil- und Hilfs- 
mittel und andere Sachleistungen von erheblidier 
Bedeutung dürfen nur gewährt werden, wenn 
der zuständige Träger vorher zugestimmt hat; 
dies gilt nicht für Fälle unbedingter Dringlich- 
keit. 

d) Personen und Einrichtungen, die mit den in 
Budistabe a) genannten Trägern Verträge über 
die Gewährung von Sachleistungen an die bei 
diesen Trägern Versicherten und deren Ange- 
hörige abgeschlossen haben, sind verpflichtet, 
nach Maßgabe dieser Verträge auch die in 
diesem Absatz genannten Sachleistungen zu 
gewähren. 

e) Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei eine Höchstdauer für die Leistungsgewäh- 
rung vor, so wird die Zeit, in der für denselben 
Fall der Krankheit oder Mutterschaft Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei gewährt worden sind, auf die Höchstdauer 
der von dem zuständigen Träger zu gewährenden 
Leistungen angerechnet. 

(3) Die Geldleistungen werden von dem zuständigen 
Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 
gewährt. Sie können auf Ersuchen des zuständigen Trägers 
für dessen Rechnung auch von den in Absatz (2) Budi- 
stabe a) genannten Trägern ausgezahlt werden. 

Artikel 17 

(1) In den Fällen des Artikels 16 ist der zuständige 
Träger verpflichtet, dem Träger, der die Sach- oder Geld- 
leistungen gewährt hat, den tatsächlich aufgewendeten 
Betrag zu erstatten. Verwaltungskosten werden nicht 
erstattet. 

(2) Die zuständigen Behörden der beiden Vertrags- 
parteien können auf Antrag der betroffenen Träger für 
alle Fälle oder für bestimmte Gruppen von Fällen verein- 
baren, daß die Aufwendungen durch Zahlung von Pau- 
schalbeträgen erstattet werden oder daß auf Erstattung 
verzichtet wird. 

Artikel 18 

Wären für denselben Versicherungsfall nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsparteien Sachleistungen oder 
von dem Arbeitsentgelt unabhängige Geldleistungen, die 
nicht Sterbegelder sind, zu gewähren, so werden diese 
Leistungen nur nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
partei gewährt, in deren Hoheitsgebiet die betreffende 
Person sich gewöhnlich aufhält. Artikel 12 Absatz (2) 
bleibt unberührt. 

Artikel 19 

(1) Stirbt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei versichert ist, oder einer ihrer Ange- 
hörigen in dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, 
so gilt für den Anspruch auf Sterbegeld der Tod als im 
Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei eingetreten. 

(2) Beansprucht eine Person, die sich im Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei aufhält, Sterbegeld nach den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei, so wird sie 
behandelt, als hielte sie sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei auf. 

(3) Für denselben Todesfall dürfen nicht Sterbegelder 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien 


7rpoaxax£uopi£vcov pieXcov olxoyevelas opl^ovxai aupi- 
9covcos yrpos Tas utto tcov appioSlcov (popicdv zcpocpfJLoZo - 
pievas Siaxd^eis- 

(y) üpoOsaeis, elSrxal Hepa-eiai xal t}epa7reoTtxd pieaa 
xal exepai eis sl^os Trapoyal ££aipexix?)s cr/;pLaalas 
8eov vd TCXpsxtovToa ptovov, edv 6 appioSios 90 psus 
evexpive xauxas Trpo^youpiivoos. Touto Sev layßzi e-l 

axp«s ZTZZiyO'JG&V 77epl77TCO<J£COV. 

(S) npoaw7ra xal TSpupiaxa eyovxa auvd^ei aupißdaeis 

[X£Ta TCOV £V aTOL)(£fcp (x) <X VOC<pZpG[JLZVO)V 90p£6)V Sid 

ty]v 7rpayptaxo7rol7]atv raxpo^cov eis elSos eis xous 
yja(paXia(j(,£vous eis tous ev Xoyco 90 peis >tal Ta pt eXv} 
olxoyevelas auToov UTToxpsouvTat va TrpaypiaTOTtoiouv 
xal ras sv xfj Trapoüay) 7Tapaypa9Cp ava 9 £popiivas 
TZöLpoyoLc, eis sI8os xaT*dvdXoyov ^apptoyrjv tcov ev 
Xoyco aupißdaecov. 

(e) , E 9 ’öaov al Siaxa^eis evös ex xcov aupißaXXoptivcov 
Mepcov TrpoßXeTrouv dvcoTocT^v Sidpxeiav 7TpaYptaT07ror/; - 
aecos Tiapox^v, 6 ypovoQ, xaxa tov ottoIov £7cpaypia- 
T07T0L7)'Ü7]aav Sia xiqv auxiqv TC£ptTUT<oaiv da&evelas v\ 
pL7]TpoT7)Tos rcapoxal aup^covcos 7Tpos Tas 8iaxa£eis 
tou sxepou ex tcov aupißaXXopievcov Mepcov, UTioXoyl^e- 
xai ev xyj dvcoxdxY) Siapxela tcov utto tou appioSlou 
9opecos TrpaypiaT07rot7]T£cov TOxpo^cov. 

(3) Al eis Tvc/Lpoycd TrpaypiaTOTroioüvTai utto tou appio- 

Slou 90 pecos crup^covcos xrpos xds la^nouaas Si’auxov Siaxa^eis. 
Auvaxai tt} alrrjaei tou appioSlou 90 pecos vd xaxaßaXXcovTai 
Sta Xoyapiaapiov xou xal utto tcov ev 7 rapaypd 9 <o (2) utto axoi- 
yzl ov (a) ava 9 epopi£vcov 90 pecov. 

’Ap&pov 17ov 

(1) Eis Tas TrepLTTxcocrsis tou apD-pou 16 6 appioSios 9 opeus 
UTüo/peouxat vd d7ro§coay) eis tov 90 pea, oaxis eTrpaypiaTOTrol^ae 
xas eis sISos r\ eis Xp'^pta Trapo^ds, xo 7TpdypiaTi SaTravTj&ev 
7lOo6v. Aavtavai SioixTjaecos Sev aTroSlSovTai. 

(2) Al appioSiai apxal a^oxepcov tcov aupißaXXopLsvcov Mepcov 
SuvavTai tt} alxiQaet tcov evSia 9 £popi£vcov 90 pecov vd ouvopioXo- 
yyjaouv Si’dmxaas vds 7rept7TTcoa£is % St*6)p!.apLevas xax^yoplas 
TrepiTTTcoaecov, öxt al Sa7Tdvat fPaTroSlScovTat Std xvjs xaTaßoXvjs 
i(p äizcfl, Troacov 'q oxt, 7ratpaiTouvxai x^s d7roSoaeco;. 

’Ap-üpov 18ov 

’Eav jjuvxpexif) 7cepl7rrcoais 7rpayp!.aT07rot > Y]aecos Std x-^v auxyjv 
da9aXLaxix7)v 7r£pl7Txcooiv xaxd xds 8t.axd^ets api 9 oxepcov xcov 
auptßocXXop!.£vcov Mepcov 7rapoxoov eis slSos r\ Trapo^oov eis XP^( JLa 
dve^apxTjxcos tou ex xy]s epyaalas elaoSy)piaxos 7 tXiqv tcov e^o- 
Scov xY]§elas, al ev Xoyw ^apo/al 7rpaYpt,axo7rotouvxat piovov 
aup[.9cov<os Trpos xas ^axa^eis tou aupLßaXXopievou Mspoug, zIq 
tt]v Tiepiox^v §txaio§oalas tou ox:olou §Lapt.evei auvrjü'cos to 
ev§ia9epopi£vov 7ip6oco7Tov, £TU9uXaaaopievr j s ttjs ^appLoy^s ^0'^ 
ap&pou 12 7rap. (2). 

’Apüpov 19ov 

(1) IIpoxetpLevou 7repl Y)a9aXiap5.evou xaTa Tas SiaTa^eis svos 

ex xcov auptßaXXoptivcov Mepcov ev x;£pt.7rTCoaet HavaTou touxou 
^ pieXous TTjs olxoyevelas tou eis tyjv Tzzpioyr^ ScxaioSoalas tou 
£T£pou oup!.ßaXXop5,£vou Mspous ü-ecopeiTat Sia ttjv a^lcoaiv ^ttI 
tcov ££(S8cov xyjSelas oti 6 HdvaTos eTT^X^ev eis 7repto yrp 

StxaioSoalas tou TipcoTou ex tcov autJt.ßaXXop!.£vcov Mepcov. 

(2) 5 Eav 7rpoaco7TOV Siapievov eis t^v Tieptox^v StxaioSoalas 
evos ex tov aupi,ßaXXop[.£v<ov Mepcov d£io l e^oSa xr^Selas oupt,- 
9 covcos Tipos Tas StaTd^ets T0 ^ STepou (ju(JLßaXXo[i.evou Mepouc, to 
TrpoacoTiov touto xuyxdvei xv^s aux^s pt-STaxe'-plaecos eav 
St,epLevev eis Trepio/^v §!,xaio§oalas tou exepou aup5.ßaX- 
Xoptevou Mepous« 

(3) Aid tyjv auxYjv 7repl7rxcoaiv ü-avdxou Sev Suvavxai vd xaxa- 
ßXr^ouv e^oSa xY]Selas ßdaei xcT^v Siaxd^ecov dp, 9 oxepcov xcov 
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nebeneinander gewährt werden, es sei denn, daß die An- 
sprüche auf diese Sterbegelder nach den Rechtsvorschrif- 
ten beider Vertragsparteien unabhängig von diesem Ab- 
kommen bestehen. 

(4) Der Anspruch auf Sterbegeld wird in den Fällen, 
in denen nach Absatz (3) eine doppelte Zahlung ausge- 
schlossen ist, wie folgt geregelt: 

a) Tritt der Tod im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei ein, so bleibt der Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei gewahrt, 
während der Anspruch nach den Rechtsvor- 
schriften der anderen Vertragspartei erlischt. 

b) Tritt der Tod außerhalb der Hoheitsgebiete der 
Vertragsparteien ein, so bleibt der Anspruch nach 
den Rechtsvorschriften der Vertragspartei ge- 
wahrt, in deren Hoheitsgebiet der Verstorbene 
sich zuletzt vor seinem Tode aufgehalten hat, 
während der Anspruch nach den Rechtsvorschrif- 
ten der anderen Vertragspartei erlischt. 


Artikel 20 

Personen, die aus einer Pflichtversicherung einer Ver- 
tragspartei ausgeschieden sind und sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei aufhalten, 
können sich nach den Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei unter denselben Bedingungen freiwillig weiter- 
versichern wie Personen, die aus einer Pflichtversicherung 
dieser Vertragspartei ausgeschieden sind. Dabei stehen 
Zeiten der Pflichtversicherung, die nach den Rechtsvor- 
schriften der einen Vertragspartei zurückgelegt worden 
sind, den Zeiten der Pflichtversicherung nach den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei gleich. 

ABSCHNITT III 

Leistungen auf Grund von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 

Artikel 21 

(1) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei auf Grund eines Arbeitsunfalles oder einer 
Berufskrankheit einen Anspruch auf Sachleistungen hat 
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei verlegt, behält vorbehaltlich 
des Artikels 25 Absatz (1) Buchstabe c) diesen Anspruch, 
wenn der zuständige Träger vorher der Verlegung zu- 
gestimmt hat. Die Zustimmung darf nicht verweigert 
werden, wenn sich der Versicherte zu seinen Angehörigen 
begibt und wegen seines Gesundheitszustandes ärztlicher- 
seits keine Bedenken gegen die Verlegung des Aufent- 
halts geltend gemacht werden. Die Zustimmung kann 
nachträglich erteilt w r erden, w T enn die Voraussetzungen 
für ihre Erteilung erfüllt sind und der Versicherte die 
Zustimmung aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen 
vorher nicht einholen konnte. 

(2) Eine Person, die nach den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei versichert ist und im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei einen Arbeitsunfall oder eine 
Berufskrankheit erleidet oder dort infolge eines früheren 
Arbeitsunfalles oder einer früheren Berufskrankheit 
Sachleistungen benötigt, erhält auf Antrag Sachleistungen 
nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei. 

(3) In den Fällen der Absätze (1) und (2) werden die 
Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Trägers 

in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten zu- 
ständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, wo 


aupßaXXopivcov Mspcov TrapaXXyjXco;, ixxö; iav ai a cpcoasi; 
stu tcov iv Xoyco iJöScov xrjSsia; ^iaxavxai xa xd xd; Siaxd;et; 
dp9oxipeov tcov Mspcov avs^apxTjxco; ~pö; x r t v r:apouaav Zup- 
ßaaiv. 

( 4 ) HI di;icooi; irzi tcov ii;öScov XTj&sia; pu&pi£sxai co; xdxcoüi 
i-i -spi-xcoaecov, xaxa xd; oizoiccc, aup9covco; repö; tvjv yrapd- 
ypacpov ( 3 ) dTroxXsisxai 7) xaxaßoX-y] : 

(a) ’Ecp’öaov 6 f>dvaxo; i-epysxai iv tt] r^zpioyri Sixaio- 
Soaia; ivö; ex tcov aupßaXXopivcov Mspcov, Stax^psixai 
7j acicoai; xaxa xd; Siaxdi;eL; toö iv Xöycp aupßaXXo- 
pivou Mipou;, auyypövco; Si i$aXei9exai r\ xaxa xd; 
Siaxa^si; xou ixipou ix tcov aupßaXXopivcov Mspcov 

a^lCOGLC. 

(ß) ’Ecp’öaov 6 üavaxo; iTripysxai ixxö; xeov Trspioycov 
SixaioSoaia; xeov aupßaXXopivcov Mspcov, SiaxypeTxai 
7} ajicoai; xaxa xd; Siaxa^si; xou aupßaXXopivou 
Mipou;, ei; T/jV 7T£pLoy/jV SixaioSoaia; xou Ö7roiou 6 
aTTO&avcov Siipsve xeXsoxaico; irpo xou Davdxou xou, 
ivoo 7j aipcoai; ßdasi xeov Siaxd^scov xou ixipou aupßaX- 
Xopivou Mipou; i^aXetcpexau 

’ApDpov 206 v 

npöaeoTra, xeov okoicov Slskok'/] 7 ) U7roypecoxix7j deaqxxXiai; si; 
sv ix xeov aupßaXXopivcov Mspcov, Siapivovxa auvTjüoo; sic; tyjv 
Trspioy/jv. SixaioSoaia; xou ixipou xeov aupßaXXopivcov Mspcov, 
Suvavxai vd auvsyiaouv ty)v aa9aXiaiv xeov Trpoaipsxixco; xaxa 
xd; Siaxai;si; xou aupßaXXopivou xouxou Mipou; xaxa xöv au- 
xöv xpoTcov, co; rcpöacorca, xeov o 7 roicov Sisxömq 73 uTroypscoxiXTj 
£090X101; xou aupßaXXopivou xouxou Mipou;. El; ttjv Trep'i- 
-xcoaiv xaux'/jv 6 ypövo; uTroypscoxiXTj; da9aXlasco;, öaxi; Sir,vu- 
#73 xaxa xd; Siaxa^si; xou evö; ix xeov aupßaXXopivcov Mspcov, 
i^opoiouxai 7 rpo; xöv xaxa xd; Siaxa^si; xou ixipou xeov aup- 
ßaXXopivcov Mspcov xpövov u77oypscoxix7;c da9aXiasco;. 

MEPOZ TPITON 

JfttQoyai /tr/eo toyaTixmv «rr/i^iar cor 
yuu betet y ari yxbv äöxbf-vei&v 

’Ap 5 >pov 21ov 

(1) npöacoTrov xsxxTjpivov xaxa xd; Siaxdi;si; ivö; ix xeov 
aupßaXXopivcov Mspcov a$looaiv IrS Trapoyd; ei; el8o; Xöycp 
ipyaxtxou axu'/Tjpaxo; 73 i7T0£yysXpaxtxr^ aa^evstac; xal psxa- 
9ipov xöv xÖ 7 rov x^g auv 7 )Üouc; Siapov^ xou sic; xyjv rcsptoyrjV 
SixaioSoaia? xou ixipou xaöv aupßaXXopivcov Mspcov Stax^pet 
xtjv a^tcoaiv xauxr,v iav xö dpüpov 25 Trap. ( 1 ) axoiy. (y) Siv öpi- 
£ei aXXo xl xai s9’öaov 6 appöSioc; 9opsuq sSeoas ix xeov Trpoxi- 
pcov xyjv syxpiaiv xou. 5/ Apv7jai<; ttJc; iyxpiascoc; Siv i7rixpi7rsxaL, 
öxav 6 73a9aXsapivoc; psxaßatvsi sie; xd piXy] Tr t q OLXoyeveiaq xou 
xai Siv u9iaxaxaL a7rö iaxpix^c; 7 rXsupa? svSsl^l^ xaxa x^? psxa- 
XLVTjaseoc; auvs7rsLa xr^c; xaxaaxdascoc; tt { q uysiac; xou. HI iyxpLaic; 
SuvaxaL vd Trapaaysüfj ix xöv uaxipcov, iav auvxpiyouv cd izpoq 
xou xo TTpoüTTO^iasLc; xai 6 SLxaiouyoc; Siv 7]8uvaxo vd pspipu^afl 
ivcopLxspov Sed xt;v syxpiaiv Sia Xöyouc; pyj Suvapsvouc; v’aTro- 
xpa 7 rcöai Trap’auxou. 

( 2 ) IIpöaco7:ov 7ja9aXiapsvov xaxa xd; Siaxd^si; ivö; ix xöv 
aupßaXXopivcov Mspcov u9iaxapsvov spyaxixov axuyTjpa tq rrpoa- 
ßaXXöpsvov i 5 i7rayyeXpaxix^; aaüsvsia; ei; xtjv 7rspioy)Qv Si- 
xaioSoaia; xou ixipou aupßaXXopivou Mipou; ^ iyov ixeT avayxTjv 
7uapoycov si; sISo; Xöycp 7rpoysvsaxspou ipyaxixou axu/^paxo; 
■f] Trpoysvsaxipa; i::ayysXpaxiX7;; aaüsvsia; Xapßavsi xfj aixrj- 
asi xou Txapoydc; si; sISo; xaxa xd; Siaxd^ei; xou ixipou xeov 
aupßaXXopivcov Mspcov. 

( 3 ) Ei; xd; TrepiTrxcoasi; xeov 7rapaypa9cov ( 1 ) xai ( 2 ) at ei; 
sIÖo; rrapoyai rupaypaxoTroiouvxai si; ßdpo; xou dppoSiou 90- 
pico; 

iv xyj 'Opoar:ov8iax^ Ar,poxpaxia 

U7TÖ xou appoSiou Sia xöv xÖ7rov Siapovv); xou Sixaiouyou 
rsvixou Tottixou Tapsiou ’Aaüsvsia; 73, Ö7iou Siv U9iaxa- 
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eine solche nicht besteht, von der für diesen Ort 
zuständigen Landkrankenkasse, 

in Griechenland 

von der Sozialversicherungsanstalt (IKA) 

nach den für diesen Träger des Aufenthaltsortes maß- 
gebenden Rechtsvorschriften gewährt. Artikel 16 Ab- 
satz (2) Buchstaben c) und d) gilt entsprechend. 

Artikel 22 

Die nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
zu gewährenden Geldleistungen, die nicht Rente, Sterbe- 
geld oder Pflegegeld sind, werden dem Berechtigten und 
seinen Angehörigen auf Ersuchen und zu Lasten des zu- 
ständigen Trägers 
in der Bundesrepublik 

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten zu- 
ständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse oder, wo eine 
solche nicht besteht, von der für diesen Ort zuständigen 
Landkrankenkasse, 
in Griechenland 

von der Sozialversicherungsanstalt (IKA), 

und zwar nach den für den zuständigen Träger maß- 
gebenden Bestimmungen gewährt. Dieser hat der aus- 
zahlenden Stelle den Betrag und die Höchstdauer der 
Leistungen mitzuteilen. 

Artikel 23 

(1) In den Fällen der Artikel 21 und 22 ist der zu- 
ständige Träger verpflichtet, dem Träger des Aufenthalts- 
ortes die tatsächlich aufgewendeten Beträge zu erstatten. 
Verwaltungskosten werden nicht erstattet. 

(2) Die zuständigen Behörden der beiden Vertrags- 
parteien können auf Antrag der betroffenen Träger für 
alle Fälle oder für bestimmte Gruppen von Fällen verein- 
baren, daß die Aufwendungen durdi Zahlung von Pau- 
schalbeträgen erstattet werden oder daß auf Erstattung 
verzichtet wird. 

Artikel 24 

Bei der Feststellung der Leistungspflicht und des Grades 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge von Arbeits- 
unfällen und Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei anzuwenden sind, werden 
frühere Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, die nach 
den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei als 
solche gelten, ebenso berücksichtigt wie frühere Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten, auf welche die Rechtsvor- 
schriften der ersten Vertragspartei anzuwenden sind. Als 
frühere Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten gelten so- 
wohl Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten, für die eine 
Entschädigung gewährt worden ist oder gewährt wird, als 
audi solche, bei denen die Minderung der Erwerbsfähig- 
keit unter dem für die Entschädigung vorgesehenen 
Mindestgrad liegt. 


Artikel 25 

(1) Hat sich ein Versicherter eine Berufskrankheit zu- 
gezogen, nachdem er im Hoheitsgebiet beider Vertrags- 
parteien eine Beschäftigung ausgeübt hat, die ihrer Art 
nach geeignet war, diese Krankheit zu verursachen, so gilt 
für die Gewährung der Leistungen folgendes: 

a) Ist nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei die Verpflichtung zur Entschädigung einer 
Berufskrankheit davon abhängig, daß der Ver- 
sicherte während einer bestimmten Mindestzeit 
in Betrieben Beschäftigungen ausgeübt hat, die 
geeignet sind, diese Berufskrankheit zu verur- 


txl tolooto Tapsiov, orrö toö Kpxtlxoö Tapsioo *ActQe- 
veIx;, To 0770LOV elvxl app.6St.ov Slx tov ev Xoyw tottov 
Scapovr,;, 
ev •EXXdtöi 

0770 TOO 'ISpÖpXTOE Ko L V WV IX WV ’Ac O xXl GECO V (I. K. A.) 

cop 9 Wvw; 77 po; Ta; SLETToÖGa; tov cpopsa toötov tov toteoo 
Siapov/j; Slxtx^el;. To apOpov 16, 77apdypx9o; (2) gtol/elx (y) 
xai (S) ioyÖEL avTiGTolyw;. 

’Aphpov 22ov 

Ai GOp9wvco; rrpb; tx; Slxtx^el; evo; ex twv aopßaAÄopsvwv 
Mspwv 77 pxypaT 0770 LoöpsvaL Trapoyai el; yprjpa, aovTX^Ew;, 
e!;6Swv xr,Ssia; 73 E77LSopaTo; aup77apxGTdGsw; TpLToo 77poaw- 
7Too, xxTaßdXXovTai el; tov Stxaioö/ov xai Ta psXr, Tr,; olxoys- 
vsia; too Tfi aLTr,a£L xai el; ßdpo; toö dppoSioo 90psw; 
ev T73 'OpoG 770 vSLaxr, Ar,poxpaTia 

6776 too dppoSioo Slx tov tottov Slxpovt); toö SixaLob/oo 
Tevixoö Tottlxoö Tapsioo ’Aa&svELa; 73, öttoo Sev uyiGTxzca 
tolooto Tapsiov, 07:6 too KpaTLxoö Tapsioo ’AoDevelx;, to 
ottolov eTvxl appoStov Sid tov ev Xoyw tqttov Siapovvj;, 
ev 'EXXxSl 

Ö 770 toö TSpöpaTO; Kolvwvlxwv ’AcvpxXtaEwv (I.K.A.) 

xai Sr, <rop9wvw; rrpo; Ta; Slettoogx; tov appoSiov 9opsa Slx- 
Ta^si;. Ooto; ÖTToypsoÖTaL ottw; 77 Xr,po 9 opr,a 73 tt)v xaTaßdXXoo- 
oav örr,pECTiav 77 Epi toö Troaoö xai T73; dvwTXTY]; ypovLXTj; 
Siapxsia; twv rrapoy wv. 

’Ap&pov 23ov 

(1) Ei; tx; 77EpL77Twa£i; twv dpfrpwv 21 xai 22 ÖTroypsoÖTxi 
6 appoS'-o; 9op£o;, 8 ttw; a-oSdia^ el; tov 9 Qpsa toö tot 70 o 
Stapovr,; Ta TrpdypxTi xxTxßXr, Üevtx Troad. Aa77XvaL Siqlxyjoecd; 
Sev a77oSiSovTai. 

(2) Ai appoSiai ap^ai dp90T£pwv tcov aopßaXXopsvwvMspwv 
SovavTaL Tfl aLTr,a£L twv EvSLa9£popsvwv 9opswv vd aovopo- 
Xoy/;ooov SL’airaaa; Ta; ttepltetwgel; } t\ SL’wpLapsva; xaT/}yopia; 
77EpL77TwCEWv, Ötl xl SaTrdvaL dTroSiSovTai Slx tt,; xaTxßoXr,; 
E 9 ’a 77 a 5 ttogwv r, otl TsapaiToövTaL Tr,; ai7oS6aEo^;. 

5 A p D - p o v 24ov 

Kxtx Tr,v SixTriaTwoiv rr,; Ö77oypswa£w; 77po; rapoyr,v xai 
toö ßa&poö psLwasw; tt); ßL 0770 ptOTix 7 j; ixavoTr,To; aovsTrsia 
EpyaTLXwv aToyp]paTcov xai £77ayy£XpaTixwv aaü-EVELwv, ettl 
twv 0770lwv £yoov £9appoyr,v al SLaTa^EL; evo; ex twv cpjpßaX- 
Xopsvwv Mspwv, XapßavovTaL ott’Ö^lv 77 p 07 )yoop£va IpyaTLxa 
aToy/jpaTa 73 £77ayy£XpaTLxaL aahsvELaL, aiTLvs; ßaGEL twv 
SL aTa^EWV TOÖ ETEpOO TCüV GOpßaXXopEVCOV MspWV DEWpOOVTXL 
w; TOLaÖTaL, xaTa tov aÖTov TpoTrov, w; 7 rp 073 yoöp£vx IpyaTLxa 
aToyr,paTa xai iTrayyEXpaTLxai acr&EVEiai, ettl twv 0770LWV 
e^oov E9appoyr,v al SLaTX^i; toö TrpwToo ex twv aopßa)AopE- 
vwv Mspwv. *Q; 77por,yoopEva spyaTLxa aToy^paTa 73 EKayysX- 
paTLxai do^-EVELXL ÜEWpoovTaL togov tx spyaTLxd dToyyjpaTa ^3 
al E77ayysXpaTLxai aG^lvELai, Sl’oc; sx^P'Jgy^ ^ rpoxELTaL vd 
yop73yr J f>^ d770^r ( piwaLC, öaov xai exelvx, el; tx 67701a 73 psiw- 
OL; T yj; ßlOTUOpLGTLXr,; LXXVOT73T 0; 677oX£L77£TaL toö 77poßXs77ops - 
voo Slx t r,v a77o^r,piwoLv EXayiGToo ßaÖpoö dva7rr,pia;. 

’Ap^ pov 25ov 

(1) ’Edv r^aoaXLcrpEvo; TrpoGsßXr^v] e^ ETayysXpaTLx^; dahs- 
vsix;, XXT 077 LV dox^GEw; el; TYjv 77EOLoyr,v SlxxloSoglx; dp90- 
TEpwv TWV GopßaXXopEvwv Mspwv d77aGyoX7]G£w;, 73 oToia w; ex 
TOÖ ElSoO; T73; TjSÜvaTO vd 77p0XaXEG73 T7)V EV X6yw dffO-EVELXV, 
LGyooov Slx T73V 77paypxT0770 ir, glv twv 77apoywv tx xxtw^l: 

(a) ’E9 , ögov xxtx tx; Slxtx^el; evo; ix twv aopßaX>.o- 
psvwv Mspwv 73 Ö77oypEWGL; dTro^piwGEw; ETayysX- 
paTLxr,; dGÜEVELx; E^xpTXTXL ex T73; 0770 too r^a- 
XLGpEVOO XGX^GEW; E9’wpLGpEV0V XaTWTaTOV ypovixov 
SLXGT/;pa E77ayy sXp a t lx w v aTraGyoXr.GEwv Sovapfvwv 
vd 77 p ox xXeg 00 v 7rf,v ev Xoyw aaffsvELav, 6 9opEÖ; 
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Sachen, so berücksichtigt der Träger dieser Ver- 
tragspartei bei der Prüfung, ob diese Bedingung 
erfüllt ist, auch Zeiten, in denen der Versicherte 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei in 
Betrieben Beschäftigungen ausgeübt hat, die ge- 
eignet sind, diese Berufskrankheit zu verursachen. 

b) Der Träger jeder Vertragspartei bestimmt nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften, ob der 
Versicherte unter Berücksichtigung der Bestim- 
mung des Buchstaben a) die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf die nach diesen Rechtsvorschrif- 
ten vorgesehenen Leistungen erfüllt. 

c) Besteht nach Buchstabe b) ein Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsparteien, so 
sind die Sachleistungen und Geldleistungen mit 
Ausnahme der Renten nur von dem Träger und 
nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei zu 
gewähren, in deren Hoheitsgebiet der Versicherte 
sich gewöhnlich aufhält. 

d) Bei der Feststellung von Rentenleistungen er- 
mittelt jeder Träger zunächst die Zeiten, in denen 
der Versicherte durch seine berufliche Beschäfti- 
gung in den Hoheitsgebieten der beiden Ver- 
tragsparteien der Entstehung oder Verschlimme- 
rung der Berufskrankheit ausgesetzt war. Dann 
bestimmt jeder Träger den Betrag der Rente, auf 
die der Versicherte Anspruch hätte, wenn die im 
Hoheitsgebiet beider Vertragsparteien ausgeüb- 
ten Beschäftigungen, die ihrer Art nach geeignet 
sind, die Berufskrankheit zu verursachen, im 
Hoheitsgebiet der eigenen Vertragspartei aus- 
geübt worden wären. Auf Grund dieses Betrages 
setzt jeder Träger den geschuldeten Betrag nach 
dem Verhältnis fest., das zwischen der Dauer der 
im Hoheitsgebiet der eigenen Vertragspartei aus- 
geübten und in Betracht kommenden Beschäfti- 
gung und der Gesamtdauer der in den Hoheits- 
gebieten beider Vertragsparteien ausgeübten und 
in Betracht kommenden Beschäftigung besteht. 
Dieser Betrag ist die Leistung, die der Träger dem 
Versicherten schuldet. 


e) Für die Neuberechnung einer Rente auf Grund 
einer Verschlimmerung der Berufskrankheit gilt 
Buchstabe d) entsprechend. 

(2) Absatz (1) Buchstaben a), b) und d) gilt auch für die 
Feststellung der Hinterbliebenenrenten. 

(3) Ist der Träger der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet der Versicherte sich gewöhnlich aufhält, der Ansicht, 
daß eine entschädigungspflichtige Berufskrankheit vor- 
liege, für die eine Rente zu gewähren ist, so hat er schon 
vor Feststellung der Rente dem Versicherten vorläufige 
Leistungen zu gewähren und dem in Betracht kommenden 
Träger der anderen Vertragspartei hiervon Mitteilung zu 
machen. Dieser Träger ist verpflichtet, gegebenenfalls den 
auf ihn entfallenden Anteil zu erstatten. 

Artikel 26 

Arbeitgeber, die nach den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei Beiträge zur Unfallversicherung zu leisten 
haben, dürfen nicht deshalb zu höheren Beiträgen heran- 
gezogen werden, weil der Betrieb im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei seinen Sitz hat. 


Artikel 27 

(1) Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, nach denen 
die Zahlung von Renten an Berechtigte im Ausland davon 


toü aupßaXXopevon toutou Mepou?, zaia zr t v e^ecaciv, 
ky.v ettX*? pwt}/] 6 opo? oüco?, Xapßavst uTC’Öytv xat ca 
ypovixa SiaGcypaca, x aca ca 6— oia 6 r 4 G 9 aXtapsvo? 
aTryGyoXytL/; st? cyv Trepio/^v St.xaio3oata? toü k^ipo u 
aupßaXXopevou Mepou? sic; ETrayysXpartxa? dbraGyo- 
}:r t czic, aiTtvs? TjSüva.VTO va TrpozaXsaouv ttjv kr: ay- 
ysXpaTtx7]V tocütyjv aaOivEtav. 

(ß) *0 90psü? exocgtoo GupßaXXopevou Mspou? xa&opt^Ei 
ßaast twv 3t£7rouGwv toütov 8ta Tajewv, sav 6 vjc 79a- 
Xiapsvo?, cypoupsvou toü opou toü GTOtyeiou (a), 
TcXypol Ta ? TrpoÜTro&soet? Sia c^v aepcoatv ztzl Ta? utto 
cwv Siaca?swv toütwv 7rpoßXs7:o{xsvac -apoya?. 

(y) 5 E9’öaov u^iGzxzca ßaast, twv utto GTOtyeiov (ß) Sta- 
XapßavopEvcov a?LWGt? cup9covco? rpo ? va ? cha/ra^ei? 
ap90Tspwv töv aupßaXXopsvwv Mspwv, at st? e!8o? 
xat ei? yp7jpa 7rapoyai, E?at,poupevwv twv Guvca^scov, 
8zov va TrpaytxaTOTrouovTai povov ut:6 toü oopew? 
xat ßxGzi twv SiaTa^etov exeivgu toü GupßaXXopevo'j 
AIspou?, et? t r t v rep toy7;v SixatoSoata ? toü orrotou Sta- 
pevei auv7]t>co? 6 Y^aXtapsvo?. 

( 8 ) Kava tov xaDoptGpov t f,? Guvcajsco? exxgto? 9opeü? 
£* axptßwvet xaVapyr^v ca ypovixa Siaac^paca, xaca 
ca OToTa 6 r^aXiapevo? Sia tt]? ErayyEXpaTixv]? 
araGyoXyaew? cou ei? z 75V repioyyv StxatoSoaEa? ap- 
OOTEpCOV TWV GUJxßaXXofXSVCOV MspWV ÜrEXElTO EL? COV 
xlvSuvov ExSyXwasw? y EnöctvwGEw? er? et ayyeX- 
pacixr,? aGOrveia?. ’Ev GuveyeLa Exaaco? 90p eü? 
opE?£i c6 ü'^o? T7j? GuvcaclEW?, etl er,? oroEa? 6 7]G9a- 
Xiapsvo? Da zlyzv ac'iwGtv, sav ai eE? z tjv TEpioy/jV 
fSixatoSoGta? ap9oc£pcov twv GupßaXXopevwv Mepwv 
aotr^siGat araG/oXyGEi?, aictvE? Xoyco toü el'Sgv? 
ccov £lvat xacaXXyXot va TpoxaXsGouv tt/j ETrayysXpa- 
tlxtjv aGÖivsiav, yjgxoüvto £l^ c/jv 7T£pt.oy/)v Scxato^o- 
Giag coü t$L0i) toü aupßaXXopsvou M£pGU£. BaG£t toü 

7TOGOÜ TOUTOU ZKXGZOC, 90p£U(; UTToXoyt^EL TO UTT^aUTOÜ 
09£tXop£VOV 7TOGOV G'Jp9COV0)^ TTpOc; TT,V GyTGLV, TjTL^ 
'jotGTacac psTa^ü cyc; Siapv.sLac; er,; £v rfi Tcspioy^ 
3txaio3oGLac; toü ISlou aupßaXXopsvou Mspou^ aGXV)- 
t>£LG7-i; x od 8uvapsv7;^ va X^9Üf i ürr’ö^tv aTraay oX^Gsax; 
xat t% auvoXwTj^ SiapXEta^ ttJ^ £^ Ta<; TzzpioyxQ 
<5txatoSoaia? ap90Tipc.1v twv aupßaXXopsvcov Mspwv 
aaxvj-OEtaT;^ xat Suvapsvr,? va X7j90-yj üc’o^iv aTraGyo- 
Xtjgecoc. To ttog6v toüto slvai tj rapoyy, erjv orcotav 
0921X21 6 90p£Ü^ £t; TOV 7-G9aXt,Gp£VOV. 

(s) Ata cov sx vsou ÜTToXoytapov govtx^sco^ Xoyco £:u- 
SstvwGsoi; vyc; Irray^'sXpaTtxy^ aG^svEia;; tGyüst. co 
GTOtyEtov (S) x a t’ ave t Gcoty t a v . 

(2) HI rapaypa90S (1) GTotysia (a), (ß) xat (3) LGyüst 
8ta cov xa^optapov cr 4 $ Guvca^sci^ Xoycp Davacou. 

(3) ’Eav 6 9op£Ü? toü mipßaXXopsvou Mspouc, et? tt 4 v 7T£pio- 
yvjv StxatoSoGta? coü 07rotou StapevEt Guvyftco? 6 Y]G9aXtGp£V0?, 
£/7 ] tyjv yveopr^v, ÖTt OÜTO? TraGyEL e$ £7rayyeXpaTLxy? olg&z- 
v£ta? ürcoypeoÜGT;? £t? dTTO^ptcoGtv, Sta tt;v orotav a-ovspErat 
aüvea^t?, 3eov ottcos, T:po toü xaO-opt.Gpoü c^? Guvca?£6)? 
TrpaypaTOTrotr^G-c) el? tov 7]a9aXtap£vov T^poacopiva? Trapoya? 
xat 7rXyp090p7;G7) Trspt toütou tov £vSia9£popEvov 90psa toü 
ETE pou GupßaXXopsvou Mipou?. *0 ev Xoyco 90psü? ÜTroypsoücai, 
OTtoi? xaTaßaXf) EvSeyopsvco? to et? aücov avaXoyoüv psptStov. 

'Ap-B-pov 2Gov 

*Epyo36cat, oltlve? Gup90ivco? tt po? Ta? ^taTa^et? evo? ex 
twv aupßaXXopevcov Mspcov ÜTroypsoüvTat st? tt;v xaTaßoXyv 
EtG9opwv tt]v dcG9aXtatv aTuy;/jpaTO?, Sev Süvavcai va Ü7ro- 
XpECOtlcoGLV eE? T 7)V XaTaßoX'?V Ü'JiyXOTEpCOV EtG90pCOV ex toü Xoyou 
otl Y] ETTtyEtpyGL? Eyst T7;v eSpav TT]? "st? T7]V 77£ptoy7;v Stxato- 
Soata? TOÜ ETEpou GupßaX>.opsvou Mspouc. 

’Apü-pov 27ov 

(1) Ataca^et? evo? ex twv aupßaXXousvwv Mspwv, aup9wvw? 
Trpo? ca? orota? 7] xaTaßoXyj auvTa^ewv et? toü? ev tw e?wte- 
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abhängt, daß diese dem zuständigen Träger ihren Aufent- 
haltsort mitteilen oder sich auf Verlangen des Trägers von 
Zeit zu Zeit bei einer von ihm zu bestimmenden Stelle 
vorstellen, sind auch anzuwenden, wenn sich der Berech- 
tigte gewöhnlich im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei aufhält. 

(2) Für die Anwendung von Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei über die Abfindung von Renten wegen 
Auslandsaufenthalts gilt der Aufenthalt des Berechtigten 
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nicht als 
Aufenthalt im Ausland. 

ABSCHNITT IV 

Rentenversicherungen 

(Versidierungen für den Fall des Alters, 
der Invalidität und zugunsten der Hinterbliebenen) 

Kapitel 1 

Alter 

Artikel 28 

(1) War eine Person nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsparteien versichert, so werden die Renten nach 
Maßgabe dieses Kapitels gewährt. 

(2) Für den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Rentenanspruchs rechnet der Träger 
jeder Vertragspartei zu den Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten, die nach den von ihm anzuwendenden 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu berücksichtigen 
sind, soweit notwendig, nach Maßgabe des Artikels 41 
die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten hinzu, die 
nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei 
zurückgelegt und nach diesen Vorschriften für den Erwerb, 
die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des 
Rentenanspruchs zu berücksichtigen sind. Alsdann ent- 
scheidet der zuständige Träger jeder Vertragspartei nach 
den von ihm anzuwendenden innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften, ob die Voraussetzungen des Anspruchs auf Rente 
erfüllt sind. 

(3) Besteht Anspruch auf Rente, so gilt folgendes: 

a) Der in Absatz (2) genannte Träger berechnet zu- 
nächst die Rente, die nach den von ihm anzu- 
wendenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
und unter Berücksichtigung der Artikel 31 und 41 
der betreffenden Person zustehen würde, wenn 
alle Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten, 
die nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei zurückgelegt wurden und nach diesen 
Vorschriften für die Berechnung der Rente zu 
berücksichtigen sind, auch für die Berechnung der 
Rente zu berücksichtigende Beitragszeiten und 
gleichgestellte Zeiten nach den von dem Träger 
anzuwendenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten wären. Der deutsche Träger läßt dabei Bei- 
träge zur Höherversicherung außer Ansatz. 

b) Alsdann berechnet der in Absatz (2) genannte 
Träger den Teil dieser Rente, der dem Verhältnis 
entspricht, in dem für jeden Versicherungszweig 
die Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten, 
welche die Person nach den von dem Träger an- 
zuwendenden ^innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
in diesem Versicherungszweig vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zurückgelegt hat, zur Gesamt- 
heit aller in diesem Versicherungszweig zurück- 
gelegten Beitragszeiten und gleichgestellten Zei- 
ten stehen, welche die Person vor Eintritt des 
Versicherungsfalles nach den Rechtsvorschriften 


pixco Sixxioüyo'j; e;xpTaT7t ex t7 4 ; Ü77 6 toütcov 8r 4 Xc6a eco; toü 
tottg'j $ix(xovr 4 ; twv el; tov xpjxo&iov 90pE7 r 4 ex tt 4 ; arx'.Tf r 
seco; toü 9 op£ 6 i; 6 t:co; Trxpo'jaix^covTXi arro xxipoü st; xxtpov 
st; ür:6 toütoj xxüop l^ojaev'/jv Ü7 r^psotav, ^pxpjxo^ovTxi o\jloL co; 
et; TTEpiTTTtoaiv xxtx ttjv ottoIxv 6 Sixxio’jyo; Stapivst ctjvtjDco; 
et; tt 4 v TTEpioy^v StxxtoSoala; TOÜSTEpo'j avixß xXXouevo’j Mepoj 

(2) Ai y. t r ( v ^pxprxoyvjv $ix tx'ecov svo; ex tcov au'xßxXXo; 
pivcov Mspcov TTEpt tyj; £9’ 77:7.; xxTxßoXr,; <7 'jvtx;e«v Xoyto 
8iarxovr 4 ; st; to e!;cütepixov, x 4 Slxjxovy; toü 8 ixxioüyoj st; tt ( v 
7rspioyr 4 v SixxioSoalx; toü ETfpoo a'j;xßxXXo;xEvo'j Megov; Sev 

a>£COpE IT7.1 Ct>; SlXpLOVY) EIE TO SCCOTEplXOV. 

ME POS TETAPTOX 

WcHfiO.idbf^ (jcrrdiHor 

(*Ao9xXtost; 8ix ty;v ttegltetcooiv to'j yy;pxTo;, t7 4 ; 777.-9: 17; 

Xxl TOÜ a>7VXT0'j) 

Ke 97>.710V lov 
rrjpa; 

’ApHpov 28ov 

(1) ’E9*OOOV TEpOOCOTTOV 7}T0 Y^xXlCTplEVOV CT’JpryCOVCO; 77p 0 - 
T7; 8l7T7$£i; 7 fX 90 TEp( 0 V TCOV CPJtxßaXXOfXEVCOV MspCOV, al CT'JV - 
TX^ei; XX&Opl^OVTXl (TJplOCOVCO; 77po; TX £7 TCO 777 p 6 VTl Ix^xXxÜp 
S IxXxixß XVOJXEV 7 . 

(2) Aix tt 4 7 y.Tr ( ci 7 , ty;v 8 iXTr 4 py;cTiv 7} tyjv avaßlcoatv toü 
SixaiciojxaTo; sttC tyj; ctjvtx'eco; 6 9 opEÜ; exxotoj tcov ajjxßxX - 

AOJXEVCOV Mspcov 77pO(7i>STei sl; TX; 77£pi680’j; £l<790pC0V Xal St; 

toü; l^opioioopievo'j; ypovou;, toü; XapißavopiEvoi); üte’o'^iv $j- 
vxjxei tyj; TUxp’aÜTOÜ ^apjxocrrsa; et>vixr 4 ; vojxoOectIx;, £9’o<rov 
toüto stvat avxyxxiov, x xt’ £ 9 a p (x o yr 4 7 toü apÜpou 41, tx; 
7 TEpi 68 ou; £ia 9 opco 7 xal Toü; £;o(xoio'ju£voo; ypovoi»;, oitive; 
Si7]vüffr 4 axv ßaaei tcov 8ixtx;ecov toü Srspou ex tojv autxßaXAo- 

(XEVCOV MepCOV XXL OlTlVEC XxjxßxVOVTXl U7:’o^lV 8 lX TT,7 XTTjOlV, 
TY)V 8lXTY]p7;aiV XXI T7JV avxßlcOOlV TO'J SlXXlCOfXXTO; £771 TT,; 

auvTX^ECo;. ’Ev auvsysla 6 appio8io; 90 pEÜ; exxcjtou ex tco 7 

CT O [X ß 7 XX 0 [X E 7 CO V MepCOV X770971VET71 CT’J[X9C07C0; TTpOC T7}7 Üt’xÜtOO 
E97pUO^O!XEVT 4 7 £^71X7-7 VOfXOiJ'SCTtXV £77 77XypOÜ7T7.l at TTpO'JTTO- 
ü'EGEi;, al aTXiToü;xE7Xi Sta ty;7 yrrrpw SlxxioVxxto; zrzi tt 4 ; 
auvTx^ecoc. 

(3) ’E9 , 6ao7 oticttxtxi Sixxicoux c>’J7T7;eco;, icryüo'j7 tx 
XXTCOTEpCO : 

(x) "O £7 TTxpxypx/pcp (2) a779EpO!XE7o; 9opsü; ÜToXoy^ei 
xaVapya; t^v ctüvt7;l7, t? ( ; ottolx; T'j;x9Covco; tteo; 
T/JV Ü77’aÜTOÜ E 9 7 p [X O Aj JX E 7T ( 7 S^tX’^V 70[X0f>E<7l77 

xxt ßxaei tco 7 ap0pco7 31 xxt 41 fix eSixxioüto to 

EV^l79£p0jX£V0V 77p0CrC07:ö7, £77 777071 al TCSptOÄOt slo- 

9 opco 7 xal ol e;o[xoioü;xe701 ypovoi, oitive; Sir J 7 Ü& 7 ' i ox 7 
xxra tx; §iaTx;£i; toü £Tepou ou;xßxXXojx£ 7 Q'j Mepoo; 
xxl oitive; ou[x 9 covco; 77 po; tx; Si7tx;ei; txjtx; 8sov 
vx Ü 7 :oXoyiat>coai 817 tov xaf>opio(x 6 v t r 4 ; ouvtx;£co;, 
^oav xxl 81a tov ÜTroXoyiotxov tt 4 ; o’JVTa;£to; xxtx 
toc; Ü7l6 toO 90PEC0; £9ap(xo^o(x£va; 8 ixtx;ei; £Üvixr 4 ; 
vouo^Eola; 77£plo§oi £io90pcov xal s^opioioüpisvoi ypo- 
voi . 'O yep[xavixö; 9op£Ü; Sev üroXoyl^Ei ev rrpoxEi- 
jxEvcp tx; Eio 90 px; S 17 tecoo^stov 7097 X 1017 . 

(ß) ’Ev OOVE/E 17 0 £V 7T7p7yp79Cp ( 2 ) X779EpO!XEVO; 9opsü; 
ÜTToXoyl^Ei to T!xr 4 |xx tt ( ; ev Xoycp o’jvtx;eco;, to 
07T0i ov avTioToiyei £i; ttjv avaXoylxv ev ty) ottoIx te- 
XoOoi Si’exxotov xXxSov ao9xXlo£co; at TTsploSot ei- 
o9opcov xxl 01 e;o[xoioÜ(xevoi ypovoi, toü; 6770100; 

Sl7]V’JO£ TO £vSl79£p6(X£V07 TTpOOCOTOV EIE TOV xXxSoV 

to’jtov ao9xXlo£co; xxl ou?x9c6vcj; “po; tt 4 v utto 

TO’J 9OPECO; £97p(XOOT£XV E^VtXTfjV r JXOÜEolxV 77p6 

Tvj; etteXeuoeco; tt;; ao97XioTix^; 77£pir:Tcc>o£co;, t: 6; 
TO oÜvoXov 77XOCOV TCOV 77Epl6ScOV El^OpCOV XXI T0J7 
£;o{xoio’j;jlevcov yp6vcov, toü; ottoio'j; 8it 4 v’jte to evSix - 
9sp6ijLSvov TrpoacoTTOv 77p 0 etteXeÜoeco; tt; aor9xXi - 
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jeder Vertragspartei zurückgelegt hat und die bei 
der Berechnung der Rente nach Buchstabe a) an- 
gerechnet worden sind. Auf den so errechneten 
Betrag wendet der Träger gegebenenfalls die Vor- 
schriften über das Ruhen der Rente wegen des 
Auslandsaufenthaltes des Berechtigten an. Dieser 
Betrag ist die Rente, die der Träger der betref- 
fenden Person schuldet. 


c) Der deutsche Träger erhöht die von ihm nach 
Buchstabe b) geschuldete Rente um die Steige- 
rungsbeträge für Beiträge, die zur Höherversiche- 
rung entrichtet worden sind. 

(4) In den Fällen, in denen bei der Berechnung der 
Renten nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
Renten zu kürzen oder zum Ruhen zu bringen sind, sind 
diese Rechtsvorschriften vor der jeweiligen Feststellung 
der Teilleistungen anzuwenden, soweit nicht in Absatz (3) 
Buchstabe b) etwas anderes bestimmt ist. 

(5) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei die Leistungen nach der Höhe des erzielten Ent- 
geltes oder der entrichteten Beiträge zu berechnen, so 
berücksichtigt der Träger dieser Vertragspartei für die 
Berechnung der Leistungen nach diesen Rechtsvorschriften 
das Entgelt oder die Beiträge, die sich auf die nach den 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei zurück- 
gelegten Versicherungszeiten beziehen, auf der Grund- 
lage des Durchschnitts des Entgeltes oder der Beiträge, 
die für die Versicherungszeiten ermittelt worden sind, die 
nach den Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei 
zurückgelegt sind, soweit nicht Artikel 31 Buchstabe a) 
etwas anderes bestimmt. 

(6) Hat die betreffende Person nach den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei Beitragszeiten oder gleich- 
gestellte Zeiten zurückgelegt, die insgesamt weniger als 
zwölf Monate umfassen, und gilt nach diesen Rechtsvor- 
schriften die Wartezeit nicht als erfüllt, so gewährt der 
Träger dieser Vertragspartei für diese Zeiten keine Rente. 
In diesen Fällen gewährt der Träger der anderen Ver- 
tragspartei die nach Absatz (3) Buchstabe a) errechnete 
Rente. 

Artikel 29 

Hat eine Person nach Maßgabe des Artikels 28 Anspruch 
auf eine Rente nach den Rechtsvorschriften der einen Ver- 
tragspartei oder auf zwei Renten nach den Rechtsvor- 
schriften beider Vertragsparteien und erfüllt sie ohne 
Anwendung des Artikels 28 die Voraussetzungen für die 
Gewährung einer Rente nach den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei, so erhält sie zu Lasten des zuständigen 
Trägers dieser Vertragspartei außer der nach Artikel 28 
Absatz (3) Buchstabe b) errechneten Rente zusätzlich den 
Betrag, der dem Unterschied zwischen der Höhe der allein 
in Anwendung der für diesen Träger geltenden inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften berechneten Rente und der 
nach Artikel 28 von dem zuständigen Träger einer Ver- 
tragspartei geschuldeten Rente oder der Summe der nach 
Artikel 28 von den zuständigen Trägern beider Vertrags- 
parteien geschuldeten Renten entspricht. 

Artikel 30 

(1) Beitragszeiten nach den griechischen Rechtsvorschrif- 
ten werden nach Artikel 28 in der deutschen knappschaft- 
lichen Rentenversicherung berücksichtigt, wenn sie in 
bergbaulichen Betrieben unter Tage zurückgelegt worden 
sind. Ist nach den deutschen Rechtsvorschriften Voraus- 
setzung für einen Anspruch, daß Hauerarbeiten unter Tage 
oder diesen gleichgestellte Arbeiten verrichtet worden 
sind, so berücksichtigt der deutsche Träger die nach den 
griechischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitrags- 


ffTWttJS TGSplTTTCOasCO;, OUp9COVCO; 7tp6; TX; 8lXT X^Si; 
exxaTOU tcov aupßxXXopsvcov Mspcov xxi oi otzoioi 
6r:eXoyiai>7)axv xxtx to aToiysiov (x) 8 ix t 6v x.x^o* 
piapov t r t q auvTx;eco;. *0 9opeu; M S9xpp6ay], 
ffUVTpS/oÜar^ 7TSpL7TTG)aSG0;, CO; rrpo; TO rroaov TOUTO, 
tx; 8ixtx£si; tx; a/popcoax; ttjv xvxaToXvjv t auv- 
tx^sco; Xoycp 8iapovY); tou 8ixxio6you ei; to 

S^COTSpiXOV. T6 TZQGOV TOUTO slvxi 7] OUVTX^i;, TYjV 

otgoixv 6921X21 6 9opsu; si; to ev81.x9sp6p.svov :rp6- 
acOTGOV. 

(y) *0 ysppxvixo; 90psu; xu;xvsi ty;v 6716 toutou ßx- 
asi tou aToiyeiou (ß) 6921X0 psvr ( v auvTa^iv 8ix tcTov 
T rpoaxu^Yjaecov, aiTivs; opsiXovTXi Xoycp s’^popcov 8ix 
rrpoatlsTOV xapxXiaiv. 

(4) ’E9 5 öaov xxtx tov ojcoXoyiapov tt); auvTx;sco; aup9co- 
vco; rrpo; tx; 8ixtx£si; svo; ex tcov aupßxXXopsvcov Mspcov 
auvTpsyst 7rspi7rrcoai; peicoasco; y\ avxaTo Xr,; tcov auvTx;ecov, 

XI 8lXTX;Si; aUTXL 8 S0V OTGCO; S9Xpp6^COVTXL TTpO TOU SXXCTTGTS 

xx&optapou tcov Tpr,pxTcov tcov r:xp oycTov, 29* oaov 8sv —poßXs- 
TCSTXi aXXco; 6 ttg TOU azoiy. (ß) t r,; ~xp. (3). 

(5) * E9’ oaov aup9<ovco; 7tp6; tx; 8ix tx^si; svo; sx tcov 
aupßxXXopsvcov Mspcjv al i:xpoyxi u:roXoyis/jVTai aup9Covco; 
T:po; to uyo; tcw rrp xy p xto ttolt, üsiacov X7 to 8 o/cov 7; tcov xxtx- 
ßX^Osiacov eiayopcov, 6 yopeu; tou sv Xoycp aupßxXXopsvou 
Mspou; Xxpßxvsi utt’o^lv 8lx tov UTroXoyiapov tcov r.xpoyojv xx- 
tx tx; Slxtx^sl; txutx; tx; xtgo 8oyx; r t tx; siayopx;, xitlvs; 
ocyopcoai tx; xxtx tx; 8lxt x;sl; tou sTspou aupßxXXopsvou 
Mspou; 8ixvu$eiax; rrspioSou; aayxXiasco; ßxasi tou psaou 
öpou tcov ar:o8oycov yj tcov eiayopcov, xitlvs; 8is7TiaTco {b;axv 
8ix tx^ 7Tspi68ou? a(T9xXt<Tscos, txc 8ixvu»>siaxs XXTX TXS 
SlXTX^SLC TOU TTpCOTOU SX TCOV (TUpßxXXopSVCOV MoCOOV, ZO 0(70V 
8 ZV TTpoßXsTTSTXL xXXcO^ ZIQ TO GTO',y. (x) TOU XpüpOU 31. 

(G) ’Ey’oaov to svSixyspopsvov -poerco-ov 8 r /r ( vuas xxtx tx; 
8iXTx^t-? zvoz, sx tcov aupßxXXopsvcov Mspcov 7Tsp',68ou^ slayo- 
pcov r k s^opoioupsvou z, yrpovou', oitlvs? sv tcT) auv6Xco u ~o- 
Xsl-ovtxl tcov 8c68sxx p/;vcov, xxc sy’oaov aupycövco^ 7rpo^ tx; 
xv co ts g co 8 (.xtx 5 sl; 8s v TrXypouvTxt, xl ypovLXxi ^poürroJlsas!,;, 6 
90psu; tou crupßxXXopsvou toutou XIspou; 8sv xxTxßxXXst auv- 
tx^iv 8^x tx; sv Xoycp 7rspi68ou;. El; tx; ttsgltttcoosl; txutx; 6 
9opsu; tou sTspou cpjpßaXXopsvou Mspou; xxTxßxXXsi ttjv ßxcrsL 
t 9 j; rxpxypxyou (3 ), ttol/slov (x) utt oXoy l af > s l t x v tuvtx;lv. 

’'Ap l>pov 29ov 

’Ey’oaov — poacoTov zyzi xxt’ syxppoy^v tou xpDpou 28 8l- 
xxLcopx st:l auvTx;sco; xxtx tx; 8lxtx;sl; svo; tcov aupßxXXo- 
psvcov Mspcov r t k~i 8uo auvTx;scov xxtxtx; 8lxtx;sl; ap90Tspcov 
tcov aupßxXXopsvcov Mspcov xxt 7rXr,poT, avsu syxppoy^; tou 
apüpou 28 , tx; ^poOTroB-sasi; 8 lx t'^v yop/jy^aLV auvTx;sco; xx- 
tx tx; 8lxtx$sl; svo; tcov aupßxXXopsvcov Mspcov, Xxpßxvsi, si; 
ßxpo; tou xppo8iou 9opsco; tou aupßxXXopsvou toutou Mspou;, 
sxto; tt,; xxtx to xp^pov 28 rrxpxypxyo; (3) aa oiy. (ß) utgoXo- 
yi^opsvr,; auvTx^sco;, xxi to Troaov, to ottolov xvTiaTOixsi ei; 
T/]v 8ix9opxv psTx^u tou ßtjooo; tt,; auvTx^sco; tt,; uTroXoyi- 
£opsvr,; povov si; ^xppoy^v tcov 8ix tov 9opsx toutov la^uGu- 
aeöv 8 lxtx5 £ wv tt^; sÜvlx^; vopoDsaix; xxi t yj; xxtx to 
xp9pov 28 utc6 tou xppo8tou 9opsco; svo; tcov aupßxXXopsvcov 
Mspcov 09siXopsv7;; auvTx^sco; y\ tou r:oaou tcov xxtx to 
oep^pov 28 utt 6 tcov xppo8icov 9opscov ap90Tspcov tcov aupßxX- 
Xopsvcov Mspcov oysiXopsvcov ouvtx^scov. 

’Ap^pov 306v 

(1) IIspio8oL eia9opcov aup9covco; :rp6; tx; sXXr,vixx; 8 lxtx- 
^sl; 9 -x XxpßxvcovTxi utcol^iv ßxasi tou xpHpou 28 sv tJ) ysppx- 
vlxt] xa9xXiasi auvTx^cov pstxXXsutcov, sy’oaov 8i'/)vu9r,axv si; 
UTGoysiou; pstxXXsutlxx; XTrxaxoXr^asi;. *Exv aup9covco; rrpo; 
tx; ysppxvixx; Slxtx^sl; £yzi ts Dt) co; TGpoü-oOsai; 8ix t/jv 
d;icoaiv auvTx^w; ’h sxTsXsai; urroysicov XxTopixcov spyxaicov r\ 
spyaaicov s^opoioupsvcov 7rpo; txutx;, 6 ysppxvixo; 9opsu; 
Xxpßxvsi uTG’otjiiv tx; aup9covco; rpo; tx; sXXyvixx; SixtxJsl; 
SixvuÜsiax; 7rspi68ou; siayopcov povov sy’oaov xxtx tx; rrspio- 
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Zeiten nur insoweit, als während dieser Zeiten gleichartige 
Arbeiten verrichtet wurden. Bergbauliche Betriebe sind 
Betriebe, in denen Mineralien oder ähnliche Stoffe berg- 
männisch oder Steine und Erden überwiegend unterirdisch 
gewonnen werden. 

(2} Sind nach Absatz (1) Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten, die nach den griechischen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegt sind, nicht in der deutschen knappschaft- 
lieben Rentenversicherung zu berücksichtigen, so werden 
sie in der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten berücksichtigt, je 
nachdem, welche Beschäftigung der Versicherte während 
dieser Zeiten zuletzt ausgeübt hat. Wurde während dieser 
Zeiten keine Beschäftigung ausgeübt, werden sie in der 
Rentenversicherung der Arbeiter berücksichtigt; dies gilt 
auch, wenn eine Beschäftigung ausgeübt wurde, die nach 
den deutschen Rechtsvorschriften nicht versicherungs- 
pflichtig gewesen wäre. 

Artikel 31 

Die deutschen Träger verfahren bei Anwendung des 
Artikels 28 wie folgt: 

a) Bei der Berechnung der für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage werden nur 
die nach den deutschen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten berücksichtigt. 

bj Sind für die nach Artikel 30 in Betracht kommende 
deutsche Rentenversicherung bei der Ermittlung der 
für den Versicherten maßgebenden Rentenbemes- 
sungsgrundlage Beitragszeiten oder gleichgestellte 
Zeiten nicht zu berücksichtigen, so gilt die für diese 
Versicherung bestimmte allgemeine Rentenbemes- 
sungsgrundlage bei der Bewertung der nach den 
griechischen Rechtsvorschriften zurückgelegten Bei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten. 


c) Bei der Ermittlung der Anzahl der anrechnungsfähi- 
gen Versicherungsjahre stehen die nach den griechi- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegten Beitrags- 
zeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach diesen 
Vorschriften bei der Berechnung der Rente zu berück- 
sichtigen sind, den nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegten Beitragszeiten und gleich- 
gestellten Zeiten gleich. 

Artikel 32 

Nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei zurückgelegte Beitragszeiten und gleich- 
gestellte Zeiten iin Sinne dieses Kapitels sind alle Bei- 
tragszeiten und gleichgestellten Zeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei zu berücksich- 
tigen sind. 

Kapitel 2 

Invalidität 

Artikel 33 

(1) Kapitel 1 gilt entsprechend für die Invaliditätsrenten, 
die nach den deutschen und griechischen Rechtsvorschriften 
zu gewähren sind. 

(2) In der Rentenversicherung der Arbeiter und in der 
Rentenversicherung der Angestellten gilt für die Entschei- 
dung, ob nach den deutschen Rechtsvorschriften eine 
Zurechnungszeit anzurechnen ist, folgendes: 

a) Als Eintritt in die Versicherung gilt der erste 
Eintritt in die Versicherung nach den deutschen 
Rechtsvorschriften oder nach den griechischen 
Rechtsvorschriften, je nachdem, welcher Zeit- 
punkt der frühere ist. 


Sou? TaÜTx? s:;sT£X£ah/;aav -apopioLxi spyaoLXL. 'Q? jaetxäXeu? 
tlxxl yx p xx ttj p l£ o v t x l al XTTxayoXyazL?, xxh’ a- 

E^opüaaovTXL 0r:6 uetxaXeutcov oooxtx r t rrapopoLxi uaxl r t alOol 
xxl yov.iy.zx xupico? ü:roy£Lco?. 

(2) ’ExV TTEpLoSoL ELCTCpOpCOV XXL £?0!A OLOUJAEVOL /pOVOL, OL OTTOL- 
öl Sir,vü hyaav auuycovco? 7Tp6? tx? eXat,vlxx? Slxtx?el?, Sev 
X apßxvovTXL ut’Ö^lv xxtx T7jv TTxpxypx'pov (1) Slx T T,V yZpUXVL- 
X7)u aa9x)vLaiv auvTa?£cov (aetxaaeutcov, xjtxl AapßxvovTXL 
utc’Ö'^lv Slx t tjv aacpxXLaiv auvTxJscov EpyxTcov ^ 8 lx t t,v xerox- 
Xlglv guvtx?£gov ÜttxXXtjXcov, avaAoyco? t /;? spyxaLx? el? r,v xt rr t - 
ayoXyÜT] teXeutxloo? xxtcx tx? ypovLxx? xütx? TEpioSou? 6 
Y)a 9 aXia(jL£vo?. 5 E 9 *oaov xxt<x t a? ypovLxx? xutx? rrspLoSou? Sev 
£7t p xy * i . x to tto l t, Ü7J XTTxayoX^aL?, xutxl XxuSxvovtxl ütt’o^lv Slx 
tt,v aa 9 aXLaiv guvtx^ecov tcov IpyxT&v. Toüto LayvsL ETTLG7]? stl 
aTraayoATjasoo?, 7 ^tl? au.u 9 covco? rpo? tx? yEpuavLxx? Slxtxcel? 
Sev ha üttsxelto el? tt;v Ü7uoypscoTLx/;v xgtxXlglv. 

"Aphpov 31ov 

Ol y£cp.xvLX0L 90QST? Evspyoüaiv co? xxtcoOl xxtx tt,v £9x0- 
[Aoyr,v toü aphpou 28 : 

(a) npo? E^EUpEGLV TT"? SlX TOV 7;a9aXiaU.EVOV XTOULXYJ? ßx- 
azeo? ü”oXoyLa;jLoü t*?,? ctuvtx?eco? XxtAßavovTXi utt’o'^lv 
!Jl6vOV cd TTEpLoSoL SLGCpopcToV cd SlxVUOzLGXL GU'ATCuVCO? 
-p6? tx? yzpfAavLxa? Slxtx^sl?. 

(ß) ’E^OGOV TZEpLoSoL ELayOptOV XXL £?OU.OLOÜ;AZVOL ypovoL Sev 
X ajJißavovTXL utt’o^lv Slx tt,v ßaaEL toü lephpou 30 Euapuio- 
afbjaopiviqv yEppavLxyv xg9xXlglv aovTx?£cov xxtx tt,v 
Slxtugtgoglv t 95? dTOfxix^? ßaasco? ürroXoyicnxoü tt;? aovvx- 
£eco?, t,tl? DtXel X/^hyj ü^ö'^tv Slx tov ^ayxXLauivov, 
tayosL V) Slx t?v öx^xXlglv txÜt/;v xxhcopLag.lv/; ysvLXY) 
ßxaL? xxhopLapoü aovTa?£co? co? X/gphyaogivy; ü-’o^lv 
Slx tov 7;a9aXLag,ivov ßxaL? xxhopLauoü auvax^Eto? xxtx 
t/;v au[JL9covco? 7rpo? tx? eXX/;vlxx? SlxtxJel? IxTLjxyaLv 
TCOV SLXVuh-ELatOV TTcptSScOV £La 90 pCOV XXL TCOV E'OpiOLOU- 
pLEVCOV ypoveov. 

(y) IvXTX T7)V E^XXpLßcoaLV TOÜ XpLÜaoÜ TCOV UTTOAOyLaTECOV 
etcov da 9 xXLa£co? al ßaasL tcöv saX/-vlxcÜv Slxtxeecov 
SLXVU a>£LaXL TTEpLoSoL £La 90 pC 0 V XXL £?Op.QLOÜp.£VOL ypOVOL, 
OLTLVc? XaußaVOVTXL Ü-’o'yLV XXTX TOV UTTOXoyLapLOV T*?j? 

ouvtx^£CO?, o i j[A 9 covco? “po? tx? Iv Xoycp Slxtx^ele, Ipo - 
[JLO LOUVTXL TCpO? TX? ßaa£L TCOV y£p|XXVLXO 0 V SlXTXEECOV SlX- 
vuÜEiax? tteplSSou? £ia 90 px? xxl I^ouolouuIvou? ypovou?. 

’AoO-pov 32ov 

mpioSoL ELayOpOJV XXL E^OJJLOLOÜpEVOL ypOVOL SLXVuhlvTEE 
XXTX TX? SlXTX?£L? TT,? ohvLXT,? VOtAOhETLX? EVO? TCOV augßaXXo- 
[AEVCOV MeCCOV, Ütt 6 T7]V EVVOLXV TOÜ TTXpOVTO? KEyxXxLOU, ELVXL 

rraaxL at teploSol £La9opcov xxl £?oplolo'j;jlcvol ypovo», oltlve? 
Slov VX XapLßxVWVTaL ÜTü’o'ylLV GUpLyCOVCO? TEpO ? TX? S’XTX'EL? 
TOÜ aUJAßxXXotAEVOU TOÜTOO Mlpouc. 

Ke9xXxlov 2ov 

^'CC.T//OCCC 

’Aphpov 33ov 

(1) To lov KEyxXxLov LayÜEL avTLaToc/co? Slx tx? guvtxJel? 

XVXTTTjpLXE, aLTLVE? SeOV v’ aTOV£(ACOVTXL G'JUZyCOVCO? TTpO? TX? 
yEpiAxvLxx? xxl t x? eXXt,vlxx? Slxtx?el?. 

(2) f Tvx xxOopiahy, ixv xxtx tx: yzppxvLxx? Slxtx?el ? 

TTpETtEL VX Xt^Oy] Üt’o^LV TTpOGilETO? TEpLoSo? EL? TT,V XGOxXlGLV 

G'jvtxJecov spyxTcov xxl st? rr,v xg9xalglv guvtx?ecov tcov 

Ü77XXXt,ACOV, Lay ÜOUV TX XXTCohL : 

(a) UTixycoy^ el? t^v cx^xXlglv Oecopeltxl yj rrpcoT*/; 
ürraycoyr] el? ttjv aa 9 x>.LaLv gu;a 9 cvvco? tco? tx? ysp- 
[AXVlxx? Slclzol^zic; ^ aup-cpcovco? 7rpo? tx? e/At,vlxx? 
Slxtx?el?, dcvaXoyco? toü ypovLxoü avjas lou, ÖTEp eIvxl 
TO TrpOyEVEGTEGOV. 
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b) Als Eintritt des Versicherungsfalles gilt der Ein- 
tritt des Versicherungsfalles nach den deutschen 
Rechtsvorschriften oder nach den griechischen 
Rechtsvorschriften, je nachdem, nach welchen 
Rechtsvorschriften der Versicherungsfall zuerst 
eingetreten ist. 

c) Für die Feststellung, ob von den letzten 60 Kalen- 
dermonaten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
mindestens 36 Kalendermonate mit Beiträgen be- 
legt sind oder inwieweit die Zeit vom Eintritt in 
die Versicherung bis zum Eintritt des Versiche- 
rungsfalles mit Beiträgen belegt ist, stehen die 
nach den griechischen Rechtsvorschriften zurück- 
gelegten Beitragszeiten, soweit sie auf Grund 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung zu- 
rückgelegt worden sind, den Beitragszeiten gleich, 
die auf Grund einer nadi den deutschen Rechts- 
vorschriften versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung zurückgelegt worden sind. 

(3) In der knappschaftlichen Rentenversicherung gilt für 
die Entscheidung, ob nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten eine Zuredrnungszeit anzurechnen ist, Absatz (2) ent- 
sprechend, wenn der letzte Beitrag vor Eintritt des Vcr- 
sichcrungsfalles zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
entrichtet worden ist. 

Kapitel 3 

Tod 

Artikel 34 

Kapitel 1 und Artikel 33 Absätze (2) und (3) gelten ent- 
sprechend für Hinterbliebenenrenten, die nach den deut- 
schen und griechischen Rechtsvorschriften zu gewähren 
sind. 


Kapitel 4 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 35 

(1) Eine Person, die sich iin Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei gewöhnlich aufhält und aus einer Pflichtver- 
sicherung für den Fall der Invalidität, des Alters und zu- 
gunsten der Hinterbliebenen nach den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei ausgeschieden ist, kann sich 
nur nach den Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei, 
und zwar unter denselben Bedingungen freiwillig weiter- 
versichern wie eine Person, die aus der in dem Hoheits- 
gebiet dieser Vertragspartei geltenden Pflichtversicherung 
für den Fall der Invalidität, des Alters und zugunsten der 
Hinterbliebenen ausgeschieden ist. Dabei werden Beitrags- 
zeiten, die nach den Rechtsvorschriften der zweiten Ver- 
tragspartei in einer versichcrungspflichtigen Beschäftigung 
zurückgclegt sind, soweit erforderlich, wie Beitragszeiten 
der ersten Vertragspartei angerechnet. 

(2) Kann sich eine Person nach Absatz (1) nadi den 
deutschen Redrtsvorschriften weiterversichern und ist sie 
nicht in einer deutschen Rentenversicherung versichert 
gewesen, so gilt folgendes: 

a) Die freiwillige Weiterversicherung wird in der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder in der Ren- 
tenversicherung der Angestellten durchgeführt, je 
nachdem, ob die Person in Griechenland zuletzt 
als Arbeiter oder Angestellter beschäftigt war. 

b) Wäre die Beschäftigung nach den deutschen 
Redrtsvorschriften nicht versicherungspflichtig ge- 
wesen, so wird die Weiterversicherung in der 
Rentenversicherung der Arbeiter durchgeführt. 


( 3 ) E7iEXsuat; ty;; da9aXtaTiX7;; TrzptTTTtoazco; hEtopzt- 
Tat Y) IrtEXsuat; ty;; da9aXtaTtX7;; —Ept— toWzco; aup- 
9covco£ ~po; Ta; ysppavtxd; StaTX'Et; vj aup9t£iv<o; 
-po; rat; IXXYjvtxd; Stard;st;, avaXoyto; tou ßa ast 
—otcov StaTa;Ecov sTtYjXhs to ttecotov y; da9xXtaT tx/; 
TTSptTTTCOat;. 

(y) Ata tov xaf>opt.ap.6v, xxtx roaov ex tcov 60 YjpspoXo- 
ytaxcov pvjvcov rup6 ty;; ETTEXsuaEco; ty;; da9xXtaTtx7;; 
rEptrcTcoasco; exaXu'phr^aav St’sta 90pföv ToüXdytaTOv 
36 YjpspoXoytaxot prp;s; 73 xxtx rroaov 6 ypovo; d::6 
ty;; urraycoyY;; Et; tyjv aatpaXiaiv pfypt t? ( ; etteXeuteco; 
ty;; aa9xXt.aTt.XY3c; 77EpL7rTCoaE(o; IxaX' 69^7; St’EtacopcW, 
cd xaTa Tat; IXXYjvtxd; StxTa ;st; Siavullstaxt TrsptoSot 
£La90pc5v, £9’oaov Sly]v 6 D^aav ev a7:xayoXY;ast uTroxst- 
uevy] zlc, urroypscoTiXTjV aa'paX'.a'v, Esopotouvrat —po; 
Ta; TreptöSou; £ia90po>v, atTtvs; Sw t VY)hY;aav sv a::a- 
ayoXifjast UTroxstpsvY} ei; u-oypscoTixy; aa9a.Xt.a1v 
aup9covco; r:p6; Ta; yEppavtxd; StxTd;ct;. 

( 3 ) "Iva rpoaStoptahy;, Idv xard tx; ysppavtxd; Sia.Tdist; 
— pSTuet vd UTToXoyLaO-Yj TrpoahsTo; ypovo; st; ty;v daodXtatv 
auvTxsstov pETaXXsuToW, tayust avaXoyto; 7; <0; dvco rapd.ypa- 
90; ( 2 ), Eo’oaov Y] TsXsuTata etapopa tteo ty;; s-EXsuasco; 7;; 
aapaXtart-xy;; TTEptTETcoasco; xaTEßXrßly et; t y;v aapa./.iaiv auv- 

TX'SCOV pSTxXXsOTCOV. 

IvE9aXaiov 3ov 
’Aphpov 34 ov 

To lov KsodXatov xat to aphpov 33 rrapaypapot, ( 2 ) /ai ( 3 ) 
tayuouv avTtaTOiyco; SH Ta; auvTx;et; Oxvxtou, atTtvs; Seov va 
yopXyfovTa.' a’jp9wvco; rpo; tx; ysppavtxd; xat Ta; eXXrvtxd; 
StaTx;Et;. 

K^dXatov 4 ov 

Kotreu di(CTU$£t$ 

"A p h p 0 v 35 ov 

(1) rip6aco~ov auv^O-to; Stapevov st; ty ( v -cpioy^v StxxtoSo- 
ata; evo; Ix tcov aupßaXXopsvcov MrpcXv xat dr:o;svcoiHv ty;; xxtx 
tx; Slxtx^si; tou ETEpou aupßaXXopsvou Mspou; uToycscoTtx?; 
aa9aXtaECj; Std ty;v TrsptTTTcoatv ty;; dva:r7)pix;, tou yr ( paTo; xat 
toü havxTOu Suvxtxl vd auvEytay} rpoatpsTtxG); ty;v daoaXiaiv 
tou povov aup9<ovco; 7rpo; Ta; St.aTd;Ei; tou ttecotou aupßaXXo- 
plvou Mipou;, xal Sv; utto tou; xutou; opou;, u9 , ou; TrpoacoTov, 
to oteo tov dTTE^EveohY] Tvj; 6v ty ) Tzzzioyj^ StxaioSoata; TOU autjt- 
ßaXXopEvou toutou Mspou; UTcoypEcoTtx^; da 9aXtaeco; Sid ty;v 
TTE ptTTTcoatv avaTi^ptac, yvjpaTo; xat havaTOU, *Ev Trpoxetpivcp al 
rsptoSot Eta9opwv, atTtve; St7;vuhr 1 aav aup9covco; rpo; tx; 
StaTa^i; tou SeuTEpou aupßaXXopIvou Mlpou; ev a77aayoXr f aEt 
UTEOXEtpEVf] Et; U 7 :oypEcoTtXY;v aa9aXtatv, Et; 73V Exaaatv slvat 
aTratT^Tat, UToXoyt^ovTat d»; TrsptoSot Eta9opo>v tou TtpcoTou tojv 
aupßaXXopsvcov Mspcov. 

( 2 ) ’E9’6aov Trpoaco-ov SuvaTxt ßdaEt t?;; 7rapaypd.9ou ( 1 ) 
vd auvEy taY] ty;v aa9aXtatv tou aup9covco; ~po; tx; yEppavtxd; 
StaTa;Et; xat Sev un^p^ev v;a9aXtapEvov el; ysppavtx/jv aa9a- 
Xtatv auvTd;scov, tay uouv tx xaveoht : 

(a) ‘H 7 TpoxtpETtX 7 j auvsytat; tt; aa9aXtaEco; EVEpyEtTat 
ev ty; daoaXtaEt auvTa;EO>v IpyaTfov y; ev ty; daca.y.taEt 
auvTaiECov ÜttxXX^Xmv, avaXoyco; ty;; ttee tTTCvaECi; 
xah’r^v to rrpoacoTEOv d^ayoX^h'/; sv ToXXdSi co; 
IpyaT'/;; y; U7rdXXY;Xo;. 

( 3 ) ’Edv Y) dTraayoX^at; Sev uttexelto aupocovto; rrpo; tx; 
yEppavtxd; StaTa^st; et; t;v urroypEcaTtx^v daodXtatv, 
yj auvzytat; ty;; da9aXtaEC3; ycopst st; tt/; da9aXtatv 
o’jvTa^scüv spyaT<ov. 
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ABSCHNITT V 

Abgrenzungsvorschriften 

Artikel 36 

Das Abkommen erstreckt sich nicht auf Leistungen, die 
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei nicht als Leistungen der Sozialen Sicherheit 
gelten, soweit in diesem Abkommen nichts anderes be- 
stimmt ist. 

Artikel 37 

(1) Die deutschen Rechtsvorschriften über Fremdrenten 
und Auslandsrenten oder die an deren Stelle tretenden 
Rechtsvorschriften, nach denen Leistungen aus bestimmten 
Beitragszeiten und gleichgestellten Zeiten Personen, die 
sich gewöhnlich im Ausland aufhalten, nur gezahlt wer- 
den, wenn sie die in den genannten Rechtsvorschriften 
vorgesehenen Voraussetzungen erfüllen, bleiben un- 
berührt. 

(2) Die deutschen Träger der Unfallversicherung gewäh- 
ren Personen, auf die das Abkommen anzuwenden ist und 
die sich gewöhnlich in Griechenland aufhalten, Leistungen 
aus der Versicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs- 
krankheiten, wenn es sich um Arbeitsunfälle (Berufs- 
krankheiten) handelt, die 

a) vor oder nach der Errichtung der Bundesrepublik 
in deren Hoheitsgebiet oder auf Seefahrzeugen 
eingetreten sind, die unter deutscher Flagge fuh- 
ren und deren Heimathafen sich in dem genannten 
Hoheitsgebiet befand; dies gilt jedoch nicht für 
Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten), die im Zu- 
sammenhang mit einer Beschäftigung, die außer- 
halb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik 
ausgeübt wurde, innerhalb dieses Gebietes ein- 
getreten sind; 

b) im Zusammenhang mit einer Beschäftigung, die 
innerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepu- 
blik ausgeübt wurde, außerhalb dieses Gebietes 
eingetreten sind; 

c) vor dem 1. Januar 1919 in Elsaß-Lothringen ein- 
getreten und auf Grund der Entscheidung des 
Völkerbundrates vom 21. Juni 1921 (Reichsgesetz- 
blatt Seite 1289) nicht von französischen Versiche- 
rungsträgern übernommen worden sind. 

ABSCHNITT VI 

Familienbeihilfen 

Artikel 38 

Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
Familienleistungen zugunsten von Angehörigen vor, die 
sich im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei gewöhnlich 
aufhalten, so werden diese Leistungen auch zugunsten von 
Angehörigen, die sich im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei gewöhnlich aufhalten, gewährt. Der Anspruch 
erlischt nach Ablauf von zwei Jahren. Die Leistungen 
werden jedoch bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, 
der der Übersiedlung der Angehörigen in das Hoheits- 
gebiet der ersten Vertragspartei entgegensteht, bis zur 
Dauer von drei Jahren gewährt. 

Artikel 39 

Hängt nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
der Erwerb des Anspruchs auf Familienbeihilfen davon 
ab, daß Beitragszeiten oder diesen gleichgestellte Zeiten 
zurückgelegt worden sind, so werden alle Zeiten berück- 
sichtigt, die nacheinander in den Hoheitsgebieten beider 
Vertragsparteien zurückgelegt worden sind. 


ME POS IIEMÜTON 
*' Oqkc t(f(tQHoyT^ 

’A p 0 p o v 36ov 

*H Trxpoüax SopLßxat; Szv icpxppL 6 ;sxxl hrl rrxpoycbv [ ii] 
ß-scopoupisvcov cb; Trapo/cbv x y; xotvcovLxy; aa9aX£La; ßaosi 
xy; sllvLxy; voptoß-saLa; sxaxspou xeov au pt ß xXXo pti v co v Mspcov, 
£<p*öaov $£v opL^sxaL aXXco; sv xy xrapouay. 

’Ap&pov 37ov 

(1) Al ysppiavLxaL §Laxa £sl; izzpl auvxa^scov ££vcov x at aov- 
xa^scov £$coxspLxoü 7 ] cd avx’auxcov tayüouaaL Staxa^sL;, aupt- 
9 <bvco; rpo; Tat; ottqlx; Trapo/xt iE, cbpLaptsvcov TrspLoScov £l;- 
9 op&v xäl £^o[xot,oup.£vcov ypovcov xxxxßxXXovxaL sl; Trpoacorra, 
va ottolx thxpLsvouv auvytko; sl; to s^coxsptxov, pLovov so’oaov 
xaüxa TrXypouv tx ; sie; tx; ava9£p9-£Lax; $lxxx;sl; TrpoßXsxo- 
pisvx; TrpoÜTToßsasL;, 7rapxpL£vouv sv layßi. 

(2) Ol yspptxvLxoL 9opsL; xy; a^aXtasco; xaxa xoü axu/yptaxo; 
TTpaypLaxoTroLoöv st; T:p6aco7rx, st:l xcbv ottqlcov syst s9apptoyyv 
7) Ttapouax SopLßxaL; xxl axtvx Slx[x£vouv auvy&co; £v *EXXa§t, 
Trxpoya; xy; aa9xXtasco; xaxa twv spyaxLxcbv axuyyptcfcTcov xat 
xeov sTTxyysXpLaxLxtov dcaßsvsLtov, hjocov 7rpoxsLTXL jzzpi spya- 
TLxcov axu/ypiaxcov (£7iayy£X[jLaTLx<uv xa9-sv£LoW), tx ottoIx 

(a) auvsßyaav irpo y ptsxa xyv L^puaLv xy; 'Optoarrov- 
Stxxy; AypLoxpaxLx; sl; xyv 7rspLoyyv SLxxLoSoaLa; 
aUXy; 7] S7TL 7rXoLWV XX 07TQLX £7 tXsOV U7t 6 ySppLXVLXyV 
ayptatav xxl xeov 07 tolcov 6 XLpiyv vyoXoyyasco; supt- 
axsxo st; xyv py&sLaav 7rspLoyyv §LxxLo§oata;. Toüxo 
§£v layUSl 7ipOX£L[JL£vOU TTSpL «XUyypLXTCOV (£7TXyy£X- 
ptXXLXCOV aa&SVSLCOv), XXLVX STTyXDoV, £V aysasi 7Tp6; 
a:xaay6XyaLv aaxouptsvyv sxxo; 7rspioyy; &Lxato- 
Soatx; T7); 'OptQa7TOV$LaXy; AypLOXpXXLX;, SVTO; xy; 

7TSOLOyy; TXUXy;, 

(ß) auvEß'/^aav £xxo? x^!; rrspLoyr^ x'^ ‘OpLoarrov^Lxx^^ 
Ar 4 pLoxpaxLa;; £v ayia£L izpac, aTraayoX'^aLV aaxou- 
p.£v/;v £vx6^ X7jc; 7T£pLoyr 4 ^ §LXXLo3oaLXC X7 'Optoaxov- 
§lxxt)^ Ar;pLoxpaxLac, 

(y) auv£ß'/;aav xpo xvj^ 1 T& ’IxvouxpLou 1919 sv ’AXaxxix 
xxl AcoppaivT) xxl xa 07roI a S£v £xxXu 9 & 7 ;aav utto 
xcT^v yaXXLxcöv aa 9 aXLaxLXO)V 90 p £wv ßxa£L xyj^ aruo- 
9 %GZ(x>Q XOÜ ’OjJLOaXOvSLXXOÜ Ax’LXOU SopLßouXLOU X7)? 

21 r t c, 'IavouapLou 1921 (’E 9 /;pL£pi? xeov Noawv xon 
Tat/, GzXiq 1289). 

MEPOS EKTON 
Ol X O 7 trtU'YUt KT I (füll (IT<( 

’A p 9 p 0 v 38 ov 

*E9*öaov 8 lxxx5£L<; zvoq xc7>v aupLßaXXoptsvcov M£pcov TrpoßXs- 
7TOUV OLXOysVSLXXX £7TL86pLaTX U7t£p pLSXcbv olxoy£V£LX^ Stxptsvov- 
TCOV G'JVrfttüC, zlc, X7)V 7T£pLO/y;V §LXXLoSoatX; XOÜ auptßxXXojJLSVOU 
xoüxou Mspou?, aL ::xpo/XL aüxxL Tz p xy pLxxoTTOLoüvx xl xxl ur:£p 
ptsXcav OLXoy£vsLa<;, xa ottolx ^LxpLsvouv auv/j-ß-co^ £L^ xt;v tt£- 
ptoy/v SLXXLo8oaLx<; xoü sxspou aupLßaXXotJtsvou Mspouq. To 
SixatcopLX a^oaßüvsxxt ptsra r:xpo3ov Slsxlx^. Al rxpoyxL sv 
xoaoüxcp yopTj yoüvxxL [Jt£ypt xptcov sxcov £av axou8xlot XoyoL 
xcoXuouv xyv ;x£xx 90 pxv xeov ptsXojv oLXoysvstxc si: xr ( v -spto/yv 
StxxLoSoatx^ xoü 7rptbxou Mzpou^. 

’A p 9 p 0 v 39ov 

’E 9 ’oaov xxxa xa; 8lxtx;£l; £vo; xeov auußxXXopLSvwv Mspcov 

7) ^SJJLsXteoat; XOÜ SLXXLcbpLXXO; sttl OLXOySVSLXXCOV STT'AoUXXCOV 
ISxpxaxxL £x xy; TrpxypLxxoTTOLyasco; rrspLoScov £ta9opcov y 
s5opLOLoupt£vcov Tupo; xxüxa; y povcov, Xxjjtßavovxxt ött’o^lv arrxv- 
xs; ol /povot oltlvs; SLyvuö-yaxv ÄXXyXoStx§6/co; sl; xa; rrspto- 
ya; §LxaLo§oata; apL 9 ox£p 6 >v xcTjv auptßxXXopLsvcov Mspcov. 


20 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/720 


ABSCHNITT VII 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Allgemeines 

Artikel 40 

Ist nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
bei der Berechnung der Leistungen das durchschnittliche 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das die betreffende 
Person während bestimmter Zeiten bezogen hat, so wird 
für die Berechnung der Leistungen nach diesen Rechtsvor- 
schriften das durchschnittliche Arbeitsentgelt auf Grund 
des Entgelts festgestellt, welches die Person während der 
Zeiten bezogen hat, in denen sie den Rechtsvorschriften 
dieser Vertragspartei unterstellt war. 

Artikel 41 

(1) Bei Anwendung des Artikels 12 Absatz (1), des 
Artikels 28 Absatz (2) und Absatz (3) Buchstabe a), des 
Artikels 30 und des Artikels 31 Buchstabe b) werden Bei- 
tragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die nach den Rechts- 
vorschriften der einen oder anderen Vertragspartei zurück- 
gelegt worden sind, für den Erwerb, die Aufrechterhaltung 
oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruches sowie 
für die Berechnung der Leistungen wie folgt zusammen- 
gerechnet; 

a) Trifft eine Pflichtversicherungszeit, die nach den 
Rechtsvorschriften einer Vertragspartei zurück- 
gelegt worden ist, mit einer Zeit freiwilliger 
Versicherung nach den Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei zusammen, so wird nur 
die Pflichtversicherungszeit berücksichtigt. 

b) Trifft eine Beitragszeit nach den Rechtsvorschrif- 
ten einer Vertragspartei mit einer gleichgestellten 
Zeit nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei zusammen, so wird nur die Beitrags- 
zeit berücksichtigt. 

c) Trifft eine gleichgestellte Zeit nach den Rechts 
Vorschriften einer Vertragspartei mit einer gleich 
gestellten Zeit nach den Rechtsvorschriften de: 
anderen Vertragspartei zusammen, so wird nur 
die gleichgestellte Zeit nach den Rechtsvorschrif 
ten der Vertragspartei berücksichtigt, in derer 
Hoheitsgebiet die betreffende Person zuletzt vo: 
dieser Zeit beschäftigt war. War die Person vo: 
dieser Zeit nicht im Hoheitsgebiet einer Vertrags 
partei beschäftigt, so wird nur die gleichgestellte 
Zeit nach den Rechtsvorschriften der Vertrags 
partei berücksichtigt, in deren Hoheitsgebiet sie 
nach dieser Zeit zum ersten Male beschäftigt war. 


d) Sind nach Buchstabe a) freiwillige Beitrage, die 
zu einer deutschen Rentenversicherung entrichtet 
worden sind, nicht anzurechnen, so gelten sie als 
Beiträge zur deutschen Höherversicherung. 

(2) Arbeitstage nach den griechischen Rechtsvorschriften 
werden für die Zusammenrechnung mit Versicherungs- 
zeiten und gleichgestellten Zeiten nach den deutschen 
Rechtsvorschriften nötigenfalls wie folgt umgerechnet: 

a) 6 Arbeitstage gelten als ein Wochenbeitrag und 
umgekehrt. 

b) 25 Arbeitstage gelten als ein Kalendermonat und 
umgekehrt. 

c) Die Anwendung der in den Buchstaben a) und b) 
genannten Regeln darf nicht dazu führen, daß für 
die während eines Kalenderjahres insgesamt zu- 


MEPOS EBAOMON 

Umf ooot diard$eig 

KeqjdXatov lov 
r ernte. 

"ApOpov 40öv 

’E^öcrov aupt9covco; Trpo; Ta; StaTd^et; evo; ex tcov cujjl- 
ßaXXoptevcov Mepcov 3eov vd XvjqjtHj cot; ßd at; rrp 6; urroXoytaptöv 
tcov rcapoycov 6 pteao; opo; tcov arroSoycov, Ta; orrota; to ev3ta- 
9£p6ptevov TTpoac orrov E7rpayptaT07:otY;a£ xaTa ttjV Stdpxetavcopta- 
pteveov rreptöScov, rrpö; urroXoy taptöv tcov rrapoycov y.aad Ta; 3ta- 
Ta^et; TauTa; e;axptßouTat 6 pteao; öpo; tcov daroSoycov ßaaet 
tcov a—oSoycov, Ta; orrota; E7rpayptaT07roLY}ae to ev3ta9epoptevov 

TTpOCTCOTTOV Y.'X'ZOL TYJV 3tdpXetaV TCOV 7TEpt6ScOV, Xaß’Öt; UTTYjyETO 

et; Ta? 3taTa;et; tou aoptßaXXoptevou toutou Mepou;. 

’Apßpov 41ov 

(1) IvaTa ty;v e9apuoy/jv tou dpßpou 12 rrapdypacpo; (1), tou 
ap&pou 28 rapdypa^o; (2) xat Trapdtypa^o? (3) aTotyetov (a), 
tou apßpou 30 xat tou apßpou 31 aTotyetov (ß) at rceptoSot eta- 
90pcov xat ot ££optotouptevot ypovot, otTtve; 3tY]vu9Y;aav aupt9co- 
vco; rrpo; Ta; 3ta7a;et; tou evo; Y] tou eTepou ex tcov auptßaXXo- 
pteveov Mepcov, auvurroXoyt^ovTat co; xaTCo&t 3td tyjv a7roXTY]atv, 
tyjv 3tary;pY;aiv r t tyjv dvaßtcoatv tyj; a^tcoaeco; errt Ta; rrapoy a;, 
co; x at 3t d tov urroXoytautöv tcov rrapoycov: 

(a) *E9 , öc70v ypovo; UTToypecoTtXYj; aa9aXtaeco; 3tavu9et; 
aujjt9<ovco; rrpo; Ta; 3taTa;et; evo; ex tcov auptßaXXopte- 
vcov Me pcov ouuTrtTTTet pts ypovov rrpoatpeTtxYj; ac79aXt- 
aeco; aug/ucoveo; :rp6; Ta; StaTa^et; tou eTepou au pt- 
SaXXoptevou Mepou;, XaptßdveTat »jTr’ö^tv jjtovovo ypovo; 
tyj; ÜTToypecoTtxY); da9aXtaeco;. 

E9*öaov rreptoSo; eia90pcov xaTa Ta; 3taTa£et; evo; 
ex tcov auptßaXXoptivcov Mepcov aupt7rt7rret pte e$optoio6- 
ptevov ypovov xaTa Ta; 3taTa;et; tou eTepou auptßaX- 
Xoptevou Mepou;, XaptßdveTat utt’Ö^iv ptovov yj rreptoSo; 
Et 090 pcov. 

’E9*öaov e;optotoüptevo; ypovo; xaTa Ta; 3taTd£et; 
evo; ex tcTjv auptßaXXoptevcov Mepcov aupt7rtT:Tet pte 
e;ofjtotouuevov ypovov xaTa Ta; StaTa^et; tou eTepou 
aoptßaXXoptevou Mepou;, XaptßdveTat urr’ocfxv ptovov 6 
e$optOLOuptevo; ypovo; xaad Ta; Staad^et; tou aupt- 
ßaXXoptcVoo Mepou;, et; ttjv Treptoy/jv 3txato3oata; tou 
orrotou to ev3ta9epo' J tsvov -poacoTrov eTrpayptaTorotr^ae 
ty;v TeXeuTatav drraayoX^atv Tzpo tou ypovou toutou. 
E9* öaov TTpo tou ypovou toutou to ev Xoyco Trpoaco- 
tov 3ev arr ay oXy; 9 'cj et; T'/jv TreptoyjQV 3txato3oata; 
h/6; ex tcov aujjtßaXXo[jtevcov Mepcov, XaptßdveTat i>7t’ö<]xv 
aovov 6 e;ofjtotoüptevo; ypovo; xaTa Ta; StaTa^et; tou 
TuptßaXXorjtevou Mepou;, etc ty;v TreptoyYjv 3txato3oata; 
tou orrotou drryayoXr^/; 3t d 7rpcoTY)v 9opdv pteTa tov 
ypovov auTov. 

'E9’oaov ßdaet tou e3a9tou (a) eta90pat TTpoatpeTtXYj; 
aa9aXtaeco;, atTtve; xaTeßXY)f>Y]aav et; yepjjtavtXYjv 
aa9aXtatv auvTa;ecov, 3ev urroXoyt^ovTat, at eta9opat 
aUTat tayuouv co; eta90pat urep t^; yepptavtxYj; 
ßeXTtcoijtevy; da9aXtaeco;. 

(2) ( H|jtepat epyaata; aujJt9covco; rrpo; Ta; eXX*/]vtxd; 3taTa- 
;et; xaßopt^ovTat, av urrdp^Yj TOtauTYj avdyx'/], a>; xaTcoßt 3td 
tov auvuroXoytajjtov tcov jxeTa tcov ypovcov aa9aXtaeco; xat tcov 
e;o;jtotou;jtevcov ypovcov xaTa Ta; yep[Jtavtxd; 3taTa;et;: 

(a) 6 Yjptepat epyaata; tayuouv co; eta90pd jjtta; eß3o[jtdSo; 
xat avTtaTpo9co;. 

(ß) 25 Yjuepat epyaata; tayuouv co; et; YjrjtepoXoytaxo; ptyv 
xat avTtaTpo9co;. 

(y) Ivar’^apjjtoyYiv tcov et; ty. iSacpioc (a) xat (ß) ava- 
9epofjtevcov xavoveov 3ev 3uvav7at at 3tavu9etaat 3tap- 
xouvto; evo; YjptepoXoytaxou ctou; '/jfjtepat epyaata; vd 
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rückgelegten Arbeitstage mehr als ein Versiche- 
rungsjahr oder 12 Kalendermonate berücksichtigt 
werden. 

Artikel 42 

Soweit nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
bei der Berechnung von Geldleistungen Angehörige 
zu berücksichtigen sind, berücksichtigt der zuständige 
Träger auch Angehörige, die sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei aufhalten. 

Kapitel 2 

Zahlungsverkehr — Umrechnung 

Artikel 43 

(1) Zahlungen, die ein Träger einer Vertragspartei nach 
diesem Abkommen in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei zu leisten hat, können mit befreiender Wir- 
kung in seiner Landeswährung geleistet werden. In die- 
sem Falle hat er unverzüglich bei der zuständigen Stelle 
der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet er seinen Sitz 
hat, die für die Überweisung der Zahlungen in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei notwendigen 
Anträge zu stellen. 

(2) Die für die Genehmigung des Transfers der in Ab- 
satz (1) genannten Zahlungen zuständigen Stellen erteilen 
diese Genehmigung beschleunigt und ohne Einschränkung. 
Das gleiche gilt für den Transfer von Zahlungen, die zur 
Entrichtung von Beiträgen nach den Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei geleistet werden. 

(3) Wenn im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei oder im 
Hoheitsgebiet beider Vertragsparteien Rechtsvorschriften 
erlassen werden, die den Zahlungsverkehr zwischen den 
beiden Vertragsparteien beschränken, werden die beiden 
Vertragsparteien unverzüglich die erforderlichen Maß- 
nahmen treffen, um sicherzustellen, daß Zahlungen nach 
diesem Abkommen aus dem Hoheitsgebiet der einen Ver- 
tragspartei in das Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei ohne Einschränkung überwiesen werden können. 


Artikel 4-, 

(1) Der Transferierung von Zahlungen, die in Durch- 
führung dieses Abkommens erfolgen, ist der Kurs zu- 
grunde zu legen, der auf dem mit dem Internationalen 
Währungsfonds vereinbarten Paritätswert (par value) 
beruht und innerhalb der nach Artikel IV Abschnitt 3 des 
Abkommens über den Internationalen Währungsfonds 
zugelassenen Schwankungsbreite beiderseits der Parität 
(parity) liegt. 

(2) Besteht in einem Vertragsstaat im Zeitpunkt der 
Transferierung kein Umrechnungskurs im Sinne des Ab- 
satzes (1), so wird der amtliche Kurs angewandt, den 
dieser Vertragsstaat für seine Währung im Verhältnis 
zum US-Dollar oder, falls ein solcher Kurs nicht besteht, 
zu einer anderen frei konvertierbaren V/ährung oder, 
falls auch ein solcher Kurs nicht besteht, zum Gold fest- 
gelegt hat. 

Kapitel 3 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 45 

(1) Die Behörden, Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien leisten sich bei der Anwendung dieses 
Abkommens die gleiche Hilfe wie den innerstaatlichen 


Xr^üoüv utt’S^iv Sid ypovixov SidaTTjga gaxporepov 
tou Itou; da9oXiaeco; r t tgöv StoSexa y g e p o X oy i ax co v 

gTJVCOV. 

A-püpov 42ov 

’E'p’ocrov aug 9 <ovco; :rp6; Ta ; SiaTa;ei ; Ivo; Ix tcov augßaX- 
Xogevcov Mepcov xaTa tov u7roXoYt.ag.6v tcov de, ypyga napoycov 
upziczi vd X7)9t>ouv utt’&Jhv geXy oixoyeveia;, 6 apgoSio; 9 opeu; 
Xagßdvei Wö^iv xai geXy oixoyeveia; Ta 07roia Siagevouv auv- 
tj&co; ei ; ttjv 7repioyyjv SixaioSoaia; tou Ivepoo augßaXXogevou 
Mepou;. 

I\£ 9 aXaiov 2ov 

nk>iQ«>f4cd — 2? vvak^ay fia, xty.cü Mt rtcTQO.iai xai 

MevaifO^ai 

’Apß-pov 43 ov 

(1) nXypcogai, Ta ; onoia; Seov va IvspyyaT) 6 90peu; hoc, 
Ix tcov augßaXXogevcov Mepcov aug9covoo; 7rp6^ ttjv rrapovaav 
Eugßaaiv ei; ttjv 7repioyy]V SixaioSoaia; tou eTepou augßaXXo- 
givou Mepou;, SuvavTai va Ivepyyjüouv gl £;o9Xt)tlx7)v evepyeiav 
ei; auvdXXayga ttj; ycopa; tou. Ei; ttjv 7repi:rTCoaiv tzuttjv 6 
Iv Xoycp 9opeu; u7roypeouTai va ÜTroßdXyj dgeXXyTi ei; ttjv ap- 
goSiav uTrypeaiav tou augßaXXogevou Mepou;, ei; t yv Tiepioyyv 
8ixaio8oaia; tou ottoiou eyei oüro; ttjv eSpav tou, Ta; dvayxaia; 
aiTTjasi; 8loc ttjv geTa9opdv tcov ypygaTCov ei; ttjv Trepioyyv 
SixaioSoaia; tou eTepou augßaXXogevou Mepou;. 

(2) Al apgoSiai Sid Tyv eyxpiaiv ttj; geaa90pd; tcov ev 
7rapaypa9cp (1) ava9epogevcov ypygaTcov ÜTT/jpeaiai 31 ov orrco; 
e x8iSco§i t7jv eyxpiaiv TauTTjv TayiaTa xai aveu 7repiopiagou. To 
auTO iayuei Sid ttjv geTa9opdv ypyg aTCov, anva xaTeßXyjSX/jaav 
xpo; 1569X^0^ eia9opaiv aug9covco; Trpo; Ta; 8iaTa;ei; tou 
eTepou augßaXXogevou Mepou;. 

(3) ’Edv ei; ttjv Tiepioyyjv SixaioSoaia; Ivo; ex tcov augßaX- 
Xoglvcov Mepcov ^ ei; ttjv r:epioy7]V 8ixaio8oaia; dg90Tepcov tcov 
augßaXXogevcov Mepcov IxSo^coai SiaTa;ei;, aiTive; repiopi^ouv 
Ta; ayeaei; 7rX7)pcogcov g£Ta$ü tcov Suo augßaXXogevcov Mepcov, 
ag90Tepa Ta augßaXXogeva Mepyj &d Xdßouv ageXXyjTi Ta 
IvSeixvuogeva geTpa, iva eEaa9aXiaouv, oti tj geTa9opd ypy- 
gaTcov aug9<ovco; 7rp6;'T7jv Trapouaav Sügßaatv ex tvj; r:epioyr ( ; 
SixaioSoaia; Ivo; ex tcov augßaXXogevcov Mepcov ei; ttjv Trepio- 
yr^v Sixaio8oaia; tou eTepou augßaXXogevou Mepou; &d SuvaTai 
vd evepy^Tai dveu 7repiopiagou. 

’Apalpov 44ov 

(1) Ti geTa 9 opd tcov 7 rX'/jpcogcov xaa eQapgoy/jv t y; rrapou- 
07); Sugßdaeco; IvepyeiTai IttC tt] ßdaei Ty; Tig^; auvaXXdyga- 
to;, t^ti; ßaai^erai Itti ttj; au g 9 co vt ( f>e 1 ar ( ; geTa tou Aieövou; 
NogiagaTixou Tageiou iaoTigia; (par value) xai xeirai Ivto; 
tcov Ü7T0 tou dp-Ö-pou IV, titXo; 3 tvj; Sugßdaeco; reepC Aießvoü; 
NogiagaTixou Tageiou yevoglvcov Ssxtcov opicov dvco xai xdaco 
t tj; iaOTigia; (parity) Siaxugdvaecov. 

(2) ’Edv ei; ti augßa>A6gevov Mepo; 8ev u 9 iaTaTai xaed tov 
ypovov T7j; geTa 9 opd; Tigr; auvaXXdygaTo; uto ttjv evvoiav t vj; 
7 rapaypd 90 u (1), ^apgoileTai tj iTriarjgo; Tigyj auvaXXdygaTo;, 
7] 07roia opiceTai u tto tou Mepou; tou tou 3id to vogiaga auvou 
ev ayeaei 7 rpo; to SoXXdpiov (H.Ü.A.) r if eXXei'^ei TOiauTr,; 
Tigy;, Iv ayeaei r:p6; evepov vogiaga eXeu^epco; geaaTpeyigov, 
y, IXXei^ei xai Toiauer.; Tigyj;, Iv ayeaei r:p6; tov ypuaov. 

Ke 9 aXaiov 3ov 

Aioixtirixir) xai öixaörixii orrtnyiulia 

’Ap^-pov 45ov 

(1) Ai dpyai, Ta SixaaTTjpia xai 01 9opei; ag90Tepcov tcov 
augßaXXogevcov Mepcov Trapeyouv l^agoißaiÖTTjai xavd ttjv 
l9apgoyrjv ttj; rapouay; Sugßdaeco; tt/jv auTTjv auvSpogyjv 00; 
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Behörden, Gerichten und Trägern der Sozialen Sicherheit. 
Die Hilfe ist kostenlos. 

( 2 ) Ärztliche Untersuchungen, die bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften einer Vertragspartei notwendig werden 
und eine Person im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei betreffen, werden auf Antrag des zuständigen 
Trägers von dem Träger der Vertragspartei veranlaßt, in 
deren Hoheitsgebiet die zu untersuchende Person sich 
aufhält. Die Kosten für diese Untersuchungen sowie die 
Reisekosten, der Verdienstausfall, die Kosten für Unter- 
bringung zu Beobachtungszwecken und sonstige Neben- 
kosten werden von dem zuständigen Träger erstattet. 

( 3 ) Die zuständigen Behörden unterrichten sich gegen- 
seitig laufend über 

a) die zur Anwendung des Abkommens getroffenen 
Maßnahmen, 

b) alle Änderungen und Ergänzungen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, welche die An- 
wendung des Abkommens berühren. 


Artikel 46 

( 1 ) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei einer 
Behörde, einem Gericht oder einem Träger dieser Ver- 
tragspartei vorzulegen sind, ganz oder teilweise von 
Steuern oder Gebühren befreit, so erstreckt sich diese 
Befreiung auch auf die Urkunden oder sonstigen Schrift- 
stücke, die bei Anwendung dieses Abkommens einer Be- 
hörde, einem Gericht oder einem Träger der anderen 
Vertragspartei vorzulegen sind. 

( 2 ) Urkunden, die bei Anwendung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger einer 
Vertragspartei vorgelegt werden müssen, bedürfen zur 
Verwendung gegenüber Stellen der anderen Vertrags- 
partei keiner Legalisation, falls sie mit dem Dienststempel 
oder Dienstsiegel der Stelle versehen sind, welche die 
Schriftstücke ausgestellt hat. 


Artikel 47 

( 1 ) Die Behörden, Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien können bei Anwendung dieses Abkommens 
miteinander, mit den beteiligten Personen und deren Ver- 
tretern unmittelbar in ihrer Amtssprache verkehren. 

(2) Die Behörden, Gerichte und Träger einer Vertrags- 
partei dürfen Eingaben oder sonstige Schriftstücke, die an 
sie gerichtet werden, nicht deshalb zurückweisen, weil sie 
in der Amtssprache der anderen Vertragspartei abgefaßt 
sind. 


Artikel 48 

( 1 ) Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach 
den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei bei einer Be- 
hörde, einem Gericht, einem Träger oder einer anderen 
Stelle einzureichen sind, gelten als bei der zuständigen 
Stelle eingereicht, wenn sie bei einer entsprechenden 
Behörde, einem entsprechenden Gericht, einem ent- 
sprechenden Träger oder einer entsprechenden anderen 
Stelle der anderen Vertragspartei eingereicht werden; der 
Tag, an dem die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe 
bei dieser Stelle eingehen, gilt als Tag des Eingangs bei 
der zuständigen Stelle. 

( 2 ) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind 
von der Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, unver- 
züglich an die zuständige Stelle der anderen Vertrags- 
partei weiterzuleiten. 


et; xd; eflvtxd; apyd;, xd Stxaaxypta xat xoo; 90pet; xy; xot- 
vcovtxy; ac^aXeta;. 'II oovSpouy xapeyex at Scopedv. 

(2) ’laxptxat e^exdoet;, al'xtve; xaOtaxavxat dvayxaTat xaxi 
xyv l^apjioyyv xöv Staxd;ecov ev6; ex xwv GoptßaXXofiivcov 
Mepcov xat d 9opoov xpoacoxov ev xyj xeptoyy 8 txato 3 oata; xoo 
Ixepoo <tj !jl ß aXXo jx e voo Mepoo;, xpoxaXoovxat, xyj atxyaet xoo 
dpuoStoo 90peco; Otto xoo 9opeco; xoo aoptßaXXofjtevoo Mepoo;, 
et; xyv xeptoyyv xoü 6x otoo 8tatiivet xo xpo; £;exaotv xpo- 
ocoxov. Al 3 axdvat §td xyv £v }.6yq> £;exaatv co; xat xd e;o§ a 
{jtexaxtvyoeco;, y dxcoXeta xoü (Atofloo, at 3 axdvat Staptovy; Sta 
Xoyoo; xapaxoLoofryaeo; xat ot)Xxi pttxpoSaxdvat dxoStSovxat 
orro xoo apptoStou 9opeco;. 

( 3 ) At apu 63 iat dpyat x Xy p o 9 o p 0 0 vt a t aptotßatco; croveyco; 
xept : 

(a) xcov xpö; £9apgoyr ( v xy; xapooay; Eotjtßdaeco; Xryp- 
DevXCOV pt£Xp6)V, 

(ß) xcov xpo xoxotyoecov xat aorjtxXypcoaecov xcov 3 taxd;ecov 
xy; eUvtxr,; auxtov vojAoOeata;, atxtve; Dtyo’jv xyv 
£9app.oyy]v xy; ZuptßaGeco;. 

’ApOpov 46 ov 

( 1 ) ’Ec’oaov 00019 covco; 7:06; xd; Staxdcet; evo; ex xcov 
(TjrxßaXXo'xevcov Mepcov dvaoopat y exepa bfftx'px xpoop£6rjteva 
vd 6 xoßXy 9 -oüv et; dpyyv xtva, et; 3 txaaxypt 6 v xt y 9opea xtvd 
xoo xo;xßaXXo;xevoo x 06x00 Mepoo; axaXXdoGooxat ixeptxtö; y 
xavxeXco; 9opcov y xeXoov, xo gixpov xoüxo x*?j; axeXe'ta; excx- 
xetvexat xat ext xcov dva90pc7>v y exepcov eyypa9cov, dxtva xax* 
^papptoyyv xy; xapouoy; Soußdoeto; xpoxetxat vd 6x0 ßXy Ü oüv 
et; dpyyjv xtva, Stxaoxyptov y et; 9006a xoo exepoo crog.ßaXXo- 
ptevoo Mepoo;. 

(2) ’'Eyypa9a, xd OxoTa xax’e'pap'Jtoyyv xy; xapouoy; Eou- 
ßdaeoo; 3 £ov oxgj; 6 xoßXyf>c 7 >otv et; dpyyv, Stxaaxyptov y 
90pea £vo; auixßaXXo'xevo'j Mepoo;, Siv yp/^ouv xpo; ypyxtjxo- 
xotyatv auxöv evo)xtov uxypeatcov xoo exepoo aoixßaXXorxevo'j 
Mepoo; olaa^rjxoxe v 0 p. t ;x 0 x 0 tr ( x eco c , £9*6(700 920000 xyv 6xr ( - 
pextaxyv C7);Xavatv y xyv oxrpextaxrp; aopayt^a xr 4 ; oxypeata;, 
vjxt; e;e3<o(7e xd e^f/pa9a xaoxa. 

’Ap&pov 47 ov 

(1) At dpyat, xd ^txaaxypta xat ot 90pel; d;Jt9oxepcoo xcov 
crjgßaXXofxevcoo Mepcov Sooavxat xax*£9apjJto^v x;c xapooay; 
Soußd( 7 £o>; vd ixtxotvcovoov uexacö xcov xat ;r.exd xcTjv ya9aAta- 
ptevcov xpoacoxcoo xat xcov exxpoacoxcov auxcov dx’eü&eta; et; 
Try extxyuov yXc 7 >GCToc; xcav, 

( 2 ) At dpyat, xd Stxacxypta xat ot 90pet; ev6; ex xcov coix- 
ßa>Aoptevcov MepcTjv oev £yoov xo 3 txatcoua vd extoxpeyouv 
dcvaoopd; vj exepa ey*fpa9a, xd oxota axeohovovxat xpo; 
aoxoo;, Xoyco xoü oxt xaoxa elvat aovxexayueva et; xyv extoy - 
gov yXcTjaoav xoo exepoo aooßaXXoaevoo Mepoo;. 

’ApBpov 48 ov 

( 1 ) Atxyaet;, SyXcoaet; xat Stxaaxtxd eyypa9a, xd oxota 
aofJt9cvvo>; xpo; xd; 3 taxd;et; evo; ex xcov aoo.ß aXXoptevcov 
Mepcov xpoxetxat vd oxoßXyüoöv et; dpyr;v, Stxaaxyptov, 9opea 
y exepav oxypeatav, Oecopoovxat co; oxoßXyüivxa et; xyv dp;jto- 
8tav oxypectav, eo’oxov exeSohyxav et; dvxtaxotyov dpyyv, et; 
avxiGXOtyov Stxaoxyctov, et; dvxtaxotyov 9opea y avxtoxotyov 
exepav oxypeatav xoo exepoo aorjtßaXXouivoo Mepoo;. 'II y;x£pa, 
xaxd xyv oxotav at atxyxetc, at 8yXcooet; xat xd otxaoxtxd 
eyypaxa exeoohyoav et; xyv oxypextav xaoxyv, tayoet co; yoe- 
pa etoaycoyy; et; xyv apptoStav uxypeatav. 

( 2 ) At atxyxet;, at SyXcoaet; xat xd Stxacxtxd eyypaoa 
3 eov oxco; Staßtßd^covxat aaeXXyxt xepatxepco et; xyv dpu.o 3 i.av 
oxypeatav xoü exepoo ao'JtßaXXouevoo Mepoo; 6x6 xy; oxypeota;, 
yxt; xapeXaße xaoxa. 
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Artikel 49 

Bescheide eines Trägers der einen Vertragspartei kön- 
nen einer Person, die sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei aufhält, über die Verbindungsstelle dieser 
Vertragspartei oder unmittelbar durch Einschreibebrief 
mit Rückschein zugestellt werden. 


Kapitel 4 

Anwendung des Abkommens 
Artikel 50 

(1) Die zuständigen Behörden können unmittelbar die 
zur Anwendung dieses Abkommens notwendigen Ver- 
waltungsmaßnahmen in einer Vereinbarung regeln. Sie 
können Verbindungsstellen, die unmittelbar miteinander 
verkehren, einrichten. 

(2) Falls Verbindungsstellen eingerichtet werden, ob- 
liegt in der Bundesrepublik der für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, der für die Rentenversicherung der 
Angestellten und der für die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung zuständigen Verbindungsstelle auch die Fest- 
stellung der auf Grund des Abschnitts IV geltend ge- 
machten Leistungsansprüche, soweit nicht die Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt oder die Seekasse zuständig ist. 


Artikel 51 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zu- 
ständigen Behörden der beiden Vertragsparteien beigelegt 
werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen, der von den Regierungen der beiden 
Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mitglieder sind 
innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Vertrags- 
partei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitigkeit 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz (3) genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des 
Internationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen 
Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die 
Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien 
oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so 
soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei 
trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung 
in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des 
Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von den 
beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


’A p 9 p o v 49ov 

Attogxgsl? 9 opsco? toö svo? sx tcov avptßxXXoptsvcov Mspcov 
Suvxvtxl vx Siaßtßx^covxat st ? ttpogcottov, to ottolov Stapisvst 
st? vr ( v 77£pioyr t v SlxxloSoglx? tou st spou üvptßxXXopLsvou Mspou?, 
ptsGco t r 4 ? utt r ( psaLX? SuvSsGptou tou sv Xoyco GupLßxXXoptivou 
Mspou? 7} dTr’eu9sLx? 8 lx gugtyojisvy;? sttlgt oXt;? ust’xtto- 
^slisco: :r xpxXxß?,?. 


Ks'pxXat ov 4ov 
’Ap 9p ov 506v 

(1) Al XppLO&LXL xp/al SuVXVTXL VX pU 9pLLGOUV 8tX GUp/yCOVLX? 
tx avxyxxtx 3 lolxt;tixx pts tcx —pö? syappLoyvy./ tt ( ? TrxpouG/;? 
EvplßXGSCO?. AÜVXVTXl VX S'fXXTXGTyGOUV UTTYjpSGLX? EuvSsGUOU, 
cd OTTOLXL 9x STTLXOLVCOVOUV xtt’sMIslx? pt-STX^Ü TCOV. 

(2) El? r 4 v ttspltttcoglv l&püovxxL ’jrr/jpsGtat ZuvSsaptou, cd sv 
zr t ' O [jl o g T r o v S t axy; Atjploxcxtlx uTrypsGtxt ZuvSsGpLOu, xltlvs? 9x 
slvxt apptoScxt Six tt;v xg^xXlgiv guvtxtscov tcov spyaxcov, ttjv 

(XGCpxAlGLV GUVTXi?SCOV TüV UTTxXXtjXcOV XXL T 7JV XGOxX'GLV GUVTX- 

£scov tcov pLsxxXXsuxcTov, 9 x syouv cb? xx9r 4 x ovxxl xov xx9optGpi6v 

TCOV ßüCGSL TOU TSTCCpTOU MspOU? SV LG/UL d^LCOGSCOV S7TL TTXpOycOV, 
E^OGOV SsV sZvXL GCppuSStOV 7UpO? TOUTO TO "ISpUUX , AG9xXtGSCO? 
TCOV ' O U 0 GTT 0 V 8 L XX CO V ZtSTjpoSpOpiCOV 7 } TO TxUSLOV 0xXxGG7]?. 


’Ap 9 pov 51 ov 

(1) ’A^oioßyTyocL; Trspl xr 4 v eppnrjvstxv yj ttjv ^xpptoyyjv ryj? 

TTXpOUGTJ? ZuplßxGSCO? 9 x STTtXÜCOVTXL SV TCO pLSTpCp TOU SUVXTOU 
uIgco tcov acuoSlcov ap/cov tcov 8 uo GuptßxXXoptsvcov Mspcov. 

( 2 ) ’E 9 ’ögov xpt 9 l g ßvj ttj gl? 8 sv Suvxtxl vx sttlXu 9 y 4 xxxx xov 

XVCOTSpCO TpOTTOV, aUXTJ UTToßxXXsTXL SL? TTJV XplGLV SlXLTTJTIXOU 

Slxxgtyjplou x/j xltyjgsl sv 6 ? ex tcov GupißaXXopLsvcov Mspcov. 

(3) To Slxlttjtlxov StxxGTTjpLOv auyxpoxsLxxi xaxx ttspltttco- 
glv, sxxaxou tcov GußaXXopisvcov Mspcov opl^ovxo? avx sv ptsXo? 
xal tcov 8 üo toutcov iieXcov Gu[i.9covoüvxcov 8 lx x'/jv enXoyYjv evo? 
ttoXlxou Tplxou xpxxou? dj? £t:lSlxit’-/;xou, ögxl? Stop^exai ur:6 
TCOV KußspVYjGSCOV TWV SÜO GUtxßxXXOjJLSVCOV MspCOV. Td [J.sX'/] 8tO- 
CL^OVTXL SVTO? 8uO, 6 Ss STT’AlxLTT, TT)? SVTO? TpLCOV (X7JVCOV, X9 * Tfc 
TO SV TCOV GUULßxXXotjLSVCOV Mspc7»V aVXXOLVCOGTJ st? xo exspov ÖTt 
9sXst vx UTToßxXy xr ( v Stxyopxv st? StxtT'/jTtxov StxaGxyptov. 

(4) ’E9’ögov at sv 7txpxypx9cp (3) optGÜstGat rrpo9sG[Atxt 3sv 
Typr 4 9ouv, Suvxtxl eXXst^st sxspx? crjpL 9 COVta? exxoxov tcov Gupt- 
ßaXXopLsvcov Mspcov vx TrapaxaXsaY) xov ITpösSpov xou Ats9vou? 

AtXXGX'^ptOU OTT CO? dvxXxß'/} XOU? X 7 TXLTOU-ASVOU? 8tOptG[AOU?. *£9’ 
ÖGOV 6 IIpOsSpO? slvxt TTOXtXT J? SVO? SX XCOV GUpLßxXXojlSVCOV Ms- 
pcov 7 ) xcoXustxl s^ < 5 cXXv]? atxta?, xoxs Ssov v’dvxXdß?) xou? Sto- 
ptGixou? 6 *AvTL7cp6sSpo?. *E9 ’ogov xat 6 * AvTt7rp6s8po? etvat 
TTOXtTT;? SVO? SX XCOV GUptßxXXopLSVCOV Mspcov * 3 \ xcoXüsxxt xxt 
oOxo?, 8 sov v’avaXxßT] xou? StoptGpLou? xo siroptsvov xxxx aetpxv 
apyator/ixo? txsXo? xou AtxxGxyptou sx xcöv pc/j xsxr/jptsvcov 
xyv t 9 aysvstxv sv6? tcov GuptßxXXopivcov Mspcov. 


(5) To StxixyTtxov Slxxgtt;plov dTT09XGL^st 8tx ttXs tour, 91a?. 
Al d7T09XGSL? XUTOU SLVXl SsGIJLSUTLXXL. "Ex.XGXOV Xc7)V GUptßxX- 
XofjLSVCOV Mspcov STTlßxpÜvSTXL ptS XX? SxTTXVa? XOU pLSAOU? XUXOU, 
CO? XXL T“/j ? SXTTpOGCOTTTjGSOJ? TOU SV X^ StxSlXXGLX TOU SlxIT^TL- 
xou StxxGxypLOU. Al SxTTavat xou sTTt8LXLX'/ r j Tou, cb? xxl al Xolttxl 
Sxttxvxl, ßapuvouGt tx GuptßxXXopisvx Mspv) xxx* tGopotplxv. To 
Slxlx^xlxov 8txaGXY;ptov Suvxxat vx evspyy;G7j sxspov Slxxxvovlg- 
pLov xeov Sxttxvcov. Kxxx xx Xolttx xo Slxltt;tlxov Slxxgttjclov 
pu9;xl^sL xut 6 t*/;v 8 lx 8 lxxglxv tou. 
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Artikel 52 

(1) Hat ein Träger einer Vertragspartei einem Berech- 
tigten einen Vorschuß gewährt, so kann er oder auf sein 
Ersuchen der zuständige Träger der anderen Vertrags- 
partei den Vorschuß von einer Nachzahlung oder den 
laufenden Zahlungen einbehalten, die dem Berechtigten 
zustehen. 

(2) Wird der Berechtigte von einem Fürsorgeträger der 
einen Vertragspartei für einen Zeitraum unterstützt, für 
den er Anspruch auf eine Geldleistung nach den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei hatte oder hat, 
so ist diese von der auszahlenden Stelle dieser Vertrags- 
partei auf Ersuchen des Fürsorgeträgers zu dessen Gunsten 
bis zur Höhe der gezahlten Unterstützung einzubehalten. 
Das gleiche gilt, wenn Angehörige des Berechtigten unter- 
stützt worden sind, für die Ansprüche, die ihm mit Rück- 
sicht auf diese Angehörigen zustehen. 

Artikel 53 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei Leistungen für einen Schaden zu er- 
halten hat, der im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei eingetreten ist, nach den Rechtsvorschriften dieser 
Vertragspartei gegen einen Dritten Anspruch auf Ersatz 
des Schadens, so geht der Ersatzanspruch nach Maßgabe 
der für den verpflichteten Träger geltenden Rechtsvor- 
schriften auf diesen über. 

(2) Hat der verpflichtete Träger nach Maßgabe der für 
ihn geltenden Rechtsvorschriften gegen einen Dritten 
einen unmittelbaren Anspruch, so erkennt die andere 
Vertragspartei dies an. 

Artikel 54 

Beiträge zur Sozialen Sicherheit, die nach den Rechts- 
vorschriften der einen Vertragspartei von einer Person, 
die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei auf- 
hält, geschuldet werden, können dort ebenso eingezogen 
und beigetrieben werden wie Beiträge, die nach den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei geschuldet wer- 
den. 

Artikel 55 

Die Rechtsvorschriften der beiden Vertragsparteien über 
Wählbarkeit der Versicherten und der Arbeitgeber zu den 
Organen der Träger und der Verbände sowie über die 
Berufung der ehrenamtlichen Beisitzer in der Sozial- 
gerichtsbarkeit werden durch Artikel 4 nicht berührt. 

ABSCHNITT VIII 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 56 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens sind auch Bei- 
tragszeiten und gleichgestellte Zeiten zu berücksichtigen, 
die vor seinem Inkrafttreten zurückgelegt worden sind. 

(3) Dieses Abkommen findet auch auf Versicherungs- 
fälle Anwendung, die vor seinem Inkrafttreten einge- 
treten sind. Dabei gilt folgendes: 

a) Renten, die vor Inkrafttreten des Abkommens 
wegen der Staatsangehörigkeit oder des Aufent- 
haltsorts des Berechtigten nicht gewährt worden 
sind, werden ohne Rücksicht auf entgegenstehende 
innerstaatliche Vorschriften über die Verjährung 
oder den Ausschluß von Ansprüchen nach Maß- 


’Ap&pov 52ov 

(1) ’E^Öaov 9 op£u? svo? £x x<ov au[xßaAAo|iivcov Msptov 
XopTjyei 7rpoxaxaßoXY}v et? Sixoli ouyov xivd, Sövaxai. ouxo? i q 
xfj aixTjaec, tou 6 appiöSio? 9 op£Ü? tou ex£pou aupißaXXopivoo 
Mepou? va rcapaxpaTTjaT] ttjv et? x6v Sixonouyov X'WY 7 }’ 
ohrTcrav TwpoxaxaßoXTjv ix Tzpoceyo'jc, rrXTjpcopiTj? tj ex tcov xps- 
youcröv 7rX'/]po)pLcov, et? a ? eyzi Sixalcojxa 6 Stxaiou/o?. 

(2) s E9’6aov 6 SixaLOuyo? TTrpoaxaxeöeTa!. UT^xpopscot; STjpioala? 
avxiXTj^eco? Iv6 ? ex twv aupißaXXopivcov Mspwv Siol ypovixov 
8iaaT7]u.a, xaxa xo ottolov elyev ’r\ eyzi d^loxnv ird TOXpoy7j? 
zic, ypTjpia aupi^covco? 7rpo? xd? SiaxaSei.? tou exepou crupißaXXo- 
ptivou Mepou?, 7] ev Xöyto Trap oy/j Seo v va 7rapaxpaT7jf>7j 6716 
ttj? urrTjpeala? TrXTjptopicov tou au[xßaXXo[xsvou xouxouMspou? ttj 
ält7]cj£1> tou 9op£(o? rrpovola? 81a Xoyapiaapi6v tou [iiypi tou 
ö<j;ou? ttj? xaxaßXTjüelaT;? Trpoaxacrla?. To aux6 layua eni 7rpo- 
axaala? (xeXcov olxoyevsla? tou Sixaiouyou Stdc Ta? d^tcoasi?, 
£9’wv eyei Sixalcopia ouxo? oaov a90pa xd piX tj xaüxa x 9 j? 
olxoyevela? xou. 

’'Ap&pov 53ov 

(1) ’Edv 7 ipoa( 07 rov, to ottolov aup^covo)? 7rpo? xd? 8iaxa$£i? 
xou £vo? £x xwv crupßaXXopivcov Mepcov Srxaiouxai, 7rapoyo)v Xoyco 
ßXaßTj?, fyn? enrik&ev et? ttjv TTEpioyyjv 8ixaio8oala? xou Ixlpou 
aupßaXXopivou Mspouc, £y£i * Tot? 8iaxat;ei? xou aup- 
ßaXXopivou xoüxou Mepou? a^lcoatv evavxlov xplxou 81a ttjv 
a7roxaxaaxaaLV tt)? ßXaßTj?, tj a£lcom? dTroxaxaCTxaCTeo)? pexa- 
ßißa^exai ßdaet xtov laxuouatjv Siol xov uTröypecov epopeen Sioltol- 
5 s«V £1? XOV 90p£a xouxov. 

( 2 ) , E9 ’octov 6 ü 7roxpsoi? 9opeü? eyei aup9G>vco? irp6? xd? 
layuouaa? 81a xouxov St-axa^ei.? dpeaov dtpcoaiv evavxlov xplxou, 
to £xepov aupßaXXopevov Mepo? avayvtopl^ei xauxirjv. 

’Ap^pov 54ov 

Eta9opal 7 rp 6 ? ttjv xoivümxtjv da9aXt.aiv, ai'xLV£? cru(JL9ü)vco? 
7ipo? xd? Siaxd^ei*? £vo? ix xöv aupLßaXXotjisvcov M£pcov otpei- 
Xovxai 6tt6 7rpoad)7rou xivo?, xo otiolov Six\ievei elc, ttjv mpioyrp 
SixaioSoaia? xou £X£pou cruu.ßaXXo(X£vou Mipou?, Sövaxat d>cr- 
auxo? vd £La7rpdxxo)vxai. £i? xr;v izepioyry auxirjv o>? £^90- 
pat, alxtvs? 09£iXovxai cru[X9(ov(u? x:p6? xd? Siaxa^si? xou auix- 
ßaXXopLlvou toutou Mlpou?. 

’Ap-Ö'pov 55ov 

Al Sich xd^£i? du.90X£po)v xeov crup.ßaXXopi£VG)v M£pcov jzepl 
IxXoyipiöxTjxo? xov r < <T9aXt.CTjx£vo)v xal xcuv sp yoSoxwv eiq xd 
opyava xov 9op£cov xal xc5v Ivcocteojv auxeov, o? xal 7T£pl 8to- 
piapiou xov £7iixl[xcov puAoW £L? xd da9aXiaxtxd SrxaaxTjpt.a, Szv 
-ülyovxat utto xou olpü^pou 4. 

MEPOS OrAOON 

JleTitßctriYMt vmi tzXivmi (h(tTä$H$ 

’Ap-üpo v 56ov 

(1) f H Trapouaa SupißaaL? Siv &e[Le\ioi d?loaw iiü Trapo/wv 
Sid xov xpovov xxp6 xrj? Ivdp^sco? x% icT^ucx? xtj?. 

(2) Kax’^aptxoy^v xtj? 7iapoua7j? SupLßdcr£Co? Slov ottco? 
XapLßdvcovxaL utt’Ö^iv xal 7T£plo§ot. £la9opwv xal l^opLotoupLsvot 
XpovoL, oIxlv£? Sitjvu f>7jaav 7rpo xt]? lvdp^£co? xt)? l^xuo? auxrj?. 

(3) *H 7iapouaa Eup-ßaat.? £9app.6^sxat xal licl d(T9aXiaxixo)v 
7i£p!.7rxd)a£cov, alxt.v£? ett/jXD'Ov jrp6 XTj? £vdp^£co? XTj? layuo? 
x*/j?. ’Ev 7rpox£L|X£vo) laxüouaL xd xdxofh: 

(a) EuvxaSsi.?, alxtV£? 8£v lyopTjyiQO-'/jaav 7rp6 xtj? lay^o? 
xrj? Trapoüa'/j? Eu[xßda£co? X6ycp xtj? lüay£V£la? ^ xou 
x6ttou SiapLOVTj? xou Sixato^you, ^Xouaiv d 7 rov£[x*/]-ÜYi 
7) avaßi.tv>a£t, oltzo xtj? Ivdp^sco? layuo? xtj? 7rapoöaTj? 
Su[xßda£CO? xal ßda£L xaux'/j?, x w P^ ^Tj9f>ouv utz 
o^iv xuyöv avxl^xoi Sicht oc^eiq xtj? s^vixr^? vop.oÜ£ala? 
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gäbe dieses Abkommens von dessen Inkraft- 
treten an festgestellt oder zum Wiederaufleben 
gebracht, falls der Berechtigte dies innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens 
beantragt. Wird der Antrag nach Ablauf dieser 
Frist gestellt, so wird die Rente mit Beginn des 
Antragsmonats festgestellt oder zum Wiederauf- 
leben gebracht, soweit der Anspruch nicht aus- 
geschlossen oder verjährt ist. 

b) Renten, die bereits vor dem Inkrafttreten des 
Abkommens festgestellt worden sind, werden 
ohne Rücksicht auf entgegenstehende innerstaat- 
liche Vorschriften über die Verjährung oder den 
Ausschluß von Ansprüchen nach Maßgabe des 
Abkommens von dessen Inkrafttreten an neu fest- 
gestellt, wenn der Berechtigte dies innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens 
beantragt. Die Rechtskraft früherer Entscheidun- 
gen steht nicht entgegen. 

Artikel 57 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Athen 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Rati- 
fikationsurkunden ausgetauscht werden. 

Artikel 58 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Griechenland 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 59 

(1) Dieses Abkommen bleibt für ein Jahr nach seinem 
Inkrafttreten gültig. Seine Geltungsdauer verlängert sich 
jeweils um ein Jahr, sofern es nicht mit einer Frist von 
drei Monaten zum Jahresende schriftlich gekündigt wird. 

(2) Tritt das Abkommen außer Kraft, so gelten seine 
Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Leistungs- 
ansprüche weiter; einschränkende innerstaatliche Vor- 
schriften über den Ausschluß eines Anspruchs oder das 
Ruhen oder die Entziehung von Leistungen wegen des 
Aufenthalts im Ausland bleiben für diese Ansprüche un- 
berücksichtigt. 

(3) Das Abkommen wird auf Anwartschaften, die bis 
zu seinem Außerkrafttreten erworben sind, nach Maßgabe 
einer Zusatzvereinbarung weiter angewendet. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 25. April 1961 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 

A. H. van Sch erpenberg 
Dr. CI aussen 

Für das 

Königreich Griechenland: 

Ypsil anti 


7:£pt 7:apaYP*9% ^ xaTapyrjGECo; a^coascov st; Tcspt- 
tctoglv xatFijv tjIIeXe ^tjttjgei. touto 6 SixamOyo; evt6; 
Suoetcov aTu6 TT % svap^sco; T7j; iay\So; T7j; EotzßaGEo*;. 
’Eav tj ev X6yw avrrjai; tjDeXev Ü7roßX7]-Ü7j piETa ttjv 
T rapsXEuenv t 7j; -poß-Eapda; Taur tj;, tj aövTa^i; &*a- 
TTOVEpLTJiHi Tj D-’dvaßtCOCTT) OCTTO TOU (JITJVO; T7j; UTTOßoXTj; 

t?]; aiTTjasco? ^ 9 > oaov tj al'tcom; 8 ev zyzi xaTapYVj^ 
} h Trapaypa?^. 

(ß) ZuvTa'sr;, aiTivs; d7rsv£pL7ji>7jaav tj87j Trpo tt]; Evap- 
£eco; ioyöo; tt]; SufxßiaEOT;, aTrovspLOVTa», ex veou 
ßaasi tt]; 2up.ßaa£ü>; a tzo tt]; svip^sco; tayuo; t 7j;, 
ycopt; va XafjLßdvciivrat utt’&Jhv a'mßsToi ^LaTa^st; 
tt]; sftvrxTj; votzo-ßsaLa; 7:£p[ 7rapaypa97j; tj xaTapyr^- 
geco; a$icoGEcov, scp’ö'jov 6 8 m<xl oö/o; tjDeXe ^tjttjgel 
touto evto; 7upol>E<T[jda; 8uo ItcTjv dtTTO tt ]; £vap;ECo; 
tt); lg/oo; tt); Suußaoso);. To SsSixaGtzivov 7rpo7j- 
youpsveov ölt: o^paoEcov Sev arzorzlsi xcoXupa Sri ttjv 
£ 9 ap!j.oyY)v tt]; TiapouGTj;. 

’Apitpov 57ov 

(1) 'H Trapouoa £ufzßaai; yyrßzi £7r!.xupcoGeco;. Ti eyypa 9 <x 
tt]; E7Uxupd>Gsco; DeXougiv avTaXXay7j t 6 TayuTspov Suvxtov 
ev ’AtHjvar;. 

(2) 'H iayu; tt); Tcapouo/j; £up.ßiGsto; ap/cTai a tto tt]; 

77pCOT7j; 7][i.Epa; TOU SsUTEpOU [XTJVO; [JLETa TTJV 7TapoSoV TOU 

[ztjvo;, xaTa t6v ottolov ft’avTxXXaycooi Ta xupomxa lyypa^pa. 
’Ap&pov 58ov 

*H 7rapouoa SojjLßaai; Icjyßzi xat 8ia ttjv ycopav tou Bspo- 
Xlvou, eo’ogov tj KußspvvjG!.; tt); ‘Otzoo-ovStaxT]; ATjrzoxpaTia; 
tt); TEppLavla; Sfv Trpoßfj evto; 7rpo9-sopia; Tpicov [ztjvcov oltzo 
tt]; Evio^Eco; T/j; tayöo; tt] ; £u[zßaGsoy; etc avTiDsTOV StjXcoglv 
a~£u9uvotZEv7jv 7rpo; ttjv Kußspv^aiv tou BaoiXstou tt]; c EXXa- 
8o;. 

’Ap&pov 59ov 

(1) TI 7rapouaa SupßaGt; auvarrTETai Sidc ttjv SiapXEtav Ivo; 
etou; a-o t rfc Ivap^eco; tt]; Ig/uo; auTr,;. *H SiapxELa tt]; 
[cjyßoc, rrapaTELVETat. a7ro etou; el; ^to;, z^ogov tj Eugßaat,; 
8zv xaTayy eXXetä i ypaTTco; evto; TrpottEGpia; Tpiwv pTjvcov 
aTro tou teXou; tou etou;. 

(2) ’E9*ogov tj Hupßaat; rrauaTj layuouaa, al 8iol'z6£ > zi<; auTTj; 
s;axoXou{>ouv tayuouoai Sta Ta; psypi. tote a^toast; etti 7rapo- 
ycov. LIspLoptGTixat Sr aTaJst.; t^; eUvlxt]; vopoO-caia; Tuspt xa- 
TapyTjGsco; a^icoaEco; ^ avaoToXTj; ^ xaTapyrjGECo; 7uapoyc5v 
Xoycp tt]; StapovTj; st; to E^WTEpixov Sev XapßavovTat utt’Ö^w 
S ta Ta; a^wGEL; TaUTa;. 

(3) TI Supßaai; £;axoXou{>Et E 9 apuo^op.Ev/j ßaGEi ttpogDe- 
tou Gup 9 tov'la; e7tl TrpoaSoxtcov, atTivs; EXT^t>Tjaav [liypi tt]; 
X'/j;eco; ttj; tayua; ttj;. 

EO’O Ol TTAHPEHOYSIOI uTrlypa^av ttjv Trapoöoav 

SufißaGiv xa^ s^EGav Ta; G9payiSa; auTÖv. 

EFENETO ev Bowtj ttjv 25tjv ’AttplXlou 1961 st; Suo 
TTpcoTOTUTra, sxaGTOv st; yspuavixTjv xal eXXtjvlxtjv yXoiaaav, 
ExaaTou tcvv XEipiEvcov ScGpLsuovTo; e; lgou. 

Ara ttjv 

' O'ioGTrovS'.ax/jv ATjuoxpaTiav tt]; TEppavta; 

A. II. van Seherpenberg 
Dr. CI aussen 

Aia to 

BaG^Xct-ov ttj; 'EXXaSo; 

0. 'Y^TjXavTTj; 
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Schlußprotokoll 

BEI DER UNTERZEICHNUNG des heute zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Griechenland geschlossenen Abkommens über Soziale 
Sicherheit geben die Bevollmächtigten der beiden Ver- 
tragsparteien die Erklärung ab, daß über folgendes Ein- 
verständnis besteht: 

1. Als Verordnungen im Sinne des Artikels 1 Num- 
mer 4 des Abkommens gelten auch Erlasse der grie- 
chischen Minister auf Grund gesetzlicher Ermächti- 
gungen. 

2. Als Ausdehnung des bestehenden Rechts auf neue 
Personengruppen im Sinne des Artikels 2 Absatz (3) 
Buchstabe b) des Abkommens gilt nicht 

die Ausdehnung der Versicherungspflicht durch 
Satzungsänderung in der deutschen Unfallversiche- 
rung, 

die Ausdehnung der Anwendung der bei Inkraft- 
treten dieses Schlußprotokolls geltenden griechi- 
schen Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit 
auf weitere Teile des Hoheitsgebietes von Griechen- 
land oder auf weitere Personengruppen. 

3. Bei der Feststellung der Ansprüche nach den grie- 
chischen Rechtsvorschriften über die Zusatzversiche- 
rung oder über die Gewährung von Pauschalbeträgen 
für bestimmte Fälle (Vorsorgeversicherung) werden 
nur die nach den genannten Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Beitragszeiten und gleichgestellten 
Zeiten berücksichtigt. 

4. Die zuständigen griechischen Behörden behalten sich 
vor, anstelle der griechischen Sozialversicherungs- 
anstalt (IKA) einen anderen Träger als zuständigen 
Träger zu benennen. 

5. Die zuständigen Träger jeder Vertragspartei sollen 
dem Versicherten während des Verfahrens zur Fest- 
stellung der Rente nach Abschnitt IV des Abkom- 
mens einen Vorschuß gewähren, wenn der Versicherte 
die Voraussetzungen zum Bezug einer Rente nach 
den Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei erfüllt 
oder, wenn aus den vorgelegten Unterlagen hervor- 
geht, daß er wahrscheinlich die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf eine solche Rente erfüllen wird. 

6. Sind nach den deutschen Rechtsvorschriften über die 
Rentenversicherung bei der Berechnung des Ver- 
hältnisses, in dem das Brutto-Arbeitsentgelt des Ver- 
sicherten zu dem durchschnittlichen Brutto-Arbeits- 
entgelt aller Versicherten gestanden hat, die Pflicht- 
beiträge der ersten fünf Kalenderjahre nicht zu 
berücksichtigen, so gelten als die ersten fünf Kalen- 
derjahre diejenigen, die nach dem ersten Eintritt in 
eine deutsche Rentenversicherung oder in eine Ver- 
sicherung für den Fall der Invalidität, des Alters und 
zugunsten der Hinterbliebenen nach den griechischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind. 

7. Die Träger der deutschen Rentenversicherung ver- 
fahren bei Feststellung der Renten, für welche die 
vor dem 1. Januar 1957 geltenden Vorschriften über 
die Zusammensetzung und die Berechnung der 
Renten anzuwenden sind, wie folgt: 

a) Für die Feststellung, ob die Anwartschaft erhalten 
ist oder als erhalten gilt, stehen Beitragszeiten 
und gleichgestellte Zeiten nach den griechischen 
Rechtsvorschriften den Beitragszeiten nach den 
deutschen Rechtsvorschriften gleich; sie werden 
nach Maßgabe des Artikels 30 des Abkommens 
berücksichtigt. 


TeXtxov IIpcoToxoXXov 

’EIII TH 'YIIOrPA<PH ttj; G7j[xzpov [Xzt x'ü T7j; *0;xog::ov- 
Sixxtji; Atj[xoxpxt1x<; ttj<; rzptxavLxz; xxl tou BxgcXzIou tt); *EXXa- 
8o; g'jvxoOzigt^ Su[xßxG£Co; Tzspi xoivcnxr^ ao9xXzlx; oi 
nXTjpz^oüotoi tcov 8uo ou[xßaXXo[Xzvcov Mzptov StjXovgiv, Öti 69 1- 

G TXTXl 73 XXTCOTZpCO GUpt/pCOvlx t 

1. 'O; Sixtxy[xxtx ut to ttjv zvvoixv tou apQpou 1 r:ap. (4) r tj; 
Supßiaeco^ voouvTa', cögxÜtok; xxl xrzorpxGZi^ twv *EX- 
Xtjvcov 1 Yttoopy&v £xS(,S6[X£vxi xxt’ £$ougio86ttjglv votxou. 

2. '£1; ztzzxtxgv; tou loyuovTO^ Stxalou ztzl vzcov xxtTjyo- 
picöv 7 rpoccÖ 7 :cov U7TO ttjv zvvo'.av tou apOpou 2 rrxp. (3) 
gtoi y . (ß) ttj<; Eofxßxozco; 8 zv OscopztTxi 

73 zttzxtxg!.; tt ( ; xg9x}xotvx7j; ÜTto/pzeoozo); S'.a Tporzo- 
TTOV/JOZCO; XXVOVLGJXCÖV £V T7J ycp [XXV 1x73 XG'px7lGZl XTU- 
773 (XX TCO V, 

73 zrziv.TXGiq ttj; ^apptoy/j; tcov xxtx ttjv evap£iv iayti 0 ; 
TGU TsXlXOU TOUTOU IIpcOTOXoXXGU Ic/IOUGOOV eXXTjVLXCÖV 
SlXTX^ZCOV 7ZZ pL XOIVCOVIXTJ^ QLGQxXzlxZ Z'A VZX T[X 7 J[XXTX 
T 7 j; TZZplO/Tfe SlXXloSoaiX^ TTJ£ 'EXXxSoZ TJ ZIZ, VZXZ XXTTJ- 
YOptx^ TTpOGCOTTCOV. 

3. Kxtx TOV Xa0op(,G[XOV tcov Sixxxcojxxtcov GVU. 9 CÜVC 0 ; rrpo; 
tx; Sixrx^zic, t% zXXtjvlxt^ voxoOzalx; rzpi sTr'/xoupiXTj; 
ao9aXlazco; 73 rzpi x 0 P r tT^ GZCi ^ ^9*Ärx5 ypTjrxxTtxcov ttx- 

pO'/COV ziz cbpiGp L£VX; 7 T£pl 7 TTCOC£i; ((XGCpxXLGL^ TTpOVOlXc) 

XajxßxvovToa ut’ Ö^tv [xövov al xxtx tx; Iv Xoyco Sixzx^ziz 
SlXV'jdzLGXl TTZploSot, CLGCpOpCOV Xxl Z'QUOlOUplZVOl /OOVOL. 

4 . AL app.6Siat zXXtjvlxx! apyxl z-i/puXxaGouv zi; exutx; to 
S ixalcoux va oplaouv, cxvt! tou 'EXXtjvixou 'I 3 cu;xxto; 
Ivowcovlxcov , Act9xXlg£cov (I.Iv.A.), ztzcgv oopzx co; ap- 
[JtoSlOV 90p£X. 

5 . Ol ap*x6St.oi 90 pzXc, zxxgtgu t< uv GupißaXXopLzvcov Mzpcöv 
Szov Öttco; xxTxßaXXcoGtv zlq tov y;c79xX'.G[X£Vov xxtx tt ( v 
0 Lxpxstxv t^; SlxScxxgIxp S:x ttjv arrovojx^v t^; gjvtx- 
pscop Gug.9cbvco; 7ip6; to TSTXpTOv Mfpo; ttj; EoixßxTZW; 
TTpOXXTxßoX/JV, £XV 6 TJG ?xXl< 7 pivO£ TX'/JpOt TX; TTpO’JTTO- 
i>£G£L; 8lX TTJV X 7 /^LV G’JVTX'SCO; G'jp9cbvC0^ TpOZ TX^ 
S'.XTXpsip TO’J GU[XßxXXO[X£VO’J TOUTOU Mipou; 7J £XV £X TCOV 
UTOßXrjülvTCOV StXXloXoy'^TLXCOV TTpOXUTTTZi, OT f , OUTQ' 
ttlDxvco; 1>x ttXtjpoi tx; TrpoÜToßfazt,; S’.x t T t v xplcoo'.v 
tolxuttj^ guvtxEzcoc. 

6 . , E 9 ’ 6 (TOv gu[X 9 covco^ rrpo; Ta^ yzpuxvtxxc SixtxJzi; tzzc! 
XG9xX1ct£CO; OUVTx5sCOV XXTX TOV UTToXovLGUOV T7j; G/£- 
azeo;, £V T7J OTZolx TzXoUV XI (XXX^XpiGTOL a“ 08 O'/xl TOU 
'TJ G 9 xXl G (X Z VOU Trpo^ TOV (X^GOV Öpov Tc 7)V aXX^XpiGTCOV 
arroSo/cov ttxvtcov tcöv 7jG9aXLG[Xzvcov, al ürro/pzcoTixal 
ZlG 90 pxl TCÖV TC£VT£ 7TpCOTCOV 'TJ(X£poXoy!.XX(OV £TC 0 V ?ZV 
XxußxVOVTXl UTl’Ö^tV, ü'ZCOpOUVTXt, COp TX TTZVTZ TTpCOTX 7J[XZ- 
poXoyiXXX £T7J Ta £ir/ 3 , TOC OTToTx Sc/JVUÜ'/JGXV [X£TX T 7JV Tpcö“ 
ttjv u^aycoyrjv zl^ yzpfxavixyjv xg 9 xXlgw guvtx^ecov ^ zl^ 

XG9XX(.GLV S(,X TTJV 7 rzpt 7 :TCOGLV TTjq XVXTT/Jplx^, TOU 'f/jpXTO; 

xxl tou üxvxtou GUJX9C0VC0? 7rpo^ tx^ zX>.tjvixx; Slxtx'Z!.:. 

7. Oi 9 opz~; tcTjv yzpuxvixcöv <xg9xX1gzcov guvtx'zcov zvzp- 
youv co; axoXouÜco; Ögov a 90 px ttjv xtovoxtjv guvtxJzcov, 
<kx tx^ orolap £ 9 xp[Xo^ovTxt ai 7 rpo r?j; I 73 ; Hxvouxplou 
1957 ioyuouaxi Sixzx^zi' rzzpl guvO-zgzco; xxl uToXoyi- 

G 1 XOU TCÖV guvtx^zcov: 

(x) npo; S(,X7TLGTCOGLV, ZXV Tj TTpOGSoxlx ZTzXypCO&TJ TJ X V 
^zcopztTxi co; TrX'cjpco^zlGx, al TzzpioSoi eia9opcöv xal 
ol z^opLotoüixzvoL ypovot xxtx tx; DAtjvlxx; Slxtx^l; 
Z^O'XOlOÜVTai TTpOi; TX^ 7ZZp!.63ou; ZlGOOpCOV XXTX TX^ 
yzpjxavtxx; SiXTX^tq. Aa[xßxvovTat un'o'^’-v ßxazi tou 
apOpou 30 ttj; Su[xßxGzcoc. 
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b) Für die Entscheidung, ob eine Rente nach den vor 
dem 1. Januar 1957 geltenden Vorschriften über 
die Zusammensetzung und Berechnung der Renten 
zu gewähren ist, werden Beitragszeiten, die nach 
dem 31. Dezember 1956 nach den griechischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt sind, wie Beiträge 
behandelt, die nach diesem Zeitpunkt nach den 
deutschen Rechtsvorschriften entrichtet worden 
sind. 

8. a) Halten sich Angehörige einer Person, die bei 

einem deutschen Träger der Krankenversicherung 
versichert ist, gewöhnlich in Griechenland in 
einem Gebiet auf, in dem die Sozialversiche- 
rungsanstalt (1KA) gleichwertige Leistungen 
selbst oder auf anderem Wege erbringen kann, 
so erhalten sie vom l.Mai 1961 an Leistungen 
der Krankenversicherung nach Maßgabe des Ab- 
kommens. 

b) Die zuständigen deutschen Träger erstatten der 
Sozialversicherungsanstalt (IKA) die Aufwendun- 
gen für Sachleistungen, die dieser Träger auf 
Grund des Buchstaben a) erbracht hat, nach Maß- 
gabe des Abkommens binnen drei Monaten nach 
seinem Inkrafttreten. Geldleistungen, die von 
den zuständigen degtschen Trägern auf Grund 
des Buchstaben a) zu gewähren sind, werden erst 
nach Inkrafttreten des Abkommens gezahlt. 

9. a) Leistungen, zu deren Gewährung deutsche Trä- 

ger nach Maßgabe des Abkommens oder dieses 
Schlußprotokolls verpflichtet sind, sind gegen- 
über Personen in Griechenland nur zu erbringen, 
wenn sich diese Personen dort in einem Gebiet 
aufhalten, in dem die Sozialversicherungsanstalt 
(IKA) oder ein anderer griechischer Träger 
gleichartige Leistungen selbst oder auf anderem 
Wege erbringen kann. 

b) Für ärztliche Untersuchungen, die nach Artikel 45 
Absatz (2) des Abkommens im Hoheitsgebiet von 
Griechenland an Personen vorzunehmen sind, die 
sich dort in einem Gebiet aufhalten, in dem die 
Sozialversicherungsanstalt (IKA) oder ein ande- 
rer griechischer Träger gleichartige Untersuchun- 
gen nicht selbst oder auf einem anderen Wege 
erbringen kann, werden die Reisekosten, der 
Verdienstausfall, die Kosten für die Unterbrin- 
gung zu Beobachtungszwecken und die sonstigen 
Nebenkosten nur erstattet, soweit sie zu erstat- 
ten wären, wenn ein griechischer Träger die 
Untersuchung veranlaßt hätte. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Griechenland über Soziale Sicherheit und gilt unter 
denselben Voraussetzungen und für dieselbe Dauer wie 
das Abkommen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 25. April 1961 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(ß) lipo; xplaiv Idv TTpsTZSL vd /opyjyYjDYj avvxa^i; av;r- 
peoveo; 7rpo; xd; 7rpo xyj; lYj;’Iavovaplou 1957 layvov - 
aa ; 8iaxa$£i; Trepi auvuTroXoyiap^v xal v7roXoyiapt.ov 
xeov auvxa^scov, TceptoSoi, dapopcov, atxiv£; SiyjvvDyj- 
aav [i.£xa xyjv 31yjv AexepißpLOU 1956 avpiptovco; rrp6; 
xd ; iXXYjvixd; 8iaxd££i;, Da Dccoptövxai A; dapopal, 
ai'xiv£; xax£ßXY;DYjaav ptexa xov ypovov avxov aup/pco- 
vco; rrp6; xd; y£pp^vixd; Staxa^eic. 

8. (a) ’Ep’ öaov giXT) oixoy£V£ia; -poaco-xov YjapaXiqiivov 

£i; yeppLavLXOv epopioe aapaXla£to; aaD£V£ia; SiaraEvovv 
svvyjDco; £i; 7i£pioyYjv xyj; *EXXdSo;, £vDa xo "ISpuaa 
Koivcovixtov ’AapaXla£tvv (I.K.A.) Svvaxai va yopr r 
yYjcrjq , £ix£ 8i* ISltov avxov pilatov, cl'xs xax’ aXXov 
xpo7:ov, rrapopmla; Trapoyd;, xavxa Xapißdvouv diro x?,; 
Iyj; Maiov 1961 7Tapoyd; xyj; aapaXlasto; daD£V£ia; 
ßaaa xyj; Sug-ßaascog. 

(ß) Ol appioSioi yepii.avi.xoL popst; arroSiSovv £i; xo'TSpvpcx 
Koivcovixtov AapaXla£wv (I.K.A.) xd; Sarrdva; Sid 
rcapoyd; d; £Z8 o;, xd; OTiola; 6 popsv; oSxo; lyopYj- 
yYja£ ßda£i xov axoiydov (a), avp^tovco; 7rpo; xyjv Svp^ 
ßaatv £vxo; xpi&v pajv£>v arrö xvj; £vdp5£to; xyj; layvo; 
xyj;. üapoyal d; ypr^pta, aixiv£; Ssov va jrpaypiaxo- 
ttolyjDovv U7to x&v appioSlcov y£ppiavixa>v popscov ßda£i 
xov axoiydov (a), &;opXovvxai ptovov ptsxa xyjv £vap;iv 
tayvo; xyj; SupißdaEtv;. 

9. (a) Ilapoyal 8id xyjv :rpayp(.axo7TolYjaiv xeov 6-olcov Hvai 

vrröypEoi y£pptavixol popei; ßdaa xyj; Svpt.ßdaEto; yj 
xov 7rapovxo; xeXixov üpcoxoxoXXov, yopYjyovvxai et; 
rrpoacoTra ev 'EXXdSi, Ep’ oaov xa xrpoatoTra xavxa 
StapLEvovv ei; TTEpioy/jv, svDa xo HSpvpta Koivcovixtov 
’AapaXlaEtov ( I. K. A.) tj Ixspo; sXXyjvixo; popsv; Svva- 
xat va yopYjyYjCTY], £tx£ Si’ ISicov avxov [Jtsacov, £t'x£ xax’ 
aXXov xpoTrov, rrapopLola^ rrapoyac. 

(ß) II pox£ipt£VOv 7T£pl laxpLXcvv i^exaaccov, al'xLVE; Szov 
va £V£pyYjDovv xaxa xo apDpov 45 rrapaypapoc (2) xyj; 
SvptßaCT£co<; zlq xyjv 7T£pioyYjv SixaioSoalas xyjc; *EXXa- 
Soq eic, Trpoacarra Siaptivovxa elc, 7T£p ioy yjv, £vDa xo 
"ISpvpia Kotvcavtxcov ’AcrpaXlascov (I. K. A.) yj £X£po; 
£XXyjvlx6<; pop£v^ S£v Svvaxai va £V£pyi^CTYj £tx£ SiTSlcov 
avxov pL£acov, £tx£ xax’ aXXov xpo^ov, 7Tapoptola; l^sxd- 
a£L<;, i] aTToSoan; l^oScov ptexaxtvyjcTEco^, dr:coX£la^ [jli- 
aDov, SaTravcov SiapLov^ Std Xoyov? TrapaxoXovDYja£co^ 
xat aXXcov picxpoSaTravoiv ^v£py£ixat, äp’ooov Da £ya>p£!. 
xotavxYj aTroSocitp zlq yjv 7T£pl7rxcoa!.v s;:xaa^ £ly£ 
:rp oxXt,Dyj vtxo eXXyjvixoö popfcoc. 

To xeXixov xovxo r:pcoxoxoXXov dr:ox£X£L [ispop x^pEvpißdo£cop 
pL£xa$6 xyj? ‘0[i.oa7TOvS[,axYj(; AYj[i.oxpaxlai; xyj^ T£ppLavla^ xal 
xov BaaLX£Lou xyj^ *EXXdSo<; ~epi xotvcovtxYj; dcrpaXsla^ xal 
layv£t Ottö xdq avxd<; 7rpov7roD£0£t^ xal S'A xö avxov ypovtxov 
SLaoxYj[JLa Y) Svpißaa^. 

ETENETO £v Bovvfl xyjv 25'/jv ’ArrpiXlov 1961 Svo 
TTpcoxöxv^a, £xaoxov ziq xyjv y£ppt.avtxyjv xal xr,v IXXyjvxl^v 
yXcoaaav, £xd<rxov xeov x£tpi£vcov S£aii.£vovxo; £$ ’lctov. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland: 
A. H. van Scherpenberg 
Dr. CI aussen 


Aid xyjv 

'Opt-oarrovSiaxYjv AYjpioxpaxlav xyj^ T£ppiavla; 
A. H. van Scherpenberg 
Dr. Clausscn 


Für das 

Königreich Griechenland: 
Ypsi lanti 


Aid x6 

BaalX£iov xyj^ f E/AdSo; 
0. ‘T^YjXdvx'/j; 
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Drucksache IV/720 


Denkschrift 

zum Abkommen und zum Schlußprotokoll 


I. 

Allgemeines 

Nach den amtlichen Statistiken ist die Zahl der grie- 
chischen Arbeitnehmer im Bundesgebiet und im 
Land Berlin in den Jahren 1954 bis 1959 allmählich 
von 548 im Jahre 1954 auf 4089 im Jahre 1959 an- 
gestiegen; sie betrug (Stichtag jeweils der 30. Juli) 

1960 13 005, 

1961 40 768 und am 

30. September 1961 53 049. 

In Griechenland sind nach vorsichtiger Schätzung 

500 bis 1000 deutsche Staatsangehörige in abhängi- 
ger Stellung beschäftigt. 

Die meisten Griechen im Bundesgebiet dürften Wan- 
derarbeitnehmer sein, die über kurz oder lang nach 
Griechenland zurückkehren. Wie festgestellt wurde, 
wollen jedoch viele Griechen — im Gegensatz zu 
anderen ausländischen Arbeitskräften — nicht als 
Saisonarbeiter, sondern für einige Jahre oder sogar 
dauernd im Bundesgebiet bleiben. 

II. 

Abkommen 

Das Abkommen regelt auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit die Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten. Es erstreckt sich in der Bundesrepublik auf 
die Krankenversicherung, die Unfallversicherung 
und die Rentenversicherungen sowie auf die Kinder- 
geldgesetze. Es gilt für deutsche und griechische 
Staatsangehörige sowie für die Familienangehörigen 
und Hinterbliebenen dieser Personen. 

Das Abkommen beruht im wesentlichen auf den 
Grundsätzen der Verordnungen Nr. 3 und 4 des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
(beide im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. 30 Seite 561/58 veröffentlicht). Das gilt vor 
allem für die Vorschriften über 

a) die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staats- 
angehörigen in ihren Rechten und Pflichten auf 
Grund der Vorschriften über Soziale Sicherheit 
(Artikel 4), 

b) die — regelmäßig uneingeschränkte — Gewäh- 
rung von Leistungen bei Aufenthalt im anderen 
Staat (Artikel 5 Abs. 1), 

c) die Anwendung der deutschen oder der griechi- 
schen Rechtsvorschriften (Artikel 6 bis 10), 

d) die Zusammenrechnung der nach dem Recht bei- 
der Staaten zurückgelegten Versicherungszeiten 
für den Erwerb und die Erhaltung von Ansprü- 
chen, für die Begründung einer Pflichtversiche- 
rung und für die Berechnung der Leistungen 
(Artikel 12 Abs. 1, Artikel 15 Abs. 7, Artikel 23 
Abs. 2, Artikel 30, 31, 33, 34 und 39), 

e) das Recht der freiwilligen Weiterversicherung 
unter Anrechnung im anderen Staat zurückgeleg- 
ter Versicherungszeiten (Artikel 20 und 35), 


f) die Gewährung von Aushilfeleistungen aus der 
Kranken- und Unfallversicherung bei Aufenthalt 
in dem Staat, in dem nicht der zuständige Träger 
seinen Sitz hat (Artikel 13 bis 16, 21 und 22), 

g) die Gewährung von Teilrenten aus den Renten- 
versicherungen beider Staaten, wenn der Berech- 
tigte in beiden Staaten versichert war (Artikel 28 
Abs. 3, Artikel 33 und 34), 

h) die Berücksichtigung von Arbeitsunfällen, die 
nach dem Recht des einen Staates als solche gel- 
ten, bei der Feststellung der Entschädigungs- 
pflicht und der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
aus einem Arbeitsunfall, der nach dem Recht des 
anderen Staates als solcher gilt (Artikel 24), 

i) die Entschädigung von Berufskrankheiten, wenn 
der Erkrankte in beiden Staaten eine gefähr- 
dende Beschäftigung ausgeübt hat (Artikel 25), 

k) die — zeitlich beschränkte — Gewährung von 
Familienbeihilfen (Kindergeld) an Personen, die 
im Gebiet des einen Staates beschäftigt sind, 
auch für Kinder im anderen Staat (Artikel 38), 

l) die Anwendung des Abkommens auf Versiche- 
rungszeiten und Versicherungsfälle, die vor sei- 
nem Inkrafttreten zurückgelegt oder eingetreten 
sind (Artikel 56 Abs. 2 und 3). 


Das Abkommen enthält folgende Abschnitte: 


Allgemeine Bestimmungen 
Krankenversicherung 
Unfallversicherung 
Rentenversicherungen 
Abgrenzungsvorschriften 
Familienbeihilfen 
Verschiedene Bestimmungen 
Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen 


(Artikel 1 bis 
(Artikel 12 bis 
(Artikel 21 bis 
(Artikel 28 bis 
(Artikel 36 und 
(Artikel 38 und 
(Artikel 40 bis 

(Artikel 56 bis 


11 ) 

20 ) 

27) 

35) 

37) 

39) 

55) 

59). 


III. 


Schlußprotokoll 

Das Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens. 

Es regelt insbesondere 

a) die Zahlung von Vorschüssen aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen während des Fest- 
stellungsverfahrens (Nr. 5), 

b) die Berücksichtigung griechischer Versicherungs- 
zeiten, wenn gewisse Vorschriften der deutschen 
Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze in Be- 
tracht kommen (Nr. 6 und 7), 

c) die Gewährung von Leistungen der Krankenver- 
sicherung für die in Griechenland zurückgeblie- 
benen Familienangehörigen der in der Bundes- 
republik beschäftigten griechischen Arbeitneh- 
mer zu Lasten der für diese Arbeitnehmer 
zuständigen deutschen Krankenkassen schon für 
die Zeit vom 1. Mai 1961 an (Nr. 8), 

d) den territorialen Geltungsbereich des Vertrags- 
werkes unter Berücksichtigung des Umstandes, 
daß die griechischen Vorschriften über Soziale 
Sicherheit erst nach und nach auf das ganze 
Staatsgebiet ausgedehnt werden (Nr. 9). 
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Übersicht 

über das griechische System der Sozialen Sicherheit 


1. Allgemeines 

Griechenland hat zur Zeit etwa 8,5 Millionen Ein- 
wohner, davon etwa 3,2 Millionen Erwerbstätige. 
Sie teilen sich auf in 2 Millionen Selbständige und 
1,2 Millionen Arbeitnehmer. Von den 3,2 Millionen 
Erwerbstätigen sind etwa 42 v. H. (= 1,3 Millionen 
Personen) sozialversichert. Das sind vor allem ein 
Teil der Selbständigen und die Arbeitnehmer in den 
größeren Städten (Athen/Piräus und Saloniki), in 
denen etwa ein Viertel der Bevölkerung lebt. 

Die Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit gel- 
ten gegenwärtig nur in gewissen Teilen des Landes; 
sie sollen nach und nach auf das ganze Staatsgebiet 
ausgedehnt werden. 

Die Pflichtversicherung der Arbeiter und Angestell- 
ten für die Fälle der Krankheit, der Invalidität, des 
Alters und des Todes wurde im Jahre 1922 einge- 
führt. Das Gesetz verpflichtete die Arbeitgeber, die 
eine gewisse Mindestzahl von Arbeitnehmern be- 
schäftigten, betriebliche Versicherungseinrichtungen 
zu schaffen. Der Erfolg war jedoch gering, so daß 
sich der Staat auf Drängen der Gewerkschaften ent- 
schließen mußte, selbst Pflichtversicherungskassen 
für bestimmte Berufsgruppen (darunter auch Selb- 
ständige) zu gründen. Der Schutz der Sozialversiche- 
rung erstreckte sich nur auf bestimmte Arbeitneh- 
mergruppen und auf Arbeitnehmer bestimmter Un- 
ternehmen. Diese Kassen blieben, soweit sie lei- 
stungsfähig waren, bestehen, als im Jahre 1934 
durch das Gesetz über Sozialversicherungen mit der 
Errichtung der Sozialversicherungsanstalt (Idryma 
Koinonikon Asphaliseon, abgekürzt IKA) ein allge- 
meiner Schutz der Arbeitnehmer vorgesehen wurde. 
Diese Anstalt ist heute der allgemeine Träger der 
sozialen Pflichtversicherung der Arbeitnehmer. 

Das Sozialversicherungsgesetz von 1934 wurde im 
Jahre 1951 überarbeitet, wobei die Leistungen ver- 
bessert wurden. Es ist seitdem mehrfach, zuletzt 1960, 
geändert und ergänzt worden. 

Neben der Sozialversicherung bestehen noch Pflicht- 
versicherungen für gewisse Gruppen selbständig Er- 
werbstätiger. 

In den Gebieten, in denen die Sozialversicherung 
eingeführt ist, besteht für alle Arbeitnehmer — mit 
Ausnahme der männlichen und weiblichen Hausge- 
hilfen — Versicherungsschutz für den Fall der 
Krankheit, der Mutterschaft, der Invalidität (ein- 
schließlich der durch Arbeitsunfall bedingten Inva- 
lidität), des Alters und des Todes. 

2. Krankenversicherung 

Der Krankenversicherungsschutz umfaßt etwa 30 v. H. 
der nichtländlichen Bevölkerung. Bei dem IKA sind 
etwa 630 000 Arbeitnehmer und 70 000 Familienan- 
gehörige, bei den 43 bestehenden Sonderkassen 
etwa 1,5 Millionen Personen versichert. 

Im allgemeinen System (IKA) beträgt der Beitrags- 
satz 9,5 v. H. des Entgelts; auf den Versicherten ent- 


fallen 3,25 v. H., auf den Arbeitgeber 6,25 v. H. Die 
Beitragsbemessungsgrenze liegt bei einem Monats- 
entgelt von 5250 Drachmen (d. i. etwa 460, — - DM). 

Als Leistungen werden gewährt 

a) ärztliche und fachärztliche Behandlung, 

b) Geburtshilfe, 

c) Krankenhaus- und Sanatoriumspflege, 

d) Zahnbehandlung und Zahnersatz, 

e) Versorgung mit Arzneimitteln, 

f) prothetische Versorgung, 

g) Bäderkuren. 

Krankengeld wird vom vierten Tag der Arbeitsun- 
fähigkeit an für längstens 6 Monate gewährt. Seine 
Hohe entspricht durchschnittlich der Hälfte des der 
Beitragsberechnung zugrunde liegenden Tagesent- 
gelts; dazu kommen Zuschläge für die Familienange- 
hörigen. 

Die ärztliche und fachärztliche Behandlung wird in 
den von dem IKA eingerichteten Ambulatorien 
durchgeführt, wo das ärztliche Personal häufig stun- 
denweise gegen Entgelt angestellt ist. Eine freie 
Arztwahl ist in diesen Fällen nicht möglich. Bei 
stationärer Behandlung besteht freie Wahl unter 
den Vertragskrankenhäusern. 

Die Sonderkassen verfahren ähnlich. 

Arzneimittel werden von den Apotheken ausgehän- 
digt, die mit den Trägern Kollektivverträge abge- 
schlossen haben. 

3. Rentenversicherung 

Neben dem allgemeinen Träger, dem IKA, führen 
43 Sonderkassen die Rentenversicherung der Ar- 
beitnehmer durch. Außerdem sind einzelne Arbeit- 
geber (z. B. die Eisenbahn, die Hafenbehörde von 
Piräus, die Freizone von Saloniki u. a. m.) gehalten, 
die Rentenversicherung selbst durchzuführen. 

Versichert sind etwa 800 000 Personen, davon über 
600 000 bei dem IKA. Im allgemeinen System 
beträgt der Beitragssatz 8,0 v. H. des Entgelts 
(= Arbeitgeber 5,75 v. H., Arbeitnehmer 2,25 v. IT.). 
Der Beitragssatz bei den Sonderkassen ist unter- 
schiedlich. 

a) Altersrente 

Altersrente wird gewährt an Männer, die das 
65. Lebensjahr und an Frauen, die das 60. Le- 
bensjahr vollendet haben, sofern insgesamt 
2500 Arbeitstage oder in den letzten 5 Jahren 
vorher jährlich mindestens 100 Arbeitstage 
(Wartezeit) zurückgelegt worden sind. Die Warte- 
zeit steigt ab 1. Januar 1962 um 175 Arbeitstage 
jährlich bis auf 4050 Arbeitstage. Die Altersrente 
kann schon von der Vollendung des 60. Lebens- 
jahres, bei Frauen des 55. Lebensjahres an ge- 
währt werden, sofern die Wartezeit (siehe oben) 
erfüllt ist. Allerdings wird die Rente für jeden 
Monat, der am 65. bzw. 60. Lebensjahr fehlt, um 
V 200 gekürzt. 
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Für den Unterhalt der Ehefrau wird die Ver- 
sichertenrente um 50 vom Plündert, für ein Kind 
um 20 vom Plündert, für das zweite Kind um 
15 vom Phmdert und für jedes weitere Kind um 
10 vom Plündert erhöht. Der Gesamtrentenbetrag 
darf aber das der Rentenberechnung zugrunde 
liegende Entgelt nicht übersteigen. 

Die Rente berechnet sich nach dem Entgelt, nach 
dem der Beitrag im Laufe der Mehrzahl der Tage 
während der letzten zwei Jahre vor dem Ver- 
sicherungsfall festgesetzt wurde. Sie besteht aus 
einem festen Grundbetrag und aus Steigerungs- 
beträgen, die aus Entgelt und Versicherungszei- 
ten errechnet werden. 

b) Invaliditätsrente 

Der Versicherte ist invalide, w’enn er nicht mehr 
imstande ist, sich in irgendeinem Beruf ein Ent- 
gelt zu verschaffen, das höher ist als ein Drittel 
des Normallohns eines vergleichbaren Arbeit- 
nehmers. Kann er zwar mehr als ein Drittel, aber 
weniger als zwei Drittel verdienen, dann wird 
eine vorübergehende Entschädigung für beruf- 
liche Wiederanpassung gewährt, die wie die In- 
validitätsrente berechnet wird. 

Benötigt der Rentner Pflege durch eine dritte 
Person, so wird eine Pflegezulage in Plöhe von 
50 vom Plündert der Invaliditätsrente gewährt. 

Im übrigen entsprechen die Voraussetzungen 
denen für die Altersrente. 

c:) Hinterbliebenenrente 
Hinterbliebenenrente erhalten 

a) die Witwe oder der arbeitsunfähige, bedürf- 
tige Witwer, 

b) die Waisen unter 18 Jahren, 

c) die Enkel, die Vollwaisen und 

d) die Eltern, wenn sie vom Verstorbenen un- 
terhalten wurden. 

Die Witwenrente beträgt 70 vom Hundert, die 
Halbwaisenrente 20 vom Hundert, die Voll- 
waisenrente 60 vom Hundert der Versicherten- 
rente. Die Summe der Renten für Witwe und 
Kinder darf die Versichertenrente nicht über- 
steigen. 

d) Renten nach Unfällen und Arbeits- 
unfällen 

Ist der Tod oder die Invalidität Folge eines Ar- 
beitsunfalls, so entfällt die Wartezeit. Die Rente 
darf in diesem Fall nicht niedriger sein als 
60 vom Hundert des vorhergehenden Verdien- 
stes des Verstorbenen. 

Ist der Tod oder die Invalidität Folge eines Un- 
falls, der nicht Arbeitsunfall war, so wird nur die 
Hälfte der Wartezeit gefordert. 

In den Sondersystemen sind die Voraussetzungen, 
die Rentenberechnung, der Invaliditätsbegriff, der 


Hinterbliebenenbegriff, das Rentenalter usw. unter- 
schiedlich. In der Regel werden die Altersrenten 
nach 15 Beitragsjahren, die Invaliditäts- und Hinter- 
bliebenenrenten nach 5 Beitragsjahren gewährt. 

4. Zusatzversicherungen 

Zur Ergänzung der nach der Gründung des IKA 
(1935) zunächst sehr geringen Leistungen aus dem 
Versicherungszweig Invalidität, Alter und Tod wur- 
den obligatorische Zusatzkassen geschaffen. Sie um- 
fassen heute etwa ein Viertel aller Arbeitnehmer 
(einschließlich der Beamten). 

Die Beitragssätze zu diesen Einrichtungen sind sehr 
unterschiedlich und werden vielfach durch bestimmte 
Sondersteuern ergänzt. 

Als Leistungen werden Zusatzrenten und Sterbe- 
gelder gewährt. Einige Kassen zahlen auch Heirats- 
beihilfen. 

5. Vorsorgekassen 

Neben der allgemeinen Versicherung und der Zu- 
satzversicherung bestehen noch Vorsorgekassen. 

Sie gewähren für den Fall der Invalidität, des Alters 
und des Todes Leistungen in Form von Pauschal- 
beträgen. Der Betrag schwankt je nach der Zahl der 
Beitragsjahre, dem Beitragssatz und den Vorschrif- 
ten der einzelnen Kasse (insgesamt 27) zwischen 5 
und 35 Monatsentgelten. 

Daneben haben verschiedene Kassen der Hauptver- 
sicherung als besonderen Zweig sogenannte Vor- 
sorgezweige eingeführt, die Vorsorgeleistungen 
ebenfalls in Form von Pauschalbeträgen gewähren. 
Durch die Vorsorgekassen und Vorsorgezweige sind 
19 vom Plündert der rentenversicherten Personen 
geschützt. 

6. Familienbeihilfen 

Ab 1. Januar 1960 werden an die Arbeitnehmer Fa- 
milienbeihilfen für das erste und zweite Kind ge- 
währt. 

Der Beitrag beträgt 2 vom Hundert des Lohnes; er 
wird je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Ar- 
beitnehmer aufgebracht. Träger der Beihilfe ist der 
Träger der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung. 

Familienbeihilfe wird gewährt vom Beginn des Ka- 
lenderjahres nach der Geburt bis zum Ende des 
Jahres nach Vollendung des 14. Lebensjahres, so- 
fern die Kinder sich ständig im Inland aufhalten. 

Die Familienbeihilfe für das erste Kind beträgt 
etwa 3 Drachmen, für das zweite Kind etwa 2 Drach- 
men für jeden Arbeitstag, hängt jedoch von der 
Zahl der im vorausgegangenen Kalenderjahr nach- 
gewiesenen Arbeitstage ab. Die Einkünfte des Er- 
nährers bleiben unberücksichtigt. 
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